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Die Sitzung wird um 9 Uhr durch den Präsiden-
ten D. Dr. Gerstenmaier eröffnet. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Meine Damen und Herren! Ich darf ,die Glück-
wünsche des Hauses aussprechen zum 70. Geburts-
tag dem Herrn Abgeordneten Kirchhoff, 

(Beifall) 
zum 65. Geburtstag dem Herrn Abgeordneten 
Professor Dr. Luchtenberg, 

(Beifall) 
zum 65. Geburtstag dem Herrn Abgeordneten 
Frühwald 

(Beifall) 
und zum 60. Geburtstag dem Herrn Abgeordneten 
Professor Dr. Gülich. 

(Beifall.) 

Ich darf das Haus weiter davon in Kenntnis 
setzen, daß der Abgeordnete Hellwege mit Wir-
kung vom 26. Mai 1955 gemäß § 51 des Wahl-
gesetzes zum zweiten Bundestag und zur Bundes-
versammlung wegen seiner Wahl zum Minister-
präsidenten des Landes Niedersachsen auf seinen 
Sitz im Bundestag verzichtet hat. Der Vorstand des 
Bundestages hat nach § 52 des Wahlgesetzes die-
sen Verzicht anerkannt. 

Als seine Nachfolgerin ist Frau Margot Kalinke 
mit  Wirkung vom 3. Juni 1955 in den Bundestag 
eingetreten. Ich darf Frau Kalinke zur Wieder-
aufnahme ihrer parlamentarischen Arbeit begrüßen 
und sie in unserer Mitte willkommen heißen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die übrigen amtlichen Mitteilungen werden ohne  

Verlesung in den Stenographischen Bericht aufge-
nommen: 

Der Herr Bundesminister des Innern hat unter dem 
26. Mai 1955 die Kleine Anfrage 166 der Fraktion der DP 
betreffend Gewährung von Sprachenzulagen (Druck-
sache 1304) beantwortet. Sein Schreiben wird als Druck-
sache 1431 vervielfältigt. 

Der Herr Bundesminister für Wirtschaft hat unter dem 
25. Mai 1955 die Kleine Anfrage 172 der Fraktion der 
FDP betreffend Abwicklung des Investitionshilfegesetzes 
(Drucksache 1354) beantwortet. Sein Schreiben wird als 
Drucksache 1428 vervielfältigt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers hat auf den 
Beschluß des Bundestages vom 14. Juli 1954 über die 
Änderung der Verordnung über Wermutwein und Kräu-
terwein mit Schreiben vom 2. Juni 1955 mitgeteilt, daß 
die vom Bundestag gewünschte Ergänzung der Verord-
nung nicht möglich sei. Das Schreiben wird als Druck-
sache 1410 verteilt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers hat mit Schrei-
ben vom 31. Mai 1955 gemäß § 20 Abs. 5 des Milch- und 
Fettgesetzes in der Fassung vom 10. Dezember 1952 den 
Entwurf einer Verordnung M Nr. 2/55 über Preise für 
Vorzugsmilch dem Bundestag übersandt. Der Entwurf 
liegt im Archiv zur Kenntnisnahme aus. 

Meine Damen und Herren! Vor Eintritt in die 
Tagesordnung habe ich weiter bekanntzugeben: 
Das vom Deutschen Bundestag am 18. März 1955 
verabschiedete Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über den Ablauf der durch Kriegsvorschriften ge-
hemmten Fristen in der Sozial- und Arbeitslosen-
versicherung — das sind die Drucksachen 675 und 
1251 — steht, nachdem der Bundesrat am 1. April 
1955 zugestimmt hat, zur Verkündung im Bundes-
gesetzblatt an. Auf der Grundlage eines Hinweises 
durch das Bundesarbeits- bzw. Bundesjustizmini-
sterium wurde nachträglich festgestellt, daß nach 
§ 1 Nr. 1 des Änderungsgesetzes in der beschlos-
senen Fassung § 2 des Ursprungsgesetzes (Bun-
desgesetzblatt 1952 Teil I Seite 737) eine Neu

-

formulierung erfahren würde, die  bezüglich ihrer 
Anwendbarkeit Zweifel zuläßt und vom Gesetz-
geber nicht beabsichtigt worden ist. An die Stelle 
des bisherigen Wortlauts in § 1 Nr. 1 des Ände-
rungsgesetzes: 

1. werden in  Satz  1 die Worte „als Soldat" ersetzt 
durch die Worte „dem Deutschen Reich Kriegs-, 
Sanitäts- oder ähnliche Dienste geleistet 
haben . . ." 

müßte der folgende veränderte Wortlaut treten: 

1. werden in Satz 1 die Worte „als Soldat" ersetzt 
durch die Worte „in Ausübung von Kriegs-, 
Sanitäts- oder ähnlichen dem Deutschen Reich 
geleisteten Diensten". 

Ich darf annehmen, daß das Haus mit diesem ver-
änderten Wortlaut einverstanden ist. 

Ich komme damit zur Tagesordnung und rufe 
auf Punkt 1 der Tagesordnung: 

Vereidigung der Bundesminister des Aus-
wärtigen, für Verteidigung und für Ange-
legenheiten des Bundesrates. 

Ich darf dazu das Haus von zwei Schreiben des 
Herrn Bundeskanzlers unterrichten. Mir ist ein 
Brief des Herrn Bundeskanzlers vom 7. Juni zuge-
gangen, in dem es heißt: 

Ich habe den Herrn Bundespräsidenten ge-
beten, mich von meinem Amt als Bundes-
minister des Auswärtigen zu entbinden. Der 
Herr Bundespräsident hat diesem Antrage ent-
sprochen. 
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0 (Präsident D. Dr. Gerstenmaier) 
Herr Hellwege hat infolge seiner Wahl zum 

Ministerpräsidenten des Landes Niedersachsen 
um Enthebung von seinem Amt als Bundes-
minister für Angelegenheiten ides  Bundesrates
gebeten. Der Herr Bundespräsident hat auch 
diesem Antrag entsprochen. 

Ich beehre mich, hiervon dem Deutschen 
Bundestag Mitteilung zu machen. 

Das Haus ist informiert. 

In einem zweiten Schreiben schreibt der Herr 
Bundeskanzler unter dem 7. Juni: 

Der Herr Bundespräsident hat am 7. Juni 
1955 den 

Herrn Rechtsanwalt und Notar Dr. Heinrich 
von Brentano, MdB, zum Bundesminister des 
Auswärtigen, 

Herrn Theodor Blank, MdB, zum Bundes-
minister  für Verteidigung 

und 

Herrn Dr. Hans-Joachim von Merkatz, MdB, 
zum Bundesminister für Angelegenheiten 
des Bundesrates ernannt. 

Ich bitte Sie, die Vereidigung der  Herren 
Bundesminister Dr. von Brentano, Blank und 
Dr. von Merkatz gemäß Art. 64 Abs. 2 des 
Grundgesetzes in  der Sitzung des Bundestages 
vom 8. Juni 1955 vorzunehmen. 

Meine Damen und Herren, die Vereidigung der 
Bundesminister des Auswärtigen, für Verteidigung 
und für Angelegenheiten ides  Bundesrates ist nach 
Art. 64 des Grundgesetzes vor dem Bundestag vor-
zunehmen. Ich darf das Haus bitten, sich zu er-
heben. — Sie haben das getan, meine Damen und 
Herren. Ich darf die Herren Minister bitten, zu 
mir heranzutreten. 

Herr Dr. Heinrich von Brentano! Nach 
Art. 64 ides  Grundgesetzes werden die Bundes-
minister vereidigt und leisten vor dem Bundestag 
den in Art. 56 des Grundgesetzes vorgesehenen Eid. 
Ich spreche Ihnen die ,Eidesformel nach Art. 56 des 
Grundgesetzes vor: 

Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle 
des  deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen 
mehren, Schaden von ihm wenden, das Grund-
gesetz und die Gesetze des Bundes wahren und 
verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft er

-füllen und Gerechtigkeit gegen jedermann 
üben werde. So wahr mir Gott helfe. 

Ich bitte Sie, die rechte Hand zu erheben und mir 
die Formel zur Verpflichtung auf diesen Eid nach

-

zusprechen: „Ich schwöre, so wahr mir Gott helfe." 

Dr. von Brentano, Bundesminister des Auswär-
tigen: Ich schwöre, so wahr mir Gott helfe. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Bundes-
minister, ich darf Ihnen die Glückwünsche des 
Hauses aussprechen und Ihnen Gottes  Segen zu 
Ihrem neuen Amte wünschen. 

Ich bitte den Herrn Bundesminister für Verteidi-
gung Theodor  Blank,  zu mir  heranzutreten. — 
Herr  Bundesminister! Nach Art. 64 des Grund-
gesetzes werden die Bundesminister vereidigt und 
leisten vor dem Bundestag den soeben verlesenen 
Eid. Ich bitte Sie, die rechte Hand zu erheben und  

mir die Formel zur Verpflichtung auf diesen Eid 
nachzusprechen: „Ich schwöre, so wahr mir Gott 
helfe." 

Blank, Bundesminister für Verteidigung: Ich 
schwöre, so wahr mir Gott helfe. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Bundes-
minister, ich darf Ihnen die Glückwünsche des 
Hauses zur Übernahme Ihres schweren Amtes aus-
sprechen. 

Ich bitte  den Herrn Bundesminister für Ange-
legenheiten des Bundesrates, Herrn Dr. Hans-
Joachim  von Merk  a t z, zu mir heranzutreten. 
Herr Bundesminister, Sie haben den Eid gehört. Ich 
darf Sie bitten, die rechte Hand zu erheben und 
mir die Formel zur Verpflichtung auf diesen Eid 
nachzusprechen: „Ich schwöre, so wahr mir Gott 
helfe." 

Dr. von Merkatz, Bundesminister für Angelegen-
heiten des Bundesrates: Ich schwöre, so wahr mir 
Gott helfe. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Bundes-
minister,  ich darf Ihnen die Glückwünsche des 
Hauses zu Ihrem Amt aussprechen. 

(Die vereidigten Minister nehmen auf der 
Regierungsbank Platz. — Beifall bei den 

Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, ich bin eben davon 
unterrichtet worden, daß eine interfraktionelle 
Vereinbarung zustande gekommen ist, wonach die 
Sitzung jetzt, vor Aufruf der nächsten Tagesord-
nungspunkte, unterbroche n werden soll. Ich 
unterbreche demgemäß die Sitzung bis 10 Uhr. 

(Unterbrechung der Sitzung: 9 Uhr 9 Minuten.) 

Die Sitzung wird um 10 Uhr 32 Minuten durch 
den Präsidenten D. Dr. Gerstenmaier wieder er-
öffnet. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, die unterbrochene Sitzung ist wieder 
eröffnet. 

Ich komme zu Punkt 2 der Tagesordnung: 

Beratung des Mündlichen Berichts des 
Ausschusses für Gesamtdeutsche und Ber-
liner Fragen (35. Ausschuß) über den An-
trag der Fraktion der DP betreffend Amts-
sitz des Bundesministeriums für gesamt-
deutsche Fragen (Drucksachen 1314, 584). 

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er das 
Wort zum Bericht wünscht. — Das Wort hat der 
Abgeordnete Brandt. 

Brandt (Berlin) (SPD), Berichterstatter: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich darf zu-
nächst daran erinnern, daß der jetzige Herr Bun-
desminis ter Dr. von Merkatz bei der Vorlage des 
Antrags der Deutschen Partei im Plenum grund-
sätzliche politische und rechtspolitische Erwägun-
gen vorgetragen hat, die auch im Ausschuß noch 
einmal vorgebracht und erörtert wurden, Er-
wägungen, die von dem Grundsatz des Fort-
bestehens des Reichs und davon ausgingen, es sei 
ein ungeschriebener Bestandteil der Verfassung, 
daß Berlin die Hauptstadt des Reichs gewesen und 
geblieben sei. In Ergänzung dazu wurde vorgetra- 
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gen, daß die Bundesrepublik in der Reichshaupt-
stadt keine nur wie eine Vertretung aussehende 
Repräsentation haben dürfe. Der Vertreter der 
antragstellenden Fraktion hat auch vor dem Aus-
schuß dargelegt, es gebe nur einen Staat und nur 
eine Souveränität, und einer der unumstrittenen 
und nach wie vor gültigen Verfassungsgrundsätze 
sei die traditionelle Bestimmung Berlins als legale 
Hauptstadt Deutschlands. Dieser Verfassungs-
grundsatz werde weder im innerstaatlichen Recht 
noch in der völkerrechtlichen Praxis dadurch auf-
gehoben, daß die Regierung sich gegenwärtig noch 
in ihrem westdeutschen Exil befinde und durch 
Besatzungsrecht gehindert sei, ihre verfassungs-
rechtliche Hoheitsgewalt in Berlin auszuüben. Es 
ging also den Antragstellern bei diesem Antrag 
und bei dem Antrag, über den hinterher noch zu 
berichten sein wird, darum — so wurde darge-
legt —, daß durch die Verlegung der Hauptamts-
sitze, wie man es nannte, zweier wesentlicher In-
stitutionen der deutschen Hoheitsgewalt nach Ber-
lin eine klare Feststellung des deutschen Rechts-
standpunktes getroffen werden sollte. So, meinte 
man, gehe die Bedeutung dieser Empfehlungen 
weit über einen symbolischen Akt hinaus. 

Bei den Debatten im Ausschuß kam von den 
verschiedensten Seiten her zum Ausdruck, diese 
Interpretation der Antragsteller und die Feststel-
lung einer so grundsätzlichen rechtspolitischen Be-
deutung schienen weit über die praktische Aus-
wirkungsmöglichkeit des Antrags hinauszugehen. 
Es wurde jedoch — und darauf darf ich vielleicht 
im Rahmen dieser Berichterstattung hinweisen — 
von  verschiedenen Ausschußmitgliedern gefordert, 
abgesehen von diesem Antrag sollte man sehr wohl 
überlegen, ob es nicht an der Zeit sei, zu weit um-
fassenderen Entscheidungen zu kommen, zu Ent-
scheidungen, die im Jahre 1949 nicht möglich 
waren, wenn man jetzt das Problem der Stellung 
Berlins und seines Verhältnisses zum Bund im Zu-
sammenhang mit der Abwicklung des Besatzungs-
zustandes und der damit verbundenen Maßnahmen 
zur Diskussion stelle. Es wurde von Ausschußmit-
gliedern weiter festgestellt, daß durchaus erwogen 
werden müsse, ob nicht im Hinblick auf die Stel-
lung Berlins beschlossen werden sollte, alle Bun-
deseinrichtungen, die nicht aus zwingenden Grün-
den in Westdeutschland verbleiben müssen, nach 
Berlin zu verlegen. Bei dieser Feststellung war 
man sich freilich darüber im klaren, daß eine 
solche Initiative selbstverständlich nicht von einem 
Ausschuß ausgehen könne. 

Von anderer Seite wurde im Ausschuß betont, 
daß auch die übrigen Länder der freien Welt Ber-
lin nach wie vor als Hauptstadt ansehen und von 
Parlament und Regierung der Bundesrepublik er-
warten, daß ihnen kein Opfer zu groß ist, um die-
sen Standpunkt auch ihrerseits zu bekräftigen. 
Andererseits wurde namentlich durch die Aus-

schußmitglieder, die der Opposition angehören, 
darauf Bezug genommen, daß schon bei der Be-
sprechung des Antrags im Plenum dem Grundsatz 
beigepflichtet worden sei, so viel Bundesregierung 
wie möglich nach Berlin zu verlegen. Darüber hin-
aus wurde Wert gelegt auf die Klarstellung, daß 
es sich nicht darum handeln könne, ob die Bundes-
regierung als Verfassungsorgan und ihre Kabi-
nettsmitglieder rechtlich einen Sitz haben, sondern 
vielmehr darum, wo der behördliche Apparat tätig 
werden soll, um politisch einen höchstmöglichen 
Effekt zu erzielen. 

Von diesem Ausgangspunkt her sind in weiteren 
Erörterungen die tatsächlichen Verhältnisse und 
die sich praktisch ergebenden Auswirkungen der 
diesem Antrag zugrunde liegenden Empfehlung 
im einzelnen geprüft worden. Es ist erörtert wor-
den, ob durch organisatorische und personelle Um-
stellungen innerhalb des Ministeriums für ge-
samtdeutsche Fragen der praktischen Verwirk-
lichung der Verlagerung des Schwerpunktes seiner 
Tätigkeit nach Berlin nähergekommen werden 
könne. Das Ministerium selbst hatte schon im 
August vorigen Jahres ein Memorandum unter-
breitet, in dem dargelegt wurde, daß sich neben 
der Zentralabteilung und der Leitung die Abtei-
lungen I und III dieses Ministeriums im Bonner 
Bereich befinden, während die Abteilung II mit 
138 Beschäftigten ihren Sitz in Berlin hat. Es 
wurde dargelegt, daß es schwierig sein würde, 
wesentliche Teile des Apparats, der sich bisher im 
Bonner Bereich befindet, nach Berlin zu verlegen. 
Dazu wurden von seiten der Ausschußmitglie-

der jedoch auch andere Gesichtspunkte vorgetra-
gen. Unumstritten war, daß dieses Ministerium, 
solange die Bundesregierung in Bonn tätig ist, im 
westlichen Bundesgebiet wesentliche politische, 
organisatorische und gesetzgeberische Aufgab en 
zu leisten hat. Nicht ganz einheitlich war die Mei-
nung darüber, ob nicht unbeschadet dessen ein 
größerer Teil der Arbeit als bisher nach Berlin 
verlegt werden könnte. 

Der Bundesminister hat seinerseits zugesagt, er 
wolle überprüfen, ob organisatorische oder per-
sonelle Verlegungen innerhalb des Ministeriums 
eine Abwicklung der Tätigkeit ermöglichen wür-
den, die den Intentionen des Antrags weitgehend 
entspreche, und ob eine noch häufigere Anwesen-
heit des Bundesministers oder des Staatssekretärs 
in Berlin vorgesehen werden könne. In diesem 
Zusammenhang ist — ich glaube fast einhellig — 
im Ausschuß die Meinung vertreten worden, es 
sollte auch überprüft werden — der Bundesmini-
ster hat dies auch seinerseits zugesagt —, ob nicht 
das Ministerium gegebenenfalls durch einen zwei-
ten Staatssekretär in Berlin vertreten werden 
könnte. 
Bei einer nochmaligen Beratung dieses Gegen-

standes anläßlich einer Sitzung des Ausschusses 
in Berlin hatte der Berichterstatter den Vorschlag 
gemacht, den Antrag der Fraktion der Deutschen 
Partei dahingehend zu modifizieren, daß der Bun-
destag es für erwünscht halte, für das Bundes-
ministerium für gesamtdeutsche Fragen sowohl 
Berlin als auch Bonn als Arbeitssitz zu bestim-
men. Damit sollte ein Ansatzpunkt gegeben wer-
den, um dem echten Anliegen der Antragsteller, 
wie es vom Abgeordneten Schneider vor dem Aus-
schuß nochmals erläutert worden war, gerecht zu 
werden, ohne den berechtigten Interessen der ge-
samten Kabinettsarbeit Schaden zuzufügen. Der 
Vorschlag, wie ich ihn vorgetragen habe, fand bei 
der Mehrheit der Ausschußmitglieder Zustimmung, 
wobei allerdings von verschiedenen Seiten hervor-
gehoben wurde, daß diese Willensbekundung des 
Parlaments nicht nur platonische Bedeutung erhal-
ten dürfe; vielmehr müsse alles unternommen wer-
den, um die Stellung des Ministeriums in Berlin 
zu stärken. 
An den Ausschußberatungen waren neben dem 

federführenden Ausschuß für Gesamtdeutsche und 
Berliner Fragen die Ausschüsse für Angelegenhei

-

ten der inneren Verwaltung und für Rechtswesen 
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und Verfassungsrecht mitbeteiligt. Ich habe Ihnen 
mitzuteilen, daß der Antrag der Fraktion der Deut-
schen Partei von diesen beiden mitberatenden Aus-
schüssen abgelehnt wurde. Der Rechtsausschuß er-
hob gegen den Antrag in seiner ursprünglichen 
Form verfassungsrechtliche Bedenken. Der Aus-
schuß für Angelegenheiten der inneren Verwal-
tung erklärte, das Petitum sei zwar wünschens-
wert, er sehe aber keine praktische Möglichkeit, 
das Anliegen des Antrags zu verwirklichen. 

Ich habe nunmehr die Ehre, Sie namens des Aus-
schusses zu bitten, der von der Mehrheit des Aus-
schusses angenommenen Empfehlung beizutreten 
und zu beschließen, daß der Bundestag es für er-
wünscht hält, sowohl Berlin als auch Bonn als 
Amtssitz des Bundesministeriums für gesamt-
deutsche Fragen zu bestimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. Ich eröffne die allgemeine 
Beratung. Wird das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. Ich schließe die allgemeine Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag 
des Ausschusses in der vorliegenden Form zustim-
men will, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Gegen eine Stimme angenommen. 

Ich komme zu Punkt 3 der Tagesordnung: 
Beratung des Mündlichen Berichts des 
Ausschusses für Gesamtdeutsche und Ber-
liner Fragen (35. Ausschuß) über den Antrag 
der Fraktion der DP betreffend Amtssitz 
des Bundespräsidenten (Drucksachen 1315, 
586). 

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er das 
Wort zum Mündlichen Bericht wünscht. — Das 
Wort hat als Berichterstatter der Herr Abgeord-
nete Professor Dr. Reif. 

Dr. Reif (FDP) Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Ausschuß emp-
fiehlt Ihnen, den Antrag Drucksache 586 für ge-
genstandslos zu erklären. Der Ausschuß ist zu die-
ser Entscheidung gekommen zunächst auf Grund 
der rechtlichen Überlegungen, die für diesen An-
trag im selben Umfang gelten wie für den, über 
den wir unter dem vorigen Punkt der Tagesord-
nung gesprochen haben. 

Der Ausschuß ist aber weiterhin zu dieser Ent-
scheidung deshalb gekommen, weil, wie dem Hause 
bekannt ist, der Herr Bundespräsident schon wäh-
rend der vorigen Legislaturperiode den Wunsch 
geäußert hatte, einen zweiten Amtssitz in Berlin 
zu haben. Während der 2. Bundesversammlung ist 
den Teilnehmern Gelegenheit gegeben worden, 
sich davon zu überzeugen, daß die Wiederherstel-
lung des Schlosses Bellevue in Berlin Fortschritte 
macht. Es ist also dem Anliegen durch das, was 
bisher geschehen ist, Genüge geleistet. Wir haben 
die Hoffnung, daß das Schloß Bellevue bald be-
zugsfertig sein wird. Aber mit der hier eingelei-
teten Maßnahmenreihe ist der Gegenstand dieses 
Antrags gewissermaßen schon vorweggenommen 
worden, und deshalb schlägt der Ausschuß vor, 
den Antrag für gegenstandslos zu erklären. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. Ich eröffne die allgemeine 
Beratung. Wird das Wort gewünscht? — Das ist 

nicht der Fall. Ich schließe die allgemeine Bera-
tung. Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem An-
trag des Ausschusses, Drucksache 1315 — ich wie-
derhole: dem Antrag des Ausschusses, Drucksache 
1315 — zustimmen will, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ge-
gen einige Stimmen ist der Antrag des Ausschus-
ses angenommen, das heißt, der Antrag der Frak-
tion der DP auf Drucksache 586 ist damit für ge-
genstandslos erklärt. 

Ich rufe auf Punkt 4 der Tagesordnung: 
Dritte Beratung des Entwurfs eines Geset-
zes über die Personalvertretungen in den 
öffentlichen Verwaltungen und Betrieben 
(Personalvertretungsgesetz) (Drucksachen 
1189, 160 [neu]); 
Zusammenstellung der Beschlüsse in zwei-
ter Beratung (Drucksache 1287). 
(Erste Beratung: 20. Sitzung, zweite Bera-
tung: 73. Sitzung.) 

Dazu liegen eine Reihe von Anträgen auf den 
Umdrucken 346, 374, 375, 376 und 377 vor. Meine 
Damen und Herren, ich frage, ob eine allgemeine 
Beratung in der dritten Lesung gewünscht wird. — 
Ich sehe, das ist nicht der Fall. Wir können dann 
unmittelbar zu den Änderungsanträgen bzw. zu 
den Paragraphen kommen, zu denen Änderungs-
anträge vorliegen. 
Meine Damen und Herren! Bevor wir in die 

Sache eintreten, lassen Sie mich folgende Anre-
gung geben, für die ich die Zustimmung des Hau-
ses erbitte. Es liegen, wie Sie sehen, eine ganze 
Reihe von Änderungsanträgen vor. In einzelnen 
Fällen könnte eine Diskussion darüber entstehen, 
welcher Antrag bzw. welche Formulierung als die 
weitergehende gewertet werden soll. Ich bin nach 
einer Prüfung des Gegenstandes zu folgender Auf-
fassung gekommen und möchte Sie bitten, ihr nach 
Möglichkeit zu folgen. Ich glaube, daß alle An-
träge, die darauf hinzielen, die ursprüngliche Aus-
schußfassung herzustellen, generell als die weiter-
gehenden anzusehen sind und deshalb zuerst zur 
Abstimmung gebracht werden sollten. Ich glaube, 
daß das die richtige Beurteilung ist, und ich wäre 
dankbar, wenn ihr bei den Abstimmungen ganz 
allgemein gefolgt werden könnte. 
Ich eröffne damit die Einzelberatung und rufe 

zunächst auf § 22 mit dem Änderungsantrag auf 
Umdruck 374*) Ziffer 1. Ich mache das Haus darauf 
aufmerksam, daß sich dieser Änderungsantrag zu-
gleich auf § 26 Abs. 1 Satz 1, auf § 26 Abs. 2 Satz 1, 
auf § 76 Abs. 1, auf § 77 Abs. 1 und § 92 a bezieht. 
Ich frage, ob zu Umdruck 374 Ziffer 1 das Wort ge-
wünscht wird. — Das Wort hat der Herr Abgeord-
nete Ludwig. 

Ludwig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Meine Ausführungen sollen sich zu-
gleich auch auf die soeben vom Herrn Präsidenten 
genannten Paragraphen beziehen. Die Angelegen-
heit ist in zweiter Lesung zweifellos eingehend 
diskutiert worden. Trotzdem haben wir noch ein-
mal überprüft, ob es nicht doch notwendig ist, sie 
erneut aufzurollen. Wir halten die Einwände, die 
gegen die Zuständigkeit der Arbeitsgerichte vor-
gebracht wurden, nicht für begründet. Zunächst 
einmal ist die Personalvertretung kein Organ der 
Verwaltung, sondern ein aus unabhängigen Wah- 

*) Siehe Anlage 3. 
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len hervorgegangenes Gremium des Personals zur 
Vertretung der Interessen der Arbeiter, Angestell-
ten und Beamten. In verschiedenen Ländern ist 
ja auch der öffentliche Dienst unter die Betriebs-
rätegesetze gefallen, und nirgends haben sich aus 
der Zuständigkeit der Arbeitsgerichte Schwierig-
keiten ergeben. Die Hinweise auf verfassungsrecht-
liche Bedenken, auf die Störung der Systematik 
und Logik erscheinen uns in keiner Weise stich-
haltig. Die Arbeitsgerichte sollen ja nur zuständig 
sein — das bitte ich besonders zu beachten; denn 
darauf kommt es an — bei Wahlanfechtung, bei 
Auflösung des Personalrats und Ausschluß von 
Mitgliedern, bei Wahlberechtigung und Wählbar-
keit, bei Wahl und Amtszeit sowie Zusammen-
setzung der Betriebsvertretung, Zuständigkeit und 
Geschäftsführung, Bestehen oder Nichtbestehen 
von Dienstvereinbarungen. Das ist das Wesent-
liche, was unter die Zuständigkeit der Arbeits-
gerichte fallen soll, und Sie werden gemerkt 
haben, daß das tatsächlich Formalitäten sind, die 
ganz auf die Praxis der Arbeitsgerichte zugeschnit-
ten sind. Das Dienstverhältnis und das Recht der 
Beamten sind in keiner Weise berührt; hierfür 
sind nach wie vor die Verwaltungsgerichte zu-
ständig. 

Weiter muß darauf hingewiesen werden, daß 
zwei Drittel der Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst in Streitfällen sowieso den Arbeitsgerich-
ten unterstehen. Man sollte sich doch die großen 
Erfahrungen der Arbeitsgerichte zunutze machen. 
Das Verfahren der Arbeitsgerichte ist rasch und 
billig. Aber wir wollen doch auch Wert legen auf 
eine einheitliche Rechtsprechung, die sich als wich-
tig und notwendig erwiesen hat. Da liegen doch 
die Erfahrungen der Arbeitsgerichte vor. Dazu 
kommt noch, daß der Richter des Arbeitsgerichts 
Beamter ist. In den Formulierungen des Ausschus-
ses ist vorgesehen, daß als Beisitzer Persönlich-
keiten des öffentlichen Dienstes hinzugezogen wer-
den. Damit sind doch alle Sicherungen für die Ar-
beiter, Angestellten und Beamten des öffentlichen 
Dienstes getroffen. Ich kann auch keinen Unter-
schied sehen zwischen Privatwirtschaft und öffent-
lichem Dienst, wobei ich auf die Einzelheiten hin-
weise, die ich vorhin vorgelesen habe und um die 
es sich tatsächlich im wesentlichen dreht. 

Ich will es ganz kurz machen: die Zuständigkeit 
der Arbeitsgerichte ergibt sich aus dem Wesen der 
Sache. Es ist wirklich nicht recht zu verstehen, 
warum überhaupt eine so große Diskussion dar-
über entstanden ist. Ich bitte deshalb, die Sache 
noch einmal zu überlegen und heute unserem An-
trag zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wird dazu weiter 
das Wort gewünscht? — Bitte sehr, Herr Dr. Ditt-
rich. 

Dr. Dittrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die CDU/CSU-Fraktion hat es 
sich bei den Vorbereitungen zu der dritten Lesung 
des Personalvertretungsgesetzes nicht leicht ge-
macht. Ich verhehle nicht, daß gewisse Spannungen 
auszugleichen waren und man sich bemühen mußte, 
sich auf einen brauchbaren Vorschlag zu einigen. 
Nach diesen eingehenden Beratungen hat sich die 
CDU/CSU-Fraktion für die Zuständigkeit der Ver-
waltungsgerichte mit der Maßgabe ausgesprochen, 
daß die Zusammensetzung der entscheidenden 

Kammern im ersten und zweiten Rechtszug der der 
Arbeitsgerichte entsprechen und ein dem Arbeits-
gerichtsgesetz entsprechendes Beschlußverfahren 
angewendet werden sollte. Ich verweise in diesem 
Zusammenhang auf unsere Vorschläge und Anträge 
zu den §§ 76 und 77, auf die wir im weiteren Ver-
lauf noch zu sprechen kommen. Dieser Weg er-
scheint uns gangbar, nachdem auch das Arbeits-
gerichtsgesetz nur in einem besonderen Teil Be-
schlußverfahren in Fragen der Betriebsverfassung 
vorsieht. Ich bitte deshalb, den Antrag der sozial-
demokratischen Fraktion abzulehnen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Wird dazu weiter 
das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD Umdruck 374 
Ziffer 1 *). Meine Damen und Herren, ich erbitte 
Ihre Aufmerksamkeit dafür, daß wir jetzt über die 
ganze Ziffer 1, also über die unter a, b, c, d, e 
und f beantragten Änderungen abstimmen. Wer 
dem Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
Umdruck 374 Ziffer 1 zustimmen will, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Das letzte war die Mehrheit; der Ände-
rungsantrag ist abgelehnt. 

Ich lasse abstimmen über den § 22 in der Fassung 
der zweiten Beratung. Wer dem Paragraphen zu-
stimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Das erste war die Mehrheit; 
der Paragraph ist angenommen. 

Ich rufe auf § 23 mit dem Änderungsantrag der 
Fraktion der CDU/CSU auf Umdruck 377**) Zif-
fer 1. Ich frage, ob zur Begründung das Wort ge-
wünscht wird. — Das ist nicht der Fall. Ich eröffne 
die Beratung dazu. — Herr Abgeordneter Arnholz! 

Arnholz (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! In dem Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU wird mit § 23 Abs. 2 auch auf § 10 
Abs. 2 Bezug genommen. § 10 Abs. 2 stellt fest, 
wer nicht wählbar ist; da er sich aber auf § 9 
Abs. 3 bezieht — im Gesetzestext! —, werden in 
den Kreis der nicht Wählbaren einbezogen die 
„Beamten im Vorbereitungsdienst und Bedienstete 
in entsprechender Berufsausbildung". Das wider-
spräche dem Sinn der Jugendvertretung, und es 
widerspräche auch der Absicht der Antragsteller. 
Es handelt sich offenbar um ein Versehen. Das er-
gibt sich auch aus der Begründung, die der Herr 
Kollege Lulay in der zweiten Beratung als Spre-
cher der CDU-Fraktion gegeben hat. Er hat da-
mals ausdrücklich ausgeführt, daß die Beamten im 
Vorbereitungsdienst und die Bediensteten in Be-
rufsausbildung wählbar sein sollen. Ich schlage 
daher vor, daß wir den Hinweis auf § 10 Abs. 2 
streichen, so daß dann die Eingangsworte des § 23 
Abs. 2 Satz 5 lauten würden: 

§ 10 Abs. 1 Buchstabe b und Abs. 3 . . . 
Dann könnte fortgefahren werden, wie es in Ihrem 
Antrage vorgesehen ist. 

(Vizepräsident Dr. Schmid übernimmt 
den Vorsitz.) 

Ich glaube, das ist zur Klarstellung notwendig. Ich 
darf dem Herrn Präsidenten diesen Antrag über-
reichen. 

*) Siehe Anlage 3. 
**) Siehe Anlage 6. 



4642 	2. Deutscher Bundestag — 85. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 8. Juni 1955 

Vizepräsident Dr. Schmid: Es ist also ein Ände-
rungsantrag zum Änderungsantrag? 

Arnholz (SPD): Zum Antrag der CDU! 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wird hierzu das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann kom-
men wir zur Abstimmung. Wir stimmen zunächst 
über den soeben gestellten Änderungsantrag zum 
Änderungsantrag Umdruck 377 Ziffer 1 ab. Ist 
klar, worüber abgestimmt wird? — Wer für die-
sen Änderungsantrag zum Änderungsantrag ist, 
den bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegen-
probe! — Das letzte ist die Mehrheit; der Ände-
rungsantrag zum Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen nunmehr über den Antrag Um-
druck 377 Ziffer 1*) ab. Wer dafür ist, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Bei zahlreichen Enthaltungen an-
genommen. 
Wir stimmen nun über § 23 in der neuen Fas-

sung ab. Wer für die Annahme ist, den bitte ich, 
die Hand zu erheben. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Bei einigen Enthaltungen angenommen. 

Der nächste Änderungsantrag ist zu § 26 ange-
kündigt. Umdruck 374. 

(Abg. Mellies: Ist schon erledigt!) 

— Ist erledigt?! Danke schön! 

Dann § 31! Dazu Umdruck 376 Ziffer 1**). Das 
ist ein Antrag der Fraktion der FDP. Wer begrün-
det den Antrag? — Bitte schön! 

Kühn (Bonn) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Fraktion der Freien Demo-
kraten möchte dem § 31 einen vierten Absatz an-
gefügt haben, der folgenden Wortlaut haben soll: 

Bei Angelegenheiten, die lediglich die Ange-
hörigen einer Gruppe betreffen, werden deren 
Beschlüsse von dem Vorstandsmitglied ver-
treten, das der Gruppe angehört. 

Lassen Sie mich dazu ein ganz kurzes Wort zur 
Begründung sagen. In den ersten Ausschußberatun-
gen wegen der Gruppenwahl haben wir uns dahin 
entschieden, daß die Gruppenwahl eingeführt wer-
den soll. Ich kann es mir heute wohl versagen, im 
einzelnen noch einmal die Begründung dafür zu 
geben, warum wir gerade die Gruppenwahl haben 
wollten. Wenn man sie aber in dem Gesetz vor-
sieht, wie es in dem einschlägigen Paragraphen ge-
schehen ist, dann muß man auch alle Konsequenzen 
daraus ziehen. Die Konsequenzen, die daraus ge-
zogen werden müssen, beziehen sich einmal auf die 
Gruppenberatung und Gruppenentscheidung, zum 
andern — und das ist wichtig — auf den Gruppen-
sprecher. Denn nachdem wir in § 31 einen drei-
köpfigen Vorstand vorgesehen haben, in dem alle 
drei Gruppen, d. h. Arbeiter, Angestellte und Be-
amte, vertreten sind, sollte man doch auch die letzte 
Konsequenz daraus ziehen, und zwar dadurch, daß 
man den Gruppensprecher hier einfügt. Es ist näm-
lich sehr mißlich, wenn nach Abschluß der Be-
ratung in irgendeiner Gruppe der Vorsitzende, der 
zufällig dieser Gruppe nicht angehört, eine Sache 
vertreten muß, der er etwas fernsteht. Aus diesem 
Grunde ist es gerechtfertigt, hier den Gruppen

-

*) Siehe Anlage 6. 
**) Siehe Anlage 5. 

Sprecher in dieser Form einzufügen, wie es der An

-

trag der  FDP verlangt. Wir würden damit die Kon-
sequenzen aus der Gruppenwahl gezogen haben, 
die unbedingt gezogen werden müssen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Böhm. 

Böhm (Düsseldorf) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Antrag der FDP, der eben 
von Herrn Abgeordneten Kühn begründet worden 
ist, hat mehr Bedeutung, als aus dem Wortlaut 
selber hervorgeht. Ich persönlich bin der Auf-
fassung: durch diesen Antrag soll der Weg vor-
bereitet werden, um künftig in  den Betrieben nicht 
nur bei den Beratungen, sondern auch bei der Be-
schlußfassung alles nach Gruppeninteressen zu 
regeln. 

(Abg. Arnholz: Sehr wahr!) 

Wir sind der Meinung, daß gerade während der 
zurückliegenden zehn Jahre das Zusammenspiel 
zwischen Arbeitern, Angestellten und Beamten in 
den öffentlichen Betrieben nicht nur im Interesse 
der Bediensteten, sondern auch im Interesse der 
Verwaltungen gelegen hat. Es ist eine der besten 
Erfahrungen, die auch mit gewerkschaftlicher Ar-
beit und mit der Arbeit der Personalvertretungen 
gemacht wurde, daß das Gruppeninteresse weitest-
gehend zurückgestellt und an seine Stelle das All-
gemeininteresse und auch das Interesse der Ver-
waltung gesetzt wurde. 

(Abg. Arnholz: Sehr gut!) 

Wenn Sie hier nun noch den Gruppensprecher ein-
bauen, dann zerlegen Sie eigentlich eine Personal-
vertretung nicht nur in  die einzelnen Gruppen; 
was  man hier dem Beamten gibt, gibt man dem 
Angestellten und dem Arbeiter, und dann stehen 
drei Sprecher nebeneinander, von denen jeder 
etwas anderes will. Es liegt im Interesse der Ver-
waltungen genau so wie im Interesse der Be-
diensteten, die guten Erfahrungen der letzten zehn 
Jahreauszunutzen und möglichst auf eine einheit-
liche Beratung und auch auf eine einheitliche Be-
schlußfassung zu drängen. Dieser Antrag aber 
würde den Weg dazu vorbereiten, daß gar nichts 
anderes in Frage käme als nur die Interessen einer 
einzelnen Gruppe. 

Ich bitte Sie um der Entwicklung einer sachlichen 
Arbeit und der Zusammenarbeit zwischen Personal-
vertretung und Verwaltung willen, diesen Antrag 
abzulehnen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Kramel. 

Kramel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Frage des Gruppenvertreters 
oder des Gruppensprechers ist nach meiner Auffas-
sung nur von sachlichen Gesichtspunkten aus zu 
beurteilen. Wenn wir schon einen aus drei Mitglie-
dern bestehenden Vorstand haben, in dem jede 
Gruppe vertreten ist, dann ist es zweckmäßig, daß 
dasjenige Vorstandsmitglied, das der :betreffenden 
Gruppe angehört, eine Gruppenentscheidung auch 
dem Dienststellenleiter gegenüber vertritt, weil es 
nach menschlichem Ermessen doch die größte Sach-
kenntnis in diesen Fragen hat. Im empfehle daher, 
dem Antrag der FDP zuzustimmen. 

(Sehr gut!  rechts.) 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Sabel. 

Sabel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Zu der Sache ist folgendes zu 
sagen. Der Ausschuß hat sich stark darum bemüht, 
den Belangen der einzelnen Gruppen, die in der 
Verwaltung vertreten sind, Rechnung zu tragen. Er 
hat das bei der Festlegung der Gruppenwahl getan, 
und gerade bei § 31 ist ja der Ausschuß erst zu der 
Ihnen jetzt vorliegenden Regelung gekommen, in 
der sichergestellt ist, daß in dem geschäftsführen-
den Vorstand des Personalrats die einzelnen Grup-
pen vertreten sind. Es sieht praktisch so aus: In 
einem Personalrat gibt es, sagen wir einmal, fünf 
Arbeiter-, drei Angestellten- und einen Beamten-
vertreter - willkürlich gegriffenes Beispiel —; 
dann würde aber sichergestellt sein, daß in dem 
dreiköpfigen Vorstand jede Gruppe vertreten ist. 
Wir glauben, daß man damit den Bedürfnissen 
der Gruppe weithin Rechnung getragen hat. 

(Abg. Arnholz: Sehr gut!) 

Ich bin nicht der Meinung, daß es nicht notwendig 
sei, dem Antrag zu folgen, den der Kollege Kühn 
vertreten hat.  Denn wir sollten hier ja auch nicht 
zu einer Zementierung kommen, die die praktische 
Arbeit nachher hindert. 

Ich darf Sie auf den § 41 verweisen, in dem es 
heißt: „Sonstige Bestimmungen über die Geschäfts-
führung können in  einer Geschäftsordnung getrof-
fen werden, die sich der  Personalrat selbst gibt." 
Mit dem Anliegen, das geäußert worden ist, kann 
man einverstanden sein. Gut! Der Personalrat wird 
klug sein, wenn er immer denjenigen mit einer be-
stimmten Funktion betraut, der diese Funktion am 
besten ausführen kann. Aber ich glaube, das ist 
durch die bisherige Fassung des § 31 sichergestellt. 
Meines Erachtens bedarf es hier keiner Ergänzung. 
Ich möchte deswegen darum bitten,  es bei der bis-
herigen Fassung zu belassen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Wir kommen zur Ab-
stimmung. Wir stimmen ab über den Änderungs-
antrag auf Umdruck 376k) Ziffer 1. Wer für die 
Annahme ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Das ist die Mehrheit; der Antrag 
ist abgelehnt. 

Der nächste Antrag ist der Antrag zu § 33, das 
ist Umdruck 376 Ziffer 2: „In § 33 Abs. 4 wird der 
letzte Satz gestrichen". Wer begründet ihn? — 
Bitte, Sie haben das Wort. 

Hübner (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mit diesem Änderungsantrag haben 
wir die  Frage der Beteiligung Außenstehender an 
den Aufgaben der Personalräte aufgegriffen. Es sei 
mir gestattet, gleichzeitig unsere Änderungsanträge 
auf Umdruck 376 Ziffer 3 — betrifft den § 35 — 
und Ziffer 5 — betrifft den § 50 — zu begründen, 
weil es sich dabei um die gleiche Frage handelt. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter, 
Verzeihung, den Antrag unter Ziffer 4 begründen 
Sie jetzt nicht? 

Hübner (FDP): Nein, Ziffer 4 nicht, das ist ein 
anderer Fragenkomplex. — Meine Damen und 
Herren, wir sind der  Meinung, daß keine Organi

-*) Siehe Anlage 5. 

sation eine Funktion in den öffentlichen Verwal-
tungen erhalten darf, die nicht mit ihrer Verant-
wortung gegenüber dem Parlament einzustehen 
hat. Wir sind aber auch der Auffassung, daß es 
die  Pflicht der Verwaltung ist, die persönliche 
Sphäre ihrer Mitarbeiter gegen Außenstehende ab-
zuschirmen und darüber hinaus auch innerhalb der 
Verwaltung auf einen ganz eng umrissenen Kreis 
zu beschränken. Nach dieser Praxis hat man ja in 
der Vergangenheit auch gearbeitet. Wir sind dieser 
Auffassung, weil wir glauben, daß die persönliche 
Sphäre die Grundlage der Schaffenskraft des ein-
zelnen überhaupt darstellt. Wenn man dem ein-
zelnen schon den Entscheid darüber vorenthält, ob 
er überhaupt vertreten sein will, indem man von 
einem Antragsrecht absieht — wir haben ja in 
unserem Gesetzentwurf kein Antragsrecht vorge-
sehen - und ihn dementsprechend unter eine Ver-
tretungspflicht stellt, dann sollte man ihm wenig-
stens nicht die Mitwirkung außenstehender Ver-
treter von Organisationen aufnötigen, denen er 
vielleicht in scharfer Kampfstellung gegenüber-
steht. Auf diese Weise würde doch die Anwaltsstel-
lung des  Personalrats völlig verformt werden.  Und 
schließlich: Welcher Betroffene wünscht eine Ver-
tretung durch Außenstehende, die er vielleicht 
nicht einmal kennt? 
Ganz wesentlich scheint mir aber doch folgendes 

zu sein. Alle sorgfältigen Differenzierungen, die 
wir, um zu einer echten Vertretung zu kommen, 
bei der Aufstellung von Mitgliedern für die Per-
sonalräte in dem Gesetz vorgesehen haben, indem 
wir die Geschlechterbeteiligung, die Jugendbeteili-
gung und auch die Fachgruppenbeteiligung einge-
baut haben, werden hier zugunsten eines sou-
veränen Bestimmungsrechtes der Gewerkschaften 
über die zu entsendende Person einfach über Bord 
geworfen, und das angesichts der Tatsache, daß die 
Verwaltung selbst nicht an allen Sitzungen teil-
nehmen kann und in den verbleibenden Fällen 
schon gar nicht berechtigt ist zu entsenden, wen sie 
will. 
Der Kollege Böhm brachte vorhin hier zum Aus-

druck, daß die Erfahrungen dafür sprächen, ge-
meinsame Vertretungen zu schaffen. Wir legen 
demgegenüber auf echte Vertretungen Wert, d. h. 
auf eine Vertretung, die aus den einzelnen Gruppen 
gewachsen ist. Ich kann mich im Gegensatz zu den 
Ausführungen des Kollegen Böhm auf Erfahrun-
gen beziehen, die in Amerika gewonnen worden 
sind. Dem Vertreter des Bundespostministeriums 
ist nämlich von dem Leiter der  Briefträgergewerk-
schaft auf die Frage nach den Gründen für die auf-
geteilte Gewerkschaftsvertretung geantwortet wor-
den, die Mitglieder könnten sich nicht mit  dem Ge-
danken abfinden, daß sie durch jemand vertreten 
werden sollten, der  ihre Sorgen und Nöte nicht aus 
eigener Erfahrung kenne. 
Diese Einstellung sollten wir uns zunutze 

machen. Wir sollten sie übernehmen und die Diffe-
renzierung beibehalten. 

(Abg. Könen [Düsseldorf] : Wieviel Brief

-

träger sind denn hier? — Weiterer Zu

-

ruf von der SPD: Ist das Ihre Gewerk

-

schaft?) 
Wir erkennen überhaupt nicht den Grund für diese 
Absicht. Wenn man schon Gewerkschaftsvertreter 
hereinholen will, dann könnten wir eine Begrün-
dung dafür, die im Ausschuß einmal zur Sprache 
gebracht worden ist, nur darin sehen, daß die Ver-
tretungen nämlich letzten Endes ja doch der ver- 



4644 	2. Deutscher Bundestag — 85. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 8. Juni 1955 

(Hübner) 
längerte Arm der Gewerkschaft seien. Das ist ein 
Standpunkt, den wir keineswegs zu teilen bereit 
sind. Wir wollen hier ein Personalvertretungsrecht 
schaffen, aber kein Funktionärsrecht. Und wir wol-
len auch der Entwicklung aus dem Wege gehen, 
daß wir etwa über den Zwischenzustand von Per-
sonalvertretungen in dem Kleid der Personalräte 
zu dem Endzustand von Betriebsgewerkschafts-
leitungen kommen. Damit würden wir eine Ent-
wicklung einleiten, die sich an anderer Stelle in 
keiner Weise bewährt hat. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Kramel. 

Kramel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wir wollen mit dem Personal-
vertretungsgesetz die Beteiligung des Personals an 
den Dingen regeln, die sich in einer Dienststelle 
ereignen. Wir wollen aber damit nicht irgend-
welche Einflüsse außenstehender Organisationen 
ermöglichen. Deshalb halte ich es für richtig, daß 
der § 35 gestrichen wird. Ich möchte noch einen 
Satz anfügen. 

(Zurufe: Wir sind doch bei § 33!) 
— Sind wir nicht bei § 35? 

Vizepräsident Dr. Schmid: Nein, Herr Abgeord-
neter, wir sind bei § 33. 

Weitere Wortmeldungen zu § 33 liegen nicht vor. 

(Abg. Hübner: Zur Abstimmung!) 
— Zur Abstimmung hat das Wort Herr Abgeord-
neter Hübner. 

Hübner (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich beantrage namentliche Abstim-
mung. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ehe ich die nament-
liche Abstimmung anordne, habe ich zu fragen, ob 
dieser Antrag von 50 Abgeordneten dieses Hauses 
unterstützt wird. 

(Abg. Hübner: Im Namen der FDP-Fraktion!) 

— Namens der gesamten FDP-Fraktion! 

(Zuruf: Die FDP-Fraktion hat keine 
50 Abgeordneten!) 

— Die FDP-Fraktion ist, wenn ich nicht irre, 
52 Mann stark. 

(Abg. Sabel: 47 Stimmberechtigte!) 
— Eben wird mir gesagt — und das ist richtig —, 
daß sie nur 47 stimmberechtigte Abgeordnete hat. 
Aber wir haben die Berliner Abgeordneten in sol-
chen die Ordnung des Hauses betreffenden Fragen, 
ich glaube, zu Recht immer als reguläre Abgeord-
nete behandelt. Die Frage aber ist, ob 50 Abgeord-
nete anwesend sind. Ich muß also die Damen 
und Herren, die diesen Antrag unterstützen, bitten, 
die Hand zu erheben. — Es sind nur 29. Es reicht 
nicht; ich kann dem Antrag nicht stattgeben. 

(Abg. Kühn [Bonn] : Zur Geschäftsordnung!) 

— Zur Geschäftsordnung hat das Wort der Ab-
geordnete Kühn. 

Kühn (Bonn) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Bei der zweiten Lesung haben 
wir uns vor einer ähnlichen Situation befunden. 

Der damals amtierende Präsident des Hauses hat 
ausdrücklich erklärt, daß es ausreicht und dem bis-
her geübten Verfahren entspricht, wenn der An-
trag „namens der Fraktion" gestellt wird und fest-
steht, „daß die Fraktion über 50 Abgeordnete hat". 

(Abg. Böhm [Düsseldorf]:: Wenn sie da sind!) 

Dann braucht nicht im einzelnen gezählt zu wer-
den, ob die 50 anwesend sind. Ich bitte es doch, 
meine Damen und Herren, bei diesem Brauch zu 
belassen. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter, 
Sie haben die Bitte, es bei diesem Brauch zu be-
lassen, an das Haus gerichtet. Die Abstimmung 
wird aber vom Präsidenten angeordnet und nicht 
vom Haus. 

(Heiterkeit.) 

Wir stimmen ab, und zwar in der Weise, die die 
Geschäftsordnung vorsieht, durch Erheben der 
Hand, denn für die namentliche Abstimmung fehlt 
es an der notwendigen Unterstützung. Wer für die 
Annahme des Änderungsantrags ist, den bitte ich, 
die Hand zu erheben. — Gegenprobe! — Das zweite 
ist die Mehrheit; der Änderungsantrag zu § 33 — 
Umdruck 376 Ziffer 2 — ist abgelehnt. 

§ 35! Hierzu liegen Änderungsanträge auf Um-
druck 346 *) und Umdruck 376 Ziffer 3 vor, die 
beide darauf hinausgehen, den § 35 streichen zu 
lassen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Hübner. 

Hübner (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Begründung für unseren Ände-
rungsantrag habe ich eben bereits gegeben. Ich be-
antrage namens meiner Fraktion auch in diesem 
Fall namentliche Abstimmung. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun-
gen? — Herr Abgeordneter Ziegler! 

Ziegler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Im Namen der sozialdemokratischen 
Fraktion habe ich Ihnen zu § 35 eine geänderte 
Fassung vorzuschlagen. Nach Umdruck 374 Ziffer 2 
soll § 35 lauten: 

Auf Antrag eines Viertels seiner Mitglieder 
hat der Personalrat von Fall zu Fall je einen 
Beauftragten der im Personalrate vertretenen 
Gewerkschaften zu den Sitzungen einzuladen. 

Des weiteren bitte  ich,  den eben begründeten 
Antrag — Umdrucke 346 und 376 Ziffer 3 — ab-
zulehnen. 

Meine Damen und Herren, nach der Fassung des 
§ 35, wie sie in der zweiten Lesung beschlossen 
worden ist, kann der Personalrat von Fall zu Fall 

 mit Mehrheit beschließen, daß Vertreter der Ge-
werkschaften mit beratender Stimme an der 
Sitzungen teilnehmen dürfen. Wir haben uns schon 
bei der Beratung im Ausschuß sehr darüber ge-
wundert, daß die Urheber dieser Fassung, die sonst 
wenn man  die  Mehrheit entscheiden läßt, stets von 
einer Vergewaltigung der Minderheit reden, auf 
einmal, wo wir ein Viertel der Personalratsmit-
glieder den Beschluß fassen lassen wollen, erklären 
Nein, es muß die Mehrheit sein. Außerdem ist be 
der zweiten Lesung aus den Reihen derjenigen, die 

*) Siehe Anlage 2. 
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den Paragraphen in dieser Form beschlossen haben, 
die Teilnahme von Gewerkschaftsvertretern an den 
Sitzungen des Personalrats insofern verächtlich 
gemacht worden, als man erklärt hat, die Personal-
räte kämen dadurch in die Abhängigkeit der Ge

-

werkschaften, die Gewerkschaften würden damit 
Aufsichtsorgane der Personalräte, die Personalräte 
müßten sich mit ihren Beschlüssen bei den Gewerk-
schaften lieb Kind machen, um vor Benachteiligun-
gen bei der Beförderung usw. geschützt zu sein. 

Im Zusammenhang mit diesen Einwänden hat 
sich ein Mitglied des Hohen Hauses sogar zu der 
Behauptung verstiegen, daß die 50 000 Mark, die 
die Ausschußberatungen gekostet haben, vertan 
seien und keinen Nutzen gebracht hätten. 

(Abg. Sabel: Stimmt ja gar nicht!) 

Ich glaube, zu diesem Vorwurf in dem Schreiben 
dieses Mitglieds des Hauses darf ich mir jede 
weitere Stellungnahme ersparen; er richtet sich 
von selbst. Soweit die Personalräte Mitglieder der 
einzelnen Industriegewerkschaften im DGB sind, 
würden sie derart autoritäre Bestrebungen der Ge-
werkschaften in  einer Form zurückweisen, daß es 
keinem Gewerkschaftsvertreter mehr  einfiele, zu 
versuchen, autoritäre Tendenzen in den Betriebs-
ratssitzungen durchzusetzen. Wer solche Befürch-
tungen in die Debatte wirft, von idem muß man 
annehmen, daß er selbst solchen Tendenzen huldigt. 
Auch soweit die Personalräte Mitglieder des Be-
amtenbundes, z. B. bei der  Deutschen Bundespos 
im Postverband sind, haben sie sich noch nicht 
gegen die Teilnahme von Gewerkschaftsvertretern 
an  den  Personalratssitzungen ausgesprochen; ja,  sie 
haben sich sogar hundertprozentig für die vor-
gelegte Ausschußvorlage eingesetzt. 

(Abg. Arnholz: Hört!. Hört!) 

Meine Damen und Herren, mir liegen aus zahl-
reichen Betriebsversammlungen, von sehr vielen 
Betriebsräten aller möglichen öffentlichen Ver-
waltungen Entschließungen und Stellungnahmen 
vor. In keiner wird die Ausschußvorlage etwa miß-
billigt. Nein, überall stimmt man der Ausschuß-
vorlage freudig zu. 

Wenn wir nun schon mal über grundsätzliche 
Dinge sprechen wollen, so darf ich auch etwas über 
die Zusammensetzung der Betriebsräte, die ja nun 
diese Beschlüsse fassen müssen, sagen, und zwar 
darf ich hier wieder das Beispiel der Deutschen 
Bundespost anführen. 85 % der Personalräte — jetzt 
Betriebsräte — gehören der Deutschen Bundespost 
und somit dem DGB an, 5 % dem Deutschen Post-
verband und somit dem Deutschen Gewerkschafts-
bund und 0,1 % dem Bayerischen Verkehrsbeam-
tenverein, der ja auf Grund dieser 0,1 % glaubte, 
in den Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost 
hineinkommen zu müssen, und 10 % sind Un-
organisierte. 

In diesem Hause wird so viel von demokratischen 
Grundsätzen gesprochen. Hier hätte die Mehrheit 
des Bundestages die Möglichkeit, demokratische 
Grundsätze in ,die Tat umzusetzen und nicht den 
Forderungen einer kleinen Minderheit von 6 % 
Rechnung zu tragen, die, wie schon gesagt, selbst 
bei den Betriebsräten und Funktionären nicht viel 
Hinterhalt hat. Eine andere Stellungnahme be-
ziehen nur die führenden Vertreter des Deutschen 
Beamtenbundes. Ich habe sehr bald nach der zwei-
ten Lesung feststellen können, daß in der Öffent-
lichkeit und insbesondere auch in  den Versamm-
lungen des Deutschen Beamtenbundes Stimmen 

 
laut geworden sind, die die Beschlüsse der zweiten 
Lesung ablehnen. 

(Zuruf von der Mitte: Das war fingiert!) 
— So, das war fingiert? Nun, ich bin in den Ver-
sammlungen nicht gewesen. Ich habe nur gehört, 
was dort gesagt worden sein soll. 

Außerdem entspricht unser Vorschlag — wenn 
man schon einmal von hergebrachten Grundsätzen 
spricht — diesen Grundsätzen. Seit dem Jahre 1946 
werden die Gewerkschaften zu den Personalrats-
sitzungen geladen, soweit es sich um Gewerkschaf-
ten handelt, die man als solche in den Verwaltun-
gen ansprechen kann. Wenn 2,3 % oder noch weni-
ger ,der in einem Betrieb Tätigen Mitglieder einer 
Gewerkschaft sind, dann geht es wohl nicht an, 
eine solche Gewerkschaft zu den Personalrats-
sitzungen zu laden. Es muß sich schon um Gewerk-
schaften handeln, die auch einen Einfluß im Betrieb 
haben. Sie werden von den Betriebsräten auf der 
unteren, mittleren und höheren Ebene gern ein-
geladen; das Kontrollratsgesetz bestimmt ja, daß 
die Betriebsräte ihre Aufgaben in Zusammenarbeit 
mit den anerkannten Gewerkschaften ausüben. Die 
Gewerkschaftsvertreter gehen nicht in die Betriebs-
versammlungen, um die Betriebsräte zu beein-
flussen oder zu überwachen, sondern sie werden 
von den Betriebsräten gerufen, damit sie dort auf-
klärend wirken. Als Beispiel führe ich das zur Zeit 
zur Beratung stehende Personalvertretungsgesetz 
an Wenn es einen Monat nach Verkündung in 
Kraft tritt, dann ist es notwendig — und wer wäre 
dazu wohl berufener als die Gewerkschaften —, 
den Betriebsräten über die Rechte und Pflichten 
nach diesem Gesetz Aufklärung zu geben. Das 
gleiche gilt bei Abschluß von Tarifverträgen, bei 
Abschluß von Lohnverhandlungen und bei Be-
soldungserhöhungen. Wie oft wenden sich selbst 
Verwaltungsvertreter, insbesondere die Leiter der 
Personalabteilungen in den einzelnen Ämtern und 
Dienststellen, flehentlich an die Gewerkschaften 
und bitten sie, doch an den Betriebsratssitzungen 
oder insbesondere an  den Betriebsversammlungen 
teilzunehmen, dort aufklärend zu wirken und die 
Beschäftigten vor unüberlegten Handlungen zu be-
wahren, ehe die Verhandlungen der Gewerkschaf-
ten mit der Verwaltung endgültig erschöpft sind. 

Ich muß mich auch ganz entschieden dagegen 
wenden, daß die Gewerkschaftsvertreter als ver-
waltungsfremde Kräfte bezeichnet werden. Lassen 
Sie mich hierzu einiges sagen. Ich kenne nicht den 
Aufbau aller Gewerkschaften, die öffentlich Be-
dienstete zu vertreten haben. Aber von  der  Ge-
werkschaft, der ich selbst angehöre, kann ich 
denjenigen, die diese Behauptung aufstellen, sagen, 
daß 100 % unserer verantwortlichen Abteilungs-
leiter und der Vorsitzenden unserer Gewerkschaft 
früher Postbeamte gewesen sind, und zwar Dienst-
zeiten von 25 bis 45 Jahren bei der Post aufzu-
weisen haben. Wer nun behauptet, daß diese 
Kräfte, wenn sie als Gewerkschaftsvertreter an 

 den Personalratssitzungen und Personalversamm-
lungen teilnehmen wollen, verwaltungsfremde 
Leute sind, der sagt entweder bewußt die Unwahr-
heit, oder er hat sich noch nicht die Mühe gemacht, 
den Aufbau unserer Gewerkschaft einmal kennen-
zulernen. 

(Zuruf des Abg. Hübner.) 
— Die stehen auch nicht draußen, Kollege Hübner! 
Die sind zum großen Teil beurlaubt, oder es wird 
ihnen von den Gewerkschaften der Teil des Ge-
haltes gezahlt, der als Versorgungsanteil gezahlt 
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werden muß, so daß sie nicht Außenstehende sind, 
sondern sehr wohl mit der Verwaltung vertraut 
sind. 
Wenn wir nun verlangen, daß schon ein Viertel 

der Personalratsmitglieder die Zuziehung der Ge-
werkschaften beantragen kann, so bedeutet das 
nach unserer Meinung eine Möglichkeit, auch die 
Minderheit der Personalvertretung zum Zuge kom-
men zu lassen. Auch hier wieder ein Beispiel: 66 % 
unserer Betriebsräte stehen im Beamtenverhältnis, 
10 °/o im Angestellten- und 24 % im Arbeiterver-
hältnis, so daß Arbeiter und Angestellte zusam-
men 34 % der Betriebsräte stellen. Die Zusammen-
setzung unseres Personals sieht wesentlich anders 
aus. 52 % der Beschäftigten sind Beamte, 

(Abg. Horn: Das gehört doch nicht hierher!) 
und 48 % sind Angestellte. 
Aus all diesen von mir angeführten Gründen 

bitte ich Sie, meine Damen und Herren, auch im 
Interesse der Bediensteten des öffentlichen Dien-
stes, dem Antrag meiner Fraktion zuzustimmen 
und die Anträge Umdruck 346 und Umdruck 376 
Ziffer 3 abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Wir haben über drei Anträge 
abzustimmen. Antrag Umdruck 346 und Antrag 
Umdruck 376 Ziffer 3 sind identisch. Diese beiden 
Anträge gehen auf Streichung des § 35. Der An-
trag, der eben begründet wurde, Umdruck 374 Zif-
fer 2, geht auf Änderung. Die Anträge auf Strei-
chung sind die weitergehenden Anträge. Ich lasse 
zunächst über diese beiden Anträge abstimmen, 
und zwar in einer Abstimmung. 

(Abg. Kühn [Bonn]: Wir beantragen 
namentliche Abstimmung!) 

— Sie beantragen namentliche Abstimmung. Darf 
ich fragen, wieviel Mitglieder dieses Hauses den 
Antrag unterstützen? — Es sind nur 41 Mitglieder. 
Für die Zweifler im Hause möchte ich den § 57 der 
Geschäftsordnung verlesen: 

Namentliche Abstimmung kann bis zur Eröff-
nung der Abstimmung verlangt werden. Sie 
findet statt, wenn das Verlangen von minde-
stens 50 anwesenden Mitgliedern unterstützt 
wird. 

Meine Herren von der FDP, Sie müssen dafür sor-
gen, daß mehr Ihrer Mitglieder anwesend sind! 

(Heiterkeit. — Abg. Kühn [Bonn] : Das 
nächste Mal!) 

— Dann ist es zu spät! 

Wir stimmen ab über die beiden Anträge Um-
druck 346 und Umdruck 376 Ziffer 3. Wer für die 
Annahme dieser Änderungsanträge ist, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Das ist 
die Mehrheit; die Anträge sind abgelehnt. 

Wir stimmen nunmehr ab über den Antrag Um-
druck 374 Ziffer 2, der zuletzt begründet worden 
ist. Wer für die Annahme ist, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Das ist die Mehr-
heit; der Antrag ist abgelehnt. Damit ist § 35 in 
der Fassung der zweiten Beratung aufrecht-
erhalten. 

Zu § 37 liegen zwei Änderungsanträge vor, der 
eine auf Umdruck 374 Ziffer 3, der andere auf Um-
druck 377 Ziffer 2. Werden die Anträge begrün-
det? — Das Wort hat der Abgeordnete Dittrich. 

Dr. Dittrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die CDU/CSU-Fraktion hält 
an dem Grundsatz der Gruppenentscheidung fest. 
Um aber den Frieden im Hause zu erhalten, um 
ja keine Härten zwischen Arbeitern, Angestellten 
und Beamten aufkommen zu lassen, schlagen wir 
in unserem Antrag Umdruck 377 Ziffer 2*) vor, 
den § 37 so zu fassen, daß bei Angelegenheiten, die 
zwei Gruppen betreffen, diese zwei Gruppen ent-
scheiden sollen, daß aber, wenn sowohl nur eine 
Gruppe als auch zwei Gruppen betroffen sind, 
sämtliche Gruppen mitberaten sollen. 

Wir bitten Sie deshalb, dem Antrag auf Um-
druck 377 bezüglich des § 37 Ihre Zustimmung zu 
geben. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Umdruck 374 Ziffer 3. 
Das Wort hat der Abgeordnete Ziegler. 

Ziegler (SPD): Meine Damen und Herren! Na-
mens meiner Fraktion erlaube ich mir, zu § 37 
eine neue Fassung vorzuschlagen, und zwar: 

Bei Angelegenheiten, die lediglich die Ange-
hörigen einer Gruppe betreffen, kann der Be-
schluß des Personalrates nicht gegen die Mehr-
heit der Stimmen der anwesenden Vertreter 
dieser Gruppe gefaßt werden. 

Gleichzeitig bitten wir, den soeben begründeten 
Änderungsantrag Umdruck 377 Ziffer 2 abzuleh-
nen. Wir begrüßen es, daß dieser Änderungsan-
trag in allen Fragen die gemeinsame Beratung vor-
sieht, müssen es aber ablehnen, daß nur die Ver-
treter der davon betroffenen Gruppe zur Be-
schlußfassung berufen sein sollen. Unser Antrag 
sorgt dafür, daß die Majorisierung einer Gruppe 
nicht vorkommen kann. Daher bitte ich Sie, dem 
Änderungsantrag Umdruck 374 Ziffer 3 zuzustim-
men. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstim-
mung. Es ist sehr schwer, hier festzustellen, wel-
ches der weitergehende Antrag ist. 

(Zuruf von der Mitte: Der Antrag der SPD!) 

Meines Erachtens stehen sie nicht in einer un-
mittelbaren Beziehung zueinander. Ich lasse ab-
stimmen in der Reihenfolge der Nummern der 
Umdrucke, also zunächst über den Änderungsan-
trag Umdruck 374 Ziffer 3. 

Wer für die Annahme des Änderungsantrags 
Umdruck 374 Ziffer 3 ist, den bitte ich, die Hand 
zu erheben. — Gegenprobe! — Das letzte ist die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Ich lasse abstimmen über den Änderungsantrag 
Umdruck 377 Ziffer 2. Wer für die Annahme ist, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Gegen eine Stimme angenom-
men. 

Damit hat § 37 die neue Fassung erhalten. Wir 
brauchen über die neue Fassung nicht abzustim-
men, denn in dem Änderungsantrag Umdruck 377 
Ziffer 2 ist die neue Fassung schon enthalten, über 
die wir also schon abgestimmt haben. 

Der nächste Antrag ist bei § 45 gestellt, und 
zwar auf Umdruck 376 Ziffer 4. 

(Zuruf des Abg. Wienand.) 

*) Siehe Anlage 6. 
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— Welche Anträge wollen Sie zusammen begrün-
den? 
(Abg. Wienand: Den gesamten Umdruck 375!) 
— Zur Begründung hat das Wort der Abgeordnete 
Wienand. 

Wienand (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich darf mit Erlaubnis des Präsiden-
ten - - 

Vizepräsident Dr. Schmid: Verzeihung, Herr 
Abgeordneter, hier scheint etwas nicht ganz in Ord-
nung zu sein. Der Änderungsantrag zu § 45 kann 
nicht gut von der SPD begründet werden. Das wird 
der Abgeordnete auch wohl nicht tun, sondern er 
wird den Antrag Umdruck 375 Ziffer 1 begründen 
wollen. Es war bisher in diesem Hause nicht üblich, 
daß Anträge einer Fraktion von Mitgliedern einer 
anderen Fraktion begründet werden. 

(Heiterkeit.) 
Ich hatte angenommen, daß wir bei dieser Gewohn-
heit verblieben sind. Deswegen, bitte, begründen 
Sie Ihren Antrag! 

Wienand (SPD): Ich darf mit Erlaubnis des Prä-
sidenten die gesamten Anträge des Umdrucks 375*) 
kurz begründen. Ich hatte schon bei der zweiten 
Lesung Gelegenheit, diese Anträge vor dem Hohen 
Hause zu begründen, weil sie uns in Konsequenz 
der Änderung des  § 23 als logisch erscheinen. Wir 
haben dem Hohen Hause diese Anträge nochmals 
vorgelegt, weil es uns zwingend notwendig er-
scheint, wenn man schon im § 23 des Personalver-
tretungsgesetzes die Jugendvertretungen akzeptiert 
hat, dann auch die folgenden Paragraphen des Ge-
setzes darauf abzustellen. Die Ausführungen des 
Herrn Kollegen Sabel in der zweiten Lesung zu 
diesen Änderungsanträgen meiner Fraktion haben 
mich und meine Fraktion nicht überzeugen können. 
Inzwischen hat sich auch der Bundesjugendring 

in seiner letzten Vollversammlung mit diesem Pro-
blem beschäftigt und sich in einer einstimmig an-
genommenen Entschließung vollinhaltlich hinter 
das gestellt, was wir in  der zweiten Lesung schon 
hier vorgetragen haben. 

(Abg. Arnholz: Hört! Hört!) 
Wir bitten deshalb, daß der neue § 45 a eingefügt 
wird, damit die §§ 31 bis 45, die die Geschäftsfüh-
rung der Personalräte behandeln, auch auf die 
Jugendvertretung Anwendung finden. 
Ich darf — mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten 

— dem Hohen Hause einmal die Stellungnahme 
des Bundesjugendringes zur Frage der Geschäfts-
führung der Jugendvertretung zur Kenntnis 
bringen. 

(Abg. Dr. Dittrich: Kennen wir doch schon!) 
— Ja; ich nehme aber an, daß nicht alle sie ge-
lesen haben; denn dann würde dieser Antrag mehr 
Unterstützung finden. Auch hier wird gesagt, daß 
es  im Sinne einer wirksamen und ordnungs-
gemäßen Arbeitsweise wäre, wenn diese Geschäfts-
führung für die Jugendvertretungen angewendet 
würde. 

Dasselbe, was hier vom Bundesjugendring als 
richtig angesehen wird, dürfen wir auch für die 
Stufenvertretungen, für den Kündigungsschutz und 
für die Zusammenarbeit der Stufenvertretungen 
geltend machen. 

*) Siehe Anlage 4. 

Das gleiche möchten wir in der Abänderung des 
§ 85 im Hinblick auf die Rahmenvorschriften und 
nicht zuletzt im Hinblick auf die Änderung des 
§ 95 angewendet wissen, damit auch hier, durch die 
Aufnahme des Kündigungsschutzes gemäß §§ 13 
und 14 des Kündigungsschutzgesetzes, die Jugend-
vertretungen genau so gestellt werden wie die Per-
sonalräte selbst. 

Meine Damen und Herren, Sie haben mir vorhin 
entgegengerufen — vor allen Dingen Sie, meine 
Herren Kollegen von der CDU —: „Wir wissen 
das!" Ich habe deshalb, um das Hohe Haus nicht 
allzulange aufzuhalten, darauf verzichtet, die Stel-
lungnahme des Bundesjugendringes vorzulesen. Es 
würde mich freuen — im Interesse der Jugend und 
auch im Interesse ides Bundesjugendringes —, wenn 
Sie Ihr Wissen nun durch die Abstimmung unter 
Beweis stellen und durch Ihre positive Abstim-
mung im Sinne unseres Antrages etwas Entschei-
dendes im Hinblick auf die zukünftige Entwicklung 
der Jugendvertretungen auch im Personalver-
tretungsgesetz tun würden. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Ich glaube, die Erfahrungen, die in der Zwischen-
zeit mit den Betriebsjugendvertretungen nach dem 
Betriebsrätegesetz gemacht worden sind, geben uns 
allen Anlaß, hier genau so zu verfahren und keine 
unterschiedliche Regelung aufkommen zu lassen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete 'Sabel. 

Sabel (CDU/CSU): Die Ausführungen des Vor-
redners veranlassen mich zu einigen kurzen Be

-

merkungen. Der wesentliche Unterschied in der 
Betrachtung dieser Frage liegt darin, daß wir 
diese Jugendvertretungen als ein Hilfsorgan der 
Personalvertretung betrachten, nicht aber als ein 
eigenes Organ. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte einmal deutlich sagen: Man kann uns 
hier nicht irgendeiner Jugendfeindlichkeit verdäch-
tigen. Denn im Gesetz selbst ist ja das aktive 
Wahlrecht zu den regulären Personalvertretungen 
schon mit 18 Jahren und das passive Wahlrecht 
schon mit 21 Jahren vorgesehen. Wir sind der Mei-
nung, daß jede Überspitzung der ganzen Sache 
schaden kann. Wir sind der Meinung, daß es nicht 
notwendig ist, bei den Stufenvertretungen nun 
noch besondere Jugendvertretungen zu schaffen. 
Wir sind der Meinung, daß die Jugendvertretung 
die Aufgabe hat, ihre Dinge an die Personalvertre-
tung heranzutragen, und daß es dann Sache der 
Personalvertretung sein muß, sich um die besonde-
ren Anliegen der Jugend in der Verwaltung zu 
kümmern, wenn das Anliegen berechtigt ist. Wir 
glauben also schon, daß wir mit unseren Vor-
schlägen auf dem rechten Wege sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Hübner. — Zur Begründung Ihres An-
trags! 

Hübner (FDP): Meine Damen und Herren, zur 
Begründung des Antrags der FDP eine kurze Be-
merkung. § 45 sieht das Verbot für den  Personal

-

rat  vor, von den Bediensteten Beiträge für seine 
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(Hübner) 
Zwecke zu erheben. Uns genügt diese Bestimmung 
nicht. Wir wollen auch ausschließen, daß die Mit-
glieder des Personalrats für ihre Tätigkeit Beiträge 
erheben oder Zuwendungen entgegennehmen. In 
der Vergangenheit sind tatsächlich solche Fälle vor-
gekommen, in denen die Mitglieder von Personal-
vertretungen Zuwendungen erhalten haben. Wir 
müssen befürchten, daß sich diese Vertreter da-
durch sehr schnell den Vorwurf der Abhängigkeit 
von einer Berufsorganisation zuziehen; denn finan-
zielle Zuwendungen werden ja sehr leicht als Miß-
brauch ausgelegt. Man sollte hier auch jeden An-
schein eines Mißbrauchs vermeiden. Darüber hin-
aus glauben wir, daß das Ausleseprinzip für die 
Personalräte nicht verbessert wird, wenn man die 
Möglichkeiten solcher Zuwendungen beläßt. Deshalb 
schlagen wir für § 45 die in unserer Änderungs-
fassung gegebene Formulierung vor. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung, zunächst über 
den zuletzt begründeten Antrag Umdruck 376 Zif-
fer 4. Wer für die Annahme dieses Antrags ist, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Das ist die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Ich komme nunmehr zur Abstimmung über den 
Antrag Umdruck 375 Ziffer 1*). Wer für die An-
nahme dieses Antrags ist, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Das ist die Mehr-
heit; der Antrag ist abgelehnt. 

Der nächste Änderungsantrag ist zu § 47 ange-
kündigt — Umdruck 377 Ziffer 3 —, in dem die 
Sätze 2 und 3 von Abs. 1 gestrichen werden sollen. 
— Keine Begründung, keine Wortmeldung. — 
Dann  kommen wir zur Abstimmung. Ich wieder-
hole: dieser Antrag geht dahin, in Abs. 1 des § 47 
die Sätze 2 und 3 zu streichen. Wer dafür ist, den 
bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Ich stelle einstimmige Annahme 
fest. 
Wir müssen nunmehr über § 47 in der neuen 

Fassung abstimmen. Wer für die Annahme von 
§ 47 in der neuen Fassung ist, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Das ist die Mehrheit; er ist 
angenommen. 

Die nächsten Anträge liegen zu § 50 vor. Der 
Antrag Umdruck 376 Ziffer 5 geht auf Streichung 
des § 50, der Antrag Umdruck 377 Ziffer 4 geht 
auf eine Änderung, und der Antrag Umdruck 378 
ist ein Änderungsantrag zu diesem Änderungs-
antrag Umdruck 377 Ziffer 4. Werden die Anträge 
begründet? — Das Wort hat der Abgeordnete 
Dr. Dittrich. 

Dr. Dittrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren ! Der Leiter der Dienststelle 
soll nach Ansicht der CDU/CSU-Fraktion nicht 
ohne weiteres an jeder Personalversammlung teil-
nehmen können, sondern nur an solchen, die auf 
seinen Wunsch einberufen sind oder zu denen er 
eingeladen ist. Nimmt er teil, so kann er einen 
Vertreter einer Arbeitgebervereinigung beiziehen, 
und in diesem Fall haben auch die Gewerkschaften 
ein gesetzliches Recht, an der Personalversamm-
lung teilzunehmen, um so das Gleichgewicht zwi-
schen den Sozialpartnern herzustellen. Wir schla-
gen Ihnen deshalb die Annahme des § 50 in der 
Fassung des Umdrucks 377 zur Annahme vor. 

*) Siehe Anlage 4. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort zur Be-
gründung des Änderungsantrags Umdruck 378 *) 
zum Änderungsantrag Umdruck 377 Ziffer 4 hat 
der Abgeordnete Bergmann. 

Bergmann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der § 50 hat schon in der zweiten 
Lesung eine umfangreiche Diskussion ausgelöst. 
Unter Vorbehalt hat das Hohe Haus diesen Para-
graphen in der Ausschußfassung angenommen. 
Nun liegt uns mit Umdruck 376 Ziffer 5 ein An-
trag auf Streichung vor. Ich habe den Eindruck, 
daß man sich der Tragweite eines solchen Antrags 
nicht bewußt ist. Will man denn nicht mehr an-
erkennen, welch große Verdienste sich gerade die 
Gewerkschaften mit ihren Vertretern in den ent-
scheidenden Jahren des Wiederaufbaus erworben 
haben? 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 
Viele waren in den schweren Jahren des Wieder-
aufbaus nicht dabei und haben darum nicht die 
persönliche Erfahrung über den kaum zu schät-
zenden Wert der Beteiligung gerade der Gewerk-
schaften in den Personalversammlungen machen 
können. 

(Sehr wahr! bei der SPD. — Zuruf von 
der CDU/CSU: Sie waren nicht dabei!) 

Aber ich habe den Eindruck, daß auch politische 
Gründe für den Antrag auf Streichung des § 50 
maßgebend sind. Ich glaube, wir sollten hier nach 
dem Grundsatz des Betriebsverfassungsgesetzes 
verfahren. Es ist mehr als einmal ausgesprochen 
worden, daß das Personalvertretungsgesetz nicht 
schlechter sein soll als das Betriebsverfassungsge-
setz und daß es praktisch kein minderes Recht ent-
halten soll. Ich bitte darum, den Antrag auf Um-
druck 376 Ziffer 5 abzulehnen. 
Nun liegt auf Umdruck 377 Ziffer 4 ein weiterer 

Änderungsantrag vor. Die sozialdemokratische Bun-
destagsfraktion hat mit Umdruck 378 zu § 50 einen 
Änderungsantrag zum Änderungsantrag in Um-
druck 377 gestellt. Nach der Begründung des Ver-
treters der CDU-Fraktion darf ich annehmen, daß 
wir praktisch dasselbe wollen. Die Reihenfolge 
haben wir besonders in Abs. 2 geändert. Um der 
Klarstellung willen bitte ich, unseren Antrag an-
zunehmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung 
zunächst über den weitergehenden Antrag Um-
druck 376 Ziffer 5, der auf Streichung geht. Wer 
für die Annahme dieses Antrages ist, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Das ist die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 
Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über 

den zuletzt begründeten Änderungsantrag Um-
druck 378*) zum Änderungsantrag Umdruck 377 
Ziffer 4. Wer für die Annahme dieses Antrags Um-
druck 378 ist — —

(Zurufe.) 
— Besteht ein Irrtum? — Nein. Es handelt sich um 
einen Änderungsantrag zum Änderungsantrag. Für 
die Zweifler: die Gesetze der Logik gebieten, zu-
nächst über den Änderungsantrag zum Änderungs-
antrag abzustimmen. Sie finden ihn auf Um-
druck 378. Wer dafür ist, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Das ist die Mehr-
heit; der Antrag ist abgelehnt. 

*) Siehe Anlage 8. 
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Nunmehr stimmen wir ab über den Antrag Um-

druck 377 Ziffer 4, der dem § 50 eine andere Fas-
sung geben will. Wer dafür ist, den bitte ich, die 
Hand zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Gegen einige Gegenstimmen angenommen. Da 
die neu angenommene Fassung den ganzen Para-
graphen deckt, brauchen wir nicht mehr besonders 
über  § 50 abzustimmen. 

Die nächsten Anträge betreffen ,den § 51. Bei 
Umdruck 377 Ziffer 5 handelt es sich um einen An-
trag zu Abs. 5. Bei Umdruck 375 Ziffer 2 — ich 
bitte, das zu beachten — muß es richtigerweise 
„Abs. 6" heißen. Werden diese Anträge begründet? 
— Das ist nicht der Fall. Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Dann lasse ich zunächst abstimmen über 
den Antrag 377 Ziffer 5. Wer für die Annahme ist, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Das erste war die Mehrheit; der Antrag ist an-
genommen. 
Umdruck 375 Ziffer 2! Wer für die Annahme ist, 

den bitte ich um ein Handzeichen. — Meine Damen 
und Herren, ich bitte, die Zeichen wirklich als 
Zeichen zu geben, d. h. sichtbar zu machen. Gegen-
probe! — Das ist die Mehrheit; der Antrag ist ab-
gelehnt. 
Wir kommen zur Abstimmung über § 51 in  der 

veränderten Fassung. Wer ihn in dieser Fassung 
annehmen will, der gebe ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Bei Enthaltungen 
angenommen. 

Der nächste Antrag ist zu § 52 gestellt, Um-
druck 375 Ziffer 3. Wird der Antrag begründet? — 
Das ist nicht der Fall. Wir kommen zur Abstim-
mung. Wer für die Annahme ist, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Das ist die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Der nächste Änderungsantrag ist zu § 53 ange-
kündigt. Sie finden ihn auf Umdruck 375 Ziffer 4. 
— Keine Begründung. Wir kommen zur Abstim-
mung. Wer für die Annahme ist, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Das ist die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Umdruck 377 Ziffer 6 bezieht sich auf die Über-
schrift. — Keine Begründung. Wer für die An-
nahme ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Das scheint einstimmige Annahme 
zu sein. 
§ 58. Dazu Umdruck 374 Ziffer 4. — Das Wort 

zur Begründung hat der Abgeordnete Ziegler. . 

Ziegler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Namens meiner Fraktion habe ich 
Ihnen zu § 58 die auf Umdruck 374 Ziffer 4 vorge-
legte Fassung zu begründen. Wir möchten mit dieser 
Fassung den leidigen Streit um das ominöse 
Komma begraben wissen und schlagen Ihnen des-
wegen die in Ziffer 4 des Umdrucks 374 zitierte 
Fassung vor. Wir haben uns im Ausschuß sehr ein-
gehend über diese Frage unterhalten, und die 
Mehrheit der Ausschußmitglieder hat sich mit 
Recht für das Komma entschieden. Der Bundestag 
hat in der zweiten Lesung das Komma gestrichen. 
Wir müssen aber besonders im Zeichen der Ratio-
nalisierung darauf Wert legen, daß die Personal-
vertretung auch in Dingen, die der Rationalisierung 
dienen, d. h. bei Zusammenlegung von Betrieben, 
bei Erweiterung oder bei Vermehrung von Betrie-
ben, rechtzeitig informiert wird, damit sie sich 
nicht, wenn die Betriebe zusammengelegt wenden, 
einseitig nur mit der Unterbringung des Personals 
beschäftigen muß. 

Ich will mich auf eine weitere Begründung des 
Antrags nicht einlassen, um die Beratung des Ge-
setzes nicht zu verlängern. Ich bitte Sie, den Vor-
schlag, der in Umdruck 374 Ziffer 4 gemacht wor-
den ist, anzunehmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine weiteren Wort-
meldungen. Wir stimmen ab. Wer für die Annahme 
dieses Antrags ist, der gebe ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Das ist die Mehrheit; der Antrag 
ist abgelehnt. 

Zu § 59 Umdruck 375 Ziffer 5! — Soll der Antrag 
nicht begründet werden? 

(Zuruf von der SPD: Ist schon begründet!) 

— Ist schon begründet! Dann kommen wir zur Ab-
stimmung. Wer für die Annahme ist, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Das ist die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

§ 60! Der Antrag Umdruck 374 Ziffer 5 ist eben-
falls schon begründet. — Keine Wortmeldungen. 
Wer für die Annahme ist, den  bitte  ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Das ist die Mehr-
heit; der Antrag ist abgelehnt. 

Der Antrag Umdruck 377 Ziffer 7 bezieht sich 
lediglich auf die Überschrift. — Keine Begründung. 
Wer für die Annahme Ist, den bitte ich um  ein 
Handzeichen. — Einstimmige Annahme. 

§ 62, dazu Anträge Umdruck 374 Ziffer 6 und 
Umdruck 377 Ziffer 8. Es scheint hier lediglich das 
Wort „Bundespersonalausschuß" in „Bundeseini-
gungsstelle" geändert werden zu sollen. Das Wort 
hat der Abgeordnete Arnholz. 

Arnholz (SPD): Herr Präsident, ich darf zunächst 
um die Erlaubnis bitten, den Antrag zu § 63 mit 
zu begründen, weil er sachlich mit § 62 Abs. 5 zu-
sammenhängt. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Bitte schön, Sie haben 
das Wort auch hierfür. 

Arnholz (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Durch die Anträge der Fraktion der 
SPD Umdruck 374 Ziffern 6 und 7 wird die Wie-
derherstellung der Ausschußvorlage verlangt. In 
der zweiten Beratung hat zu diesen beiden Vor-
schriften eine eingehende Aussprache stattgefun-
den, und vorher und nachher sind diese Vorschrif-
ten auch außerhalb des Hauses eingehend disku-
tiert worden. Ich darf es mir ersparen, den gesam-
ten Inhalt der Auseinandersetzung zu wiederholen. 
Gestatten Sie mir aber, bitte, an einige Punkte zu 
erinnern. 

Es ist bei der zweiten Beratung von den Geg-
nern des Ausschußantrags vorgetragen worden, 
daß die parlamentarische Verantwortlichkeit des 
Ministers und damit das Kontrollrecht des Parla-
ments verletzt werde. Eigenartig ist es, daß der 
Grundsatz der parlamentarischen Ministerverant-
wortlichkeit und der Kontrollpflicht des Bundes-
tags scheinbar erst jetzt entdeckt worden ist. Bei 
dem Verfügungsfonds des Herrn Bundeskanzlers, 
dessen Millionenbeträge jährlich erhöht worden 
sind, hat man Grundsatz und Pflicht seit Aufstel-
lung des ersten Haushaltsplans der Bundesrepublik 
laufend und bewußt nicht beachtet, obwohl die 
SPD-Fraktion in jedem Jahre Rechnungslegung 
gegenüber dem Parlament oder, soweit ihrer Na-
tur nach die Dinge vertraulich behandelt werden 
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müssen, gegenüber einem kleinen, etwa dreiköpfi-
gen Ausschuß verlangt hat. Nach Ihrer Beweisfüh-
rung, meine Damen und Herren der Regierungs-
koalition, zu § 62 Abs. 5 des Personalvertretungs-
gesetzes hätten Sie also fortgesetzt einen wichtigen 
verfassungsrechtlichen Grundsatz und eine ebenso 
bedeutsame Pflicht des Bundestags verletzt, ob-
wohl der Fonds jetzt, wenn ich nicht irre, nach dem 
Beschluß des Haushaltsausschusses auf 15 Millio-
nen DM für das laufende Rechnungsjahr erhöht 
werden soll. 

Ist das, was in § 62 Abs. 5 und in § 63 jetzt vor 
der Entscheidung steht, wirklich von gleicher Be-
deutung? Mir scheint von vielen Kritikern der in 
unserem Antrag vorgesehenen Regelung nicht be-
achtet zu sein, daß ja nur der kleine Kreis von 
Fällen in Frage kommt, in denen in Angelegen-
heiten der Mitbestimmung die voneinander abwei-
chenden Auffassungen der Beteiligten nicht aus-
geglichen werden konnten. Handeln könnte es sich 
dabei auf sozialem Gebiet um wirklich nicht welt-
bewegende oder den Staat aus den Angeln hebende 
Angelegenheiten, sosehr sie für den einzelnen 
Angehörigen der Verwaltung von Bedeutung sein 
können, beispielsweise: Zeit und Art der Auszah-
lung der Dienstbezüge und Arbeitsentgelte oder 
Durchführung der Berufsausbildung bei Angestell-
ten und Arbeitern. Bei Personalangelegenheiten 
— aber nur bei Personalangelegenheiten der An-
gestellten und Arbeiter, nicht der Beamten — 
könnte es sich u. a. handeln um Höher- oder 
Rückgruppierungen sowie um Versetzung zu einer 
anderen Dienststelle. Auf diesem personellen Ge-
biet ist jedoch die Versagung der Zustimmung 
durch § 71 Abs. 2 und durch 16 Schreibmaschinen-
zeilen umfassende Voraussetzungen so stark einge

-

schränkt, daß sie kaum in Frage kommen kann: 
Die Zustimmung kann beispielsweise nur versagt 
werden, wenn die beabsichtigte Maßnahme gegen 
ein Gesetz, eine Verordnung oder eine gerichtliche 
Entscheidung verstieße oder wenn auf Grund be-
stimmter Tatsachen der begründete Verdacht be-
steht, daß ein nicht geeigneter Bediensteter mit 
Rücksicht auf persönliche Beziehungen bevorzugt 
werden soll. 

Wer soll nun innerhalb des engen in Rede ste-
henden Kreises entscheiden, wenn die Partner sich 
auf der obersten Stufe nicht einigen? Der Regie-
rungsentwurf sah die Entscheidung des zuständi-
gen Ministers vor. Diese Regelung ist unmöglich, 
da der Minister in eigener Sache entscheiden und 
die Mitbestimmung somit beseitigen würde. Nach 
dem Beschluß der zweiten Beratung sollte das 
Bundeskabinett entscheiden. Es ist nicht zu ver-
stehen, weshalb dieser Beschluß nicht in gleicher 
Weise wie die Ausschußvorlage mit Art. 65 Satz 2 
des Grundgesetzes unvereinbar sein soll, wonach 
jeder Bundesminister seinen Geschäftsbereich selb-
ständig und unter eigener Verantwortung leitet. 

Aber noch ein anderer sehr wichtiger Grund 
spricht gegen die von der Mehrheit des Hauses in 
der zweiten Beratung beschlossene Lösung, nämlich 
die der endgültigen Entscheidung durch das Bun-
deskabinett. Bereits damals wurde darauf hingewie-
sen, daß der Personalrat unter Umständen auch 
mitbestimme über Aufstellung der Entlohnungs-
grundsätze und Festsetzung der Akkordlohnsätze 
und daß insoweit durch den Beschluß in der zwei-
ten Beratung das Bundeskabinett — so wurde da-
mals wörtlich gesagt — zum „Treuhänder der Ar-
beit" gemacht würde. 

Der Antrag der SPD-Fraktion zu § 62 Abs. 5 
sieht nun bei unterschiedlichen Auffassungen der 
obersten Dienstbehörde und der zuständigen Per-
sonalvertretung in Fragen des, wie ich ausgeführt 
habe, kleinen Bereiches der Mitbestimmung die 
Entscheidung durch die Bundeseinigungsstelle vor. 
Nach unserem Antrage zu § 63 der Vorlage soll 
sich die Bundeseinigungsstelle zusammensetzen 
aus dem Präsidenten des Bundesrechnungshofs 
oder dessen Vertreter als Vorsitzendem sowie aus 
fünf Vertretern der Verwaltung und fünf Vertre-
tern der Bediensteten. Daß bei dieser Zusammen-
setzung und der sehr vorsichtig ausgewogenen Art 
der Berufung dieser Vertreter Bedenken gegen 
diesen Vorschlag erhoben werden, ist nicht ver-
ständlich. Selbst bei bösestem Willen sollte man 
nicht zu der Unterstellung kommen können, daß 
die Gewerkschaften sich hier Machtbefugnisse 
schaffen wollten oder schaffen könnten. Der unpar-
teiische Vorsitzende aber, der in dem unwahr-
scheinlichen Fall der Verhärtung der Fronten zwi-
schen den Vertretern der Verwaltung und der Be-
diensteten das Zünglein an der Waage bildete, ist 
— das bitte ich besonders zu beachten — derselbe 
Mann, dem der Bundestag seit 1949 fortgesetzt sein 
Kontrollrecht hinsichtlich des Millionenfonds des 
Herrn Bundeskanzlers übertragen hat. Wenn man 
bei Millionenbeträgen, die nunmehr für 1955 auf die 
stattliche Summe von 15 Millionen DM angeschwol-
len sind, auf die Ministerverantwortung pfeift und 
sich des Kontrollrechts begibt, dann muß der Hin-
weis auf Art. 65 des Grundgesetzes unehrlich wir-
ken und als bloßer Vorwand erscheinen. 

(Zuruf von der Mitte: Zur Sache!) 

Hinter diesem Vorwand lassen sich nur mühsam 
die Absichten verbergen, das Versprechen nicht 
einzulösen, das im Hamburger Programm der CDU 
den Angehörigen des öffentlichen Dienstes gege-
ben wurde, ihnen ein Recht zu schaffen, das dem 
den Arbeitnehmern im Betriebsverfassungsgesetz 
gegebenen Recht gleichwertig ist, und ferner den 
Herr-im-Hause-Standpunkt neu zu „stabilisieren", 
jenen Standpunkt, der vom Deutschen Beamten-
bund, der den unfairen Kampf gegen das Ergeb-
nis der Arbeit auch Ihrer Sachverständigen, meine 
Damen und Herren von der CDU, aufgezogen hat, 
in die bezeichnenden Worte gekleidet worden ist: 
Chef muß Chef bleiben. 

Noch deutlicher hat sich der Geist oder, wenn 
Sie wollen, der Ungeist, der sich hinter dem Sturm-
lauf gegen ein fortschrittliches Personalvertre-
tungsrecht verbirgt, in einer mittelständlerischen 
Zeitschrift eines süddeutschen Verlages enthüllt. 
Sie schrieb nach dem 6. September 1953: — — 

(Zuruf von der Mitte: Endlich zur Sache!) 

— Das gehört zur Begründung meines Antrags. Es 
scheint Ihnen unbequem zu sein; das kann ich mir 
denken. 

Diese Zeitschrift schrieb also: 

Mit dem Traum und dem wahnsinnigen Be-
gehren der Mitbestimmung ist es aus. Gott der 
Herr schuf Herren und Knechte. Er kennt kein 
Mitbestimmungsrecht. 

Meine Damen und Herren von der Christlich 
Demokratischen Union, erteilen Sie diesen Gottes-
lästerern und den Antidemokraten, die nicht den 
aufrechten und selbstbewußten Mitarbeiter, son-
dern den Untertan, nicht den im guten Sinne sei-
nem Volke Dienenden, sondern den unterwürfigen, 
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rückgratlosen Diener wollen, die richtige Antwort! 
Ich darf alle in diesem Hause, die guten Willens 

sind, namens der Fraktion der SPD bitten, den von 
mir begründeten Anträgen zu § 62 Abs. 5 und 
zu § 63 zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Sabel. 

Sabel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Nach diesen Ausführungen er-
scheint es mir notwendig, jetzt kurz auf den kon-
kreten Tatbestand hinzuweisen. Ich möchte dem 
Kollegen Arnholz sagen, daß seine Sorge gar nicht 
begründet ist. Wenn er unseren Antrag liest, sieht 
er ja, daß wir praktisch dasselbe wollen, 

(Abg. Arnholz: Nicht ganz!) 

daß es doch nur ganz kleine Unterscheidungen sind. 

(Abg. Arnholz: Stimmen Sie zu!) 

Ich glaube also, es war nicht sonderlich notwendig, 
da zu weit in die Vergangenheit zurückzuschwei-
fen. Bitte, wir sind uns ja einig, und den kleinen 
Unterschied in unserer Fassung will ich jetzt her-
ausstellen. 

Dieser kleine Unterschied besteht darin, daß man 
in der zweiten Lesung geglaubt hat, die letzte 
Entscheidung dem Kabinett geben zu sollen. Wir 
schlagen vor, daß die Entscheidung in diesen Mit-
bestimmungsfällen von einer Einigungsstelle ge-
troffen wird. Sie sagen: von einer Bundeseinigungs-
stelle. Wir wollen praktisch — und das ist in § 63 
enthalten — die Einigungsstelle bei jeder oberen 
Dienstbehörde; Sie wollen eine Einigungsstelle. 
Wir glauben, daß es zweckmäßiger ist, hier zu 
verschiedenen Einigungsstellen bei den einzelnen 
oberen Dienstbehörden zu kommen, weil dann 
vielleicht auch die Auswahl bei der Besetzung 
zweckmäßiger gestaltet werden kann. Denken Sie 
meinetwegen an die Bundespostverwaltung oder 
an die Bundesbahn! Dann hat man ein Gremium, 
das mit der besonderen Situation gerade dieser 
Verwaltung vertraut ist. 

Deswegen glaube ich, daß wir mit unserem Vor-
schlag besser zu Rande kommen. Im Prinzip ist 
das, was wir wollen, dasselbe: eine unabhängige 
Schiedsstelle, und das ist ja unser gemeinsames 
Anliegen. 

Ich möchte Sie also bitten, aus Zweckmäßigkeits-
gründen unserem Antrag zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Kühn. 

Kühn (Bonn) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich habe nur eine kurze Erklä-
rung hierzu abzugeben. Meine Fraktion ist der 
Meinung, daß auf die parlamentarische Verantwor-
tung des Ministers bzw. der Regierung nicht ver-
zichtet werden kann. Wir sind deshalb der Mei-
nung, daß es bei den Beschlüssen in zweiter Be-
ratung sein Bewenden haben sollte. Wir werden 
daher die gestellten Änderungsanträge zu den 
§§ 62 und 63 ablehnen. 

(Zuruf von der SPD: Das haben wir auch 
gar nicht anders erwartet!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Arnholz. 

Arnholz (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Für den Fall, daß unser Antrag, den 
ich vorhin begründet habe, abgelehnt wird, darf 
ich unter Beziehung auf das, was der Herr Kollege 
Sabel vorgetragen hat, einen Eventualantrag stel-
len. Wir halten es zwar nicht für zweckmäßig, diese 
Zersplitterung durchzuführen; wenn aber demge-
mäß beschlossen wird, dann wünschen wir doch, 
daß die Einigungsstellen aus je fünf Beisitzern zu-
sammengesetzt werden. 

Weiterhin erscheint es uns notwendig klarzu-
stellen, daß unter den Beisitzern die Gruppen ent-
sprechend ihrer Stärke, mindestens jedoch durch 
ein en  Beisitzer vertreten sind. 

Nach Ihrem Vorschlag ist vorgesehen, daß der 
Präsident des Bundesverwaltungsgerichts in dem 
Fall, daß eine Einigung zwischen den Beteiligten 
nicht zustande kommt, die Ernennung des unpar-
teiischen Vorsitzenden vornimmt. Wir sind der 
Meinung, daß diese Aufgabe nach dem ganzen Sinn 
des Gesetzes dem Präsidenten des Bundesarbeits-
gerichts übertragen werden müßte. Ich darf Sie 
bitten, dem Eventualantrag, den ich dem Herrn 
Präsidenten überreiche, Ihre Zustimmung zu geben. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wenn ich recht ver-
standen habe — ich bitte um Nachsicht; es ist 
manchmal nicht ganz leicht, alles zu verstehen, was 
die Antragsteller wollen —, dann ist folgendes ge-
meint. Falls der Antrag Umdruck 374 Ziffer 6 ab-
gelehnt, statt dessen aber der Antrag Umdruck 
377 Ziffer 8 angenommen wird, ändern Sie Ihren 
Antrag Umdruck 374 Ziffer 7 um im Sinne des An-
trags, den Sie mir soeben vorgelegt haben. 

(Abg. Arnholz: Ja!) 
Dann kommen wir zur Abstimmung, zunächst 

über den Antrag Umdruck 374 Ziffer 6 als den 
weitergehenden Antrag. Wer dafür ist, den bitte 
ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! — Das 
zweite ist die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Dann Umdruck 3'77 Ziffer 8! Wer dafür ist, den 
bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Bei einigen Enthaltungen und 
Gegenstimmen angenommen. 

Wir müssen nunmehr über § 62 in der neuen 
Fassung abstimmen. Wer für die Annahme von 
§ 62 in der neuen Fassung ist, den bitte ich um ein 
Handzeichen! — Gegenprobe! — Gegen einige we-
nige Stimmen und bei einigen Enthaltungen ange-
nommen. 

Nunmehr § 63! Hier ist der abgeänderte Antrag 
maßgebend; ich weiß nicht, ob Sie ihn haben, 
meine Damen und Herren. Er hat noch keine Um-
drucknummer; ich kann ihn verlesen. 

(Zurufe.) 

— Ist nicht notwendig. 
Dann Änderungsantrag Umdruck 377 Ziffer 9! 

Der Antrag wird nicht weiter begründet. 
Ich nehme an, daß der Antrag Umdruck 374 Zif-

fer 7 in der abgeänderten Fassung der weiter-
gehende Antrag ist. Wer dafür ist, den bitte ich, 
die Hand zu erheben.—Gegenprobe! — Das zweite 
ist die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Nunmehr Änderungsantrag zu § 63 auf Umdruck 
377 Ziffer 9! Wer für die Annahme ist, den bitte 
ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Das erste war die Mehrheit; ange-
nommen. 
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Da der Änderungsantrag Umdruck 377 Ziffer 9 

den gesamten Text enthält, brauchen wir über § 63 
nicht mehr gesondert abzustimmen. Herr Abgeord-
neter Sabel, deckt dieser Text den ganzen Para-
graphen? 

(Abg. Sabel: Ja!) 

Er hat nämlich nur fünf Absätze — die Ausschuß-
vorlage enthielt einen „Entfällt"-Vermerk —, so 
daß wir mit dieser Abstimmung den § 63 im gan-
zen beschlossen haben. 

Die nächsten Anträge sind zu § 66 auf Umdruck 
 374 Ziffer 8 und Umdruck 377 Ziffer 10 gestellt. 

Keine Begründung? — Dann stimmen wir ab. Die 
beiden Änderungsanträge sind gleichlautend. Ich 
lasse also über die beiden Anträge zusammen ab-
stimmen. Wer für die Annahme ist, den bitte ich, 
die Hand zu erheben. 

(Zuruf von der Mitte: Stimmt nicht ganz!) 

— Sind die Anträge nicht gleichlautend? Ich habe 
hier einen Vermerk, wonach sie gleichlautend sind. 
Der Antrag Umdruck 374 Ziffer 8 lautet: 

§ 66 wird in der Fassung der Ausschußvorlage 
wiederhergestellt mit der Maßgabe, daß in Ab-
satz 1 Buchstabe c das Wort „Ernennung" 
durch das Wort „Bestellung" ersetzt wird. 

In Umdruck 377 Ziffer 10 heißt es: 
§ 66 erhält folgende Fassung: . . . 

(Zuruf von der Mitte: Ja, sie sind gleich!) 

Sie sind wirklich gleichlautend! Die Gleichheit 
kommt in dem einen Antrag nur in anderer Weise 
zum Ausdruck als in dem anderen. Wer für die 
Annahme ist, den bitte ich, die Hand zu erheben.— 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ich stelle ein-
stimmige Annahme fest. Der Text, der in Umdruck 
377 Ziffer 10 vorgeschlagen ist, ist also der be-
schlossene. 

Zu § 67 liegen zwei Anträge vor: Umdruck 374 
Ziffer 9 und Umdruck 377 Ziffer 11. Auch hier 

 ist in beiden Umdrucken der Antrag gleichlautend. 
Umdruck 374 Ziffer 9 soll auch auf Abs. 2 erstreckt 
werden; daraus ergibt sich die Identität des Inhalts 
der beiden Anträge. Keine Wortmeldungen? — 
Wer für die Annahme ist, den bitte ich, die Hand 
zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Gegen einige Enthaltungen angenommen. 

Die nächsten Anträge beziehen sich auf § 70. Es 
sind die Anträge auf Umdruck 374 Ziffer 10 und 
Umdruck 377 Ziffer 12. Das sind nicht Bleichlau-
tende Anträge. 

(Abg. Sabel: Zu § 70 gibt es noch den An
-

trag „zu Umdruck 377"!) 

— Ja, das ist ein neuer Umdruck.*) 

Wird ein Änderungsantrag begründet? — Herr 
Abgeordneter Böhm zu Umdruck 374 Ziffer 10.  

Böhm (Düsseldorf) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir sind wohl alle davon 
überzeugt, daß mit der Abstimmung über die 
§§ 70, 71 über einen wesentlichen Teil dieses Ge-
setzes über die Mitbestimmung im öffentlichen 
Dienst entschieden wird. Die sozialdemokratische 
Fraktion hat sich sowohl bei den Beratungen im 
Plenum als auch bei denen im Ausschuß ernsthaft 
bemüht, dem Gesetz eine solche Gestaltung zu 
geben, daß für seine Annahme im Plenum eine 

*) Siehe Anlage 7.  

breite Grundlage vorhanden ist. Sie hat bei der 
Beratung eine Reihe von Grundsatzfragen mit an-
geschnitten und im Ausschuß die gestellten An-
träge begründet. Wir haben eine Reihe von Kom-
promißvorschlägen im Ausschuß gemacht, und es 
ist auch eine Anzahl Kompromisse geschlossen wor-
den. Nehmen Sie mir es aber nicht übel, wenn ich 
darauf hinweise, daß es eine Reihe von Grundsatz-
fragen gibt, wo man selbst mit dem besten Kom-
promiß den Dingen einfach nicht mehr dient. 

Die Sozialdemokratische Partei hat das Berufs-
beamtentum bejaht, nicht als Lippenbekenntnis, 
sondern aus der Tatsache, daß dem Berufsbeamten

-

turn  in der neuen Entwicklung unseres Staates 
nach 1945 eine Reihe von Aufgaben gestellt sind, 
die von denen vor 1945 grundverschieden sind. 
Wir haben uns etwas gedacht bei der Bejahung des 
Berufsbeamtentums; wir waren der Meinung, daß 
die Entwicklung bis 1945 auch im Berufsbeamten

-

tum  nicht ganz ohne Folgen geblieben ist. Darum 
auch unser Bemühen, in der Frage der Mitbestim-
mung und Mitwirkung im öffentlichen Dienst so-
wohl für die Beamten als auch für die Arbeiter 
und Angestellten eine Regelung zu treffen, die der 
demokratischen Entwicklung Rechnung trägt und 
der innerstaatlichen Ordnung gerecht wird. 

Wir haben eine ganze Reihe von Fragen auch im 
Ausschuß auf dieser Ebene behandelt und sind der 
Meinung, das Plenum sollte gerade in der Mit-
bestimmung das verwirklichen, was der Herr Bun-
desinnenminister bei der ersten Beratung gesagt 
hat: das Gesetz im öffentlichen Dienst nicht 
schlechter machen, es zwar auf den öffentlichen 
Dienst zuschneiden, aber doch einen Rechtszustand 
schaffen, der den öffentlichen Betrieben gerecht 
wird und der besonders auch den Gesamtbedien

-

steten eine Mitwirkung und eine Mitbestimmung  
sichert. 
Wir bitten also, bei Betrachtung dieser Frage 

von dem Standpunkt auszugehen: Wir wollen nicht 
in irgendeiner Art und Weise die Entscheidungen 
der Dienststellen- oder Behördenleiter beeinflussen. 
Was wir wollen, ist einfach, daß bei den Personal-
fragen, bei den Sozialfragen und bei den inneren 
Angelegenheiten die Personalvertretungen, soweit 
die Beamten in Frage kommen, mitwirken können. 
Schon die Tatsache, daß bei den Beamten von 

Mitbestimmung keine Rede sein kann, rechtfertigt 
den Standpunkt, den auch wir bisher vertreten 
haben, daß da, wo gesetzgebende Körperschaften 
die letzte Entscheidung haben, auch das Mitbestim-
mungsrecht eine bestimmte Begrenzung findet. Die 
Rechtsstellung der Arbeiter und Angestellten — 
damit möchte ich gleichzeitig die Begründung zu 
unserem Änderungsantrag zu § 71 geben — wird 
nach Tarifvertrag geregelt. Hier ist die große Frage 
zu prüfen, ob die Mitbestimmung anders als drau-
ßen geregelt werden kann. Unserer Meinung nach 
nicht. 
Wir bitten Sie deshalb, sowohl beim § 70 wie bei 

§ 71 die Ausschußfassung wiederherzustellen. 
(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Dittrich. 

Dr. Dittrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die CDU/CSU-Fraktion 
glaubte, bei dem Antrag zu § 70 des Personalver-
tretungsgesetzes das Äußerstmögliche getan zu  
haben. Ich stelle fest, daß wir uns hinsichtlich der  



2. Deutscher Bundestag — 85. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 8. Juni 1955 	 4653 
(Dr. Dittrich) 

Ziffer 1 des § 70 Abs. 1 Buchstabe a mit dem 
Antrag der SPD auf einer Ebene befinden; denn 
auch dort handelt es sich ja nur um die Einstellung, 
Anstellung und Beförderung. Dasselbe, meine 
Damen und Herren von der SPD, wollen ja auch 
wir mit der Mehrheit unserer Fraktion haben. 

Was Ziffer 4, Anträge auf Hinausschiebung der 
Altersgrenze, betrifft, so darf gesagt werden, daß 
ohnedies durch ein kompliziertes Verfahren bei 
der Hinausschiebung der Altersgrenze eine Miß-
brauchsmöglichkeit kaum oder überhaupt nicht be-
steht. 

Wir empfehlen deshalb dem Hohen Hause, § 70 
in der Fassung des Änderungsantrags der CDU/ 
CSU-Fraktion zu Umdruck 377 anzunehmen und 
den SPD-Antrag betreffend die Ziffern 2 und 4 
von § 70 Abs. 1 Buchstabe a abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Kühn. 

KUhn (Bonn) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! In der zweiten Beratung dieses 
Gesetzes war Buchstabe a Ziffer 1 des § 70 Abs. 1 
vollkommen gestrichen. Das bedeutet also, daß da-
mals „Einstellung, Anstellung und Beförderung" 
gestrichen war, soweit es sich um die Personalan-
gelegenheiten der Beamten handelt. Nach dem eben 
begründeten Antrag sollen die Worte „Einstellung, 
Anstellung und Beförderung" wieder hineingesetzt 
werden, und zwar handelt es sich dabei um eine 
Änderung des ursprünglichen Antrags, in dem das 
Wort „Beförderung" nicht stand. 

Meine Fraktion ist nach wie vor der Ansicht, 
daß es nicht Sache des Personalrats sein kann, bei 
Beförderungen eines Beamten seine Meinung zu 
sagen. Wir haben diese Dinge schon in der zweiten 
Beratung eingehend begründet und sind der Mei-
nung, daß es mit dem hoheitsrechtlichen Akt einer 
Beförderung einfach nicht vereinbar ist, daß der 
Personalrat dazu seine Meinung kundgibt. 

(Abg. Baur [Augsburg] : Sie wollen schön 
allein bleiben unter sich!) 

— Nein, nein, so ist das nicht, Herr Kollege Baur. 
— Es gehört dazu doch — was ich damals hervor-
gehoben hatte — eine genaue Kenntnis der Per-
sonalakten, wenn man überhaupt eingehend und 
sachlich Stellung nehmen will. Ich bin nach wie 
vor der Meinung, daß die Einsicht in die Personal-
akten dem Behördenleiter, seinem Personaldezer-
nenten und dem Beamten selbst zusteht, nicht aber 
einem größeren Kreis, auch wenn dieser Kreis un-
ter der Amtsverschwiegenheit steht. 
(Abg. Sabel: Das steht doch im Gesetz drin!) 

— Ja, sicher steht es drin, aber ich bin der Mei-
nung, meine Damen und Herren, daß es bei der 
Fassung der zweiten Beratung bleiben sollte. Ich 
würde mich allerdings damit einverstanden er-
klären, Einstellung und Anstellung noch hineinzu-
nehmen — das wäre noch zu vertreten —, unter 
keinen Umständen aber Befördërung. 

Da es sich hier um eine wirklich grundsätzliche 
Frage handelt, beantrage ich wiederum nament-
liche Abstimmung. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter, 
Sie beantragen namentliche Abstimmung. Worüber? 

(Abg. Kühn [Bonn] : Daß das Wort „Beför

-

derung" ausgeschlossen wird!)  

— Also stellen Sie einen Antrag, nämlich einen 
Änderungsantrag zu einem Änderungsantrag. Den 
müssen Sie mir nach der Geschäftsordnung — die 
zu lesen sich immer empfiehlt — schriftlich vor-
legen. 

(Heiterkeit.) 

Das Wort hat der Abgeordnete Böhm. 

(Abg. Dr. Böhm [Frankfurt]: Ich verzichte!) 

— Sie verzichten. — Dann der Abgeordnete Gille.  

Dr. Gille (GB/BHE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich habe volles Verständnis da-
für, daß zwischen der zweiten und der dritten Le-
sung sehr ernste Bemühungen angestellt worden 
sind, um die großen Diskrepanzen, die am Schluß 
der zweiten Lesung noch offen zutage getreten 
waren, so weit wie möglich zu überbrücken. Ich 
stelle auch mit Befriedigung fest, daß das im Laufe 
der heutigen Abstimmung immerhin in einigen 
nicht unwesentlichen Punkten gelungen ist. 

Bei der Frage, um die es aber jetzt geht, bei der 
Frage, ob eine echte Mitwirkung bei den Beförde-
rungen dem Personalrat als gesetzliche Aufgabe 
zugebilligt werden soll, sind wir nach meiner Auf-
fassung zu der eigentlichen Kernfrage gekommen. 
Ich bedaure, daß der Herr Innenminister seinen 
eigenen Gesetzentwurf bisher so wenig verteidigt 
hat. Ich habe den herzlichen Wunsch, daß der Herr 
Bundesinnenminister uns wenigstens bei dieser 
Kernfrage, die für die Bundesregierung und für 
die Konstruktion des ganzen öffentlichen Dienstes, 
gleichgültig, wie man dazu steht, doch von einer 
gar nicht zu übersehenden Bedeutung ist, einmal 
den Standpunkt der Bundesregierung zu dieser 
Frage sagen möge. 

(Abg. Mellies: Hier hat das Parlament zu 
entscheiden!) 

— Das weiß ich. Es handelt sich aber um einen 
Regierungsentwurf, und es ist doch eine allge-
meine Übung, daß der Ressortminister besonders 
in den wesentlichen Fragen, um die hier gerungen 
wird — wie ich zugebe, sehr ehrlich gerungen 
wird — , eingreift. Meine persönliche Auffassung 
ist, daß, besonders, nachdem wir uns in der Mehr-
heit zu dieser Einigungsstelle bekannt haben, dann, 
wenn wir auch die Beförderungen in den Mitwir-
kungsbereich hineinnehmen, auch in der Frage der 
Beförderungen das letzte Wort praktisch nicht der 
politisch verantwortliche Minister, sondern ein 
anonymer Ausschuß hat. 

(Widerspruch in der Mitte. — Abg. Sabel: 
Lesen Sie doch mal das Gesetz! — Abg. 

Dr. Dittrich: Nur Mitwirkungsrecht!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, ich bitte, Ruhe zu bewahren. Wir kommen 
so am besten weiter. 

Dr. Gille (GB/BHE): Ja, nur die Mitwirkung, Sie 
haben recht. Die Mitwirkung ist nicht die Mitbe-
stimmung. Immerhin ist die Mitwirkung in Fragen 
der Beförderung eine Konstruktion, die all dem 
widerspricht, was im Rahmen des öffentlichen 
Dienstes gute Übung ist. 

(Abg. Albers: Das war ja vor 1933 auch so!) 

Wir waren bis gestern abend mit Ihnen einig, 
meine Herren von der CDU-Fraktion! Wenn ich 
richtig unterrichtet bin, waren wir uns doch völlig 
einig! Daß Sie heute vormittag in dieser immerhin 
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sehr wichtigen Frage Ihre Meinung geändert haben, 
ist für uns überraschend und eine nicht gerade 
sehr erfreuliche Überraschung. 

Ich möchte jedenfalls sehr herzlich bitten, daß 
uns der Herr Bundesinnenminister in dieser Kern-
frage doch einmal seine Auffassung mitteilt. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. — Der Herr Bundesfinnen-
minister meldet sich zum Wirt, das ihm hiermit er-
teilt wird. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Innern: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte, 
nachdem Herr Kollege Gille mich so ausdrücklich 
angesprochen hat, doch nicht darauf verzichten, in 
diesem Stadium noch einmal das Wort zu nehmen. 
Herr Kollege Gille, was ich dazu sagen kann, ist 
eigentlich unschwer abzulesen aus dem, was die 
Bundesregierung selber schriftlich vorgelegt hat. 
Sie werden sich erinnern — ich darf es sonst viel-
leicht in Erinnerung zurückrufen — , daß die zweite 
Bundesregierung die Vorlage, die das erste Bundes-
kabinett gemacht hat, unverändert übernommen 
hat, eigentlich mehr aus Gründen einer Zügigkeit 
des Verfahrens als aus irgendwelchen anderen 
grundsätzlichen Betrachtungen heraus. 

In dem Punkt, den Sie angeschnitten haben und 
den ich mit Ihnen für einen sehr wesentlichen 
Punkt halte, hat der Ausschuß eine nicht unerheb-
liche Veränderung an der Regierungsvorlage vor-
genommen. Die Regierungsvorlage sah nicht ein-
mal in allen diesen Fällen, sondern nur bei Ver-
setzung und Abordnung von Beamten die Anhörung 
vor. Ich kann erklären, daß die Bundesregierung 
es nach wie vor begrüßen würde, wenn man ihren 
Vorstellungen über die richtige Lösung des Pro-
blems folgte. Ich darf aber, da ich noch etwas spe-
zifizierter angesprochen worden bin, sagen, daß 
ich im Namen der Bundesregierung den Beteilig-
ten vorgetragen habe, daß ihr in der Vorlage, wie 
sie sich jetzt befindet und wie die Änderungsan-
träge vorliegen, die Streichung der Worte „und Be-
förderung" noch am ehesten in der Richtung zu 
liegen scheint, wie sie sie mit ihrer Vorlage selber 
skizziert hat. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine weiteren Wort-
meldungen. Wir kommen zur Abstimmung, zu-
nächst über den Änderungsantrag Umdruck 374 
Ziffer 10, der am weitesten geht. 

(Abg. Dr. Gille: Können wir nicht ziffern
-weise abstimmen?) 

- Nein, wir stimmen ab über Ziffer 10 a und Zif-
fer 10 b. 
Meine Damen und Herren, damit kein Irrtum be-

steht: Über Umdruck 374 Ziffer 10 lasse ich in zwei 
Zügen abstimmen, zunächst über Ziffer 10 lit. a. Sie 
finden das auf Seite 3 ganz oben. Wer für die An-
nahme ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Das letzte ist die Mehrheit; der An-
trag ist abgelehnt. 
Nunmehr lasse ich abstimmen über Umdruck 374 

Ziffer 10 lit. b. Wer dafür ist, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Der Antrag ist 
abgelehnt. 
Wir stimmen nunmehr ab über den Änderungs-

antrag Umdruck 377 Ziffer 12 in der Neufassung 
z u Umdruck 377; 

(Abg. Dr. Gille: Herr Präsident!) 

— zunächst aber über den Änderungsantrag zum 
Änderungsantrag, der von der Fraktion der FDP 
gestellt worden ist und der dahingeht, in § 70 
Abs. 1 a Ziffer 1 das Wort „Beförderung" zu strei-
chen.  

(Abg. Arnholz: „und  Beförderung" muß es 
dann schon heißen!) 

— Dann wollen wir auch das Wort „und" dazu-
nehmen, Herr Kollege Arnholz. Beantragt wird 
also, die Worte „und Beförderung" zu streichen. 
Wer für die Annahme dieses Änderungsantrages 
ist, den bitte ich — — 

(Zuruf von rechts: Es war namentliche 
Abstimmung beantragt!) 

— Sie beantragen namentliche Abstimmung. Darf 
ich fragen, 'wer diesen Antrag unterstützt. — 

(Zuruf rechts: Wegen der Beförderung!) 

Ich zähle die erhobenen Hände. Es sind 47! Ich 
komme wirklich nur bis zu 47! 

(Heiterkeit.) 

— Das Präsidium hat zu dreien gezählt, und es 
sind nicht mehr als 47! Wir müssen also leider wie-
der im normalen Verfahren abstimmen. 
Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die An-

nahme des Änderungsantrags zum Änderungsan-
trag ist, also für die Streichung der Worte „und 
Beförderung", den bitte ich, die Hand zu erheben. 
— Gegenprobe! — Das letzte ist eindeutig die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 
Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 

Umdruck 377 Ziffer 12 in der durch z u Umdruck 
377 Ziffer 1*) geänderten Fassung. Wer für die 
Annahme ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Gegen einige 
Gegenstimmen und Enthaltungen angenommen. G 
Nunmehr stimmen wir ab über den § 70 in sei-

nem vollen Wortlaut in der abgeänderten Fassung. 
Wer für den  Antrag ist, den bitte ich, die Hand zu 
erheben. — Gegenprobe! — Gegen einige wenige 
Stimmen 

(Zuruf rechts: Enthaltungen!) 
— und bei einigen Enthaltungen angenommen. 

§ 71. — Hierzu liegen zwei Änderungsanträge 
vor. Der eine — Umdruck 374 Ziffer 11 — ist schon 
begründet worden. Ein weiterer Änderungsantrag 
findet sich in Umdruck 377 Ziffer 13. Wird er nicht 
begründet? 

(Zuruf: Nein!) 
Wir kommen zur Abstimmung, zunächst über 

Umdruck 374 Ziffer 11. Wer für die Annahme ist, 
den bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! 
— Das ist die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 
Umdruck 377 Ziffer 13. Wer dafür ist, den bitte 

ich urn ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Bei einer Enthaltung angenommen. 
Wir stimmen über den § 71 in der neuen Fassung 

ab. Wer für die Annahme ist, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Das ist die Mehrheit; angenommen. 
§ 72. — Dazu liegen zwei Anträge vor, ein wei-

tergehender und ein weniger weitgehender. Der 
weitergehende ist der in Umdruck 376 Ziffer 6, der 
andere der in Umdruck 377 Ziffer 14. Keine Be-
gründung, keine Wortmeldung. 

(Abg. Dr. Dittrich: Z u Umdruck 377!) 
— Ja, es handelt sich um den Umdruck z u Um-
druck 377. 

*) Siehe Anlage 7.  
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Sabel (CDU/CSU): Darf ich kurz etwas dazu 
sagen. Es handelt sich praktisch um das gleiche; nur 
kommt in dem Umdruck z u Umdruck 377 noch ein 
letzter Satz hinzu. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Deshalb ist der Än-
derungsantrag in Umdruck 376 Ziffer 6, der alle 
Beamten umfaßt, der weitergehende. 
Wir stimmen also zunächst über Umdruck 376 

Ziffer 6 ab. Wer für die Annahme ist, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Das ist die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Umdruck 377 Ziffer 14 in der Fassung des An-
trags z u Umdruck 377 Ziffer 2. Wer für die An-
nahme ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Das ist große Mehrheit; der § 72 ist in dieser Neu-
fassung angenommen. 
Der nächste Antrag geht auf Änderung des § 74. 

Sie finden ihn auf Umdruck 375 unter Ziffer 6. — 
Keine Begründung, keine Wortmeldung. Wir kom

-

men zur Abstimmung. Wer für diesen Änderungs

-

antrag ist, der gebe ein Handzeichen. — Gegen-
probe!  — Das ist die Mehrheit; der Antrag ist ab-
gelehnt. 
Zu § 75 liegt ein Änderungsantrag auf Um

-

druck 374 unter Ziffer 12 vor. Keine Begründung? 
— Das Wort hat der Abgeordnete Ziegler. 

Ziegler (SPD): Meine Damen und Herren! Im 
Namen meiner Fraktion habe ich Ihnen folgende 
Fassung des § 75 Abs. 3 Satz 1 vorzuschlagen: 

Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag des 
Leiters der Dienststelle, der Personalvertre-
tung oder des Verletzten ein. 

Sie finden diese Fassung in Umdruck 374 Ziffer 12. 

Wir wünschen, daß dann, wenn einer der an den 
Personalratssitzungen Teilnehmenden die Schweige-
pflicht verletzt, auch der Personalrat die Möglich-
keit hat, auf dem Wege über die übergeordnete 
Dienststelle Strafantrag zu stellen. Gerade weil der 
Personalrat darüber zu wachen hat und weil die 
Personalratsmitglieder verpflichtet sind — auch 
außerdienstlich, auch dann, wenn sie nicht mehr 
Personalratsmitglieder sind —, die Schweigepflicht 
zu wahren, muß er genau wie die Dienststelle und 
genau wie der Betroffene die Möglichkeit haben, 
Antrag auf Verfolgung zu stellen. 
Ich bitte Sie daher, unseren Vorschlag auf Um-

druck 374 Ziffer 12 anzunehmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine Wortmeldun-
gen. Wir stimmen ab. Wer für die Annahme des 
Antrags ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Das ist die Mehrheit; der Antrag 
ist abgelehnt. 
Antrag Umdruck 377 Ziffer 15 zu § 76. Keine 

Begründung? — Dann kommen wir, da Wortmel-
dungen nicht vorliegen, zur Abstimmung. Wer für 
die Annahme ist, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ich 
stelle einstimmige Annahme fest. 

§ 77 — Antrag Umdruck 377 Ziffer 16. — Keine 
Begründung, keine Wortmeldungen. — Dann kom-
men wir zur Abstimmung. Wer für die Annahme 
ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegen-
probe! — Gegen einige wenige Stimmen angenom-
men. 

Dann stimmen wir über § 77 in der neuen Fas

-

sung ab. Wer für den § 77 in der neuen Fassung 
ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — Das ist 
die Mehrheit; angenommen. 

Bei § 76 ist auch noch über die neue Fassung 
abzustimmen. Wer für die neue Fassung ist, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Das ist die Mehr-
heit; angenommen. 

Nun zu § 78 der Antrag Umdruck 374 Ziffer 13. 
Das Wort hat der Abgeordnete Ludwig. 

Ludwig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich halte es für notwendig, zu dieser 
Sache einige Worte zu sagen. Aber ich kann mich 
sehr kurz fassen. Wir beantragen die Streichung 
des Abs. 1 in § 78. In der 73. Sitzung hat unser Spre-
cher schon auf den Widerspruch zwischen § 2 und § 78 
hingewiesen. Ich will nichts wiederholen, aber ich 
möchte darauf hinweisen, daß man der Fortent-
wicklung der autonomen Rechtsschöpfung keine 
Schranken setzen sollte. Tarifliche Vereinbarungen 
setzen immer das Zusammenarbeiten und die Ver-
ständigung der Partner voraus. Wenn sie sich also 
über weitergehende Bestimmungen verständigen 
können, sollte dieses Verhalten respektiert werden; 

(Sehr gut! bei der SPD) 
denn eine solche Verständigung wird immer von 
Erfahrungen und Zweckmäßigkeitsgründen aus-
gehen. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Ich glaube, man braucht nicht zu befürchten, daß 
die Verwaltungen so revolutionär sind, daß da 
wirklich etwas Schlimmes passieren kann. Es gibt 
viele wichtige Gesetze, die sich aus der Praxis her-
aus entwickelt haben, und gerade beim Arbeits-
recht sollte man der autonomen Rechtsgestaltung 
weiten Raum lassen. Ich bitte Sie deshalb, diese 
Bestimmung zu streichen. 

(Vizepräsident Dr. Schneider über

-

nimmt den Vorsitz.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Weiter wird das 
Wort nicht gewünscht. 

Dann komme ich zur Abstimmung. Wer dem An-
trag auf Umdruck 374 Ziffer 13: „§ 78 Abs. 1 wird 
gestrichen", zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Das ist die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. Damit bleibt 
§ 78 in der Fassung der zweiten Beratung bestehen. 

Ich rufe den nächsten Änderungsantrag auf: 
Umdruck 374 Ziffer 14; er betrifft § 79. Soll er 
begründet werden? — Bitte, Herr Abgeordneter. 

Ziegler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Namens meiner Fraktion erlaube ich 
mir, Ihnen Änderungen zu den §§ 79, 80 und 101 
vorzuschlagen. Da es sich in allen Anträgen um 
Termine handelt, möchte ich um Ihre Genehmigung 
bitten, Herr Präsident, daß ich sie gleich nachein-
ander begründe. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Bitte sehr! 

Ziegler (SPD): Unsere Änderungsanträge sind 
in Umdruck 374 unter den Ziffern 14, 15 und 16 
aufgeführt. 
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Zu § 79 Satz 3 machen wir folgenden Änderungs-

vorschlag: 

Ihre Wahlperiode verlängert sich bis zur Neu-
wahl der nach diesem Gesetz an ihre Stelle 
tretenden Personalvertretungen; sie endet spä-
testens drei Monate nach Inkrafttreten der 
nach § 80 zu erlassenden Vorschriften. 

Zu § 80 erlauben wir uns, folgende Fassung als 
Einleitung vorzuschlagen: 

Zur Regelung der in den §§ 9 bis 21, 23, 51, 53 
und 54 bezeichneten Wahlen erläßt die Bun-
desregierung binnen zwei Monaten nach Ver-
kündung dieses Gesetzes durch Rechtsverord-
nung Vorschriften über . . . 

Dann folgt der weitere Text des § 80 wie bisher. 

Zu § 101 schlagen wir folgende Fassung vor: 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nach der Ver-
kündung in Kraft. 

Wenn wir den 1. Juli als Stichtag annehmen, 
würde sich unser Vorschlag wie folgt auswirken. 
Das Gesetz würde bei Verkündung am 1. Juli 
am 1. August in Kraft treten. Wir hätten dann 
die Möglichkeit, innerhalb dieser vier Wochen die 
Betriebsräte noch mit dem Gesetz vertraut zu 
machen. Zwei Monate nach der Verkündung müß-
ten die Rechtsverordnungen zur Wahlordnung er-
lassen sein. Das wäre am 1. September 1955, und 
nach § 79 müßten dann die Wahlen am 1. Dezem-
ber durchgeführt sein. Wir glauben, daß wir diese 
Zeit benötigen, um die Wahl ordnungsmäßig durch-
führen zu können, und bitten Sie deshalb um An-
nahme der von mir begründeten Vorschläge. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Wird weiter das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann 
schließe ich die Beratung. 

Ich komme zur Abstimmung. Wer dem Ände-
rungsantrag Umdruck 374 Ziffer 14 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Der Antrag ist abgelehnt. 

Der nächste Änderungsantrag auf Umdruck 374 
Ziffer 15 betrifft § 80. Da er eben mitbegründet 
worden ist, wird das Wort wohl nicht weiter ge-
wünscht. Ich komme zur Abstimmung. Wer dem 
Änderungsantrag Umdruck 374 Ziffer 15 zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das letzte war 
die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe auf die Anträge Umdruck 375 Ziffer 7 
und Umdruck 377 Ziffer 17. Wenn ich mich recht 
erinnere, ist der Antrag auf Umdruck 375 Ziffer 7 
schon generell mitbegründet worden, weil es um 
die gleiche Frage geht, nämlich Jugendvertretung 
oder nicht. Das Wort wird wohl zur Begründung 
nicht mehr gewünscht? — 
Wer will den Änderungsantrag der Fraktion der 

CDU/CSU Umdruck 377 Ziffer 17 begründen? — 
Er  soll auch nicht begründet werden. 

Dann komme ich zur Abstimmung. Ich lasse erst 
abstimmen über den Antrag Umdruck 375 Ziffer 7, 
Änderungsantrag der SPD. Wer dem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Das letzte war die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Ich komme dann zur Abstimmung über den An-
trag Umdruck 377 Ziffer 17. Wer ihm zuzustimmen 

wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge

-

genprobe! — Enthaltungen? — Bei einer großen 
Zahl Enthaltungen angenommen. 

Zu § 84 rufe ich Umdruck 376 Ziffer 7 auf, einen 
Antrag der Fraktion der FDP. Soll er begründet 
werden? 

(Abg. Kühn [Bonn]: Keine Begründung!) 

— Soll nicht begründet werden. Dann komme ich 
zur Abstimmung. Wer dem Änderungsantrag auf 
Umdruck 376 Ziffer 7 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Zu § 85 rufe ich den Antrag Umdruck 375 Ziffer 
8 auf. Er soll wohl auch nicht mehr begründet 
werden? — Das Wort wird nicht gewünscht. Ich 
komme zur Abstimmung. Wer dem Antrag Um-
druck 375 Ziffer 8 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Mit großer Mehrheit abgelehnt. 
Zu § 90 rufe ich auf die Anträge Umdruck 376 

Ziffer 8 und Umdruck 377 Ziffer 18. Wird das Wort 
dazu gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann 
komme ich zur Abstimmung. Ich lasse zuerst über 
den Antrag Umdruck 376 Ziffer 8 abstimmen. Das 
ist ein Antrag der FDP-Fraktion, in § 90 Abs. 1 
die Buchstaben k und 1 zu streichen. Wer diesem 
Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Das zweite war die Mehrheit; der Antrag ist 
abgelehnt. 

Wer wünscht zu dem Antrag der CDU/CSU auf 
Umdruck 377 Ziffer 18 das Wort? — Bitte, Frau 
Abgeordnete Wolff! 

Frau Wolff (Berlin) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Herren und Damen! Die Beratung und Abstim-
mung über dieses Gesetz in der zweiten Lesung 
hat eine außerordentliche Befremdung in der 
Öffentlichkeit erregt. Wir hoffen, daß mit der Be-
endigung der heutigen Beratung ein klein wenig 
Beruhigung eintritt. Aber wir wundern uns trotz-
dem, und deswegen richten wir als Fraktion der 
SPD die Frage an die CDU, weswegen sie die Fas-
sung, des § 90 Abs. 2 ändern und sagen will: 

Absatz 1 gilt nicht für Bedienstete in leitender 
Stellung und für Bedienstete mit vorwiegend 
wissenschaftlicher oder künstlerischer Tätig-
keit. 

Die SPD ist der Ansicht, daß der zweite Absatz 
zu streichen ist. Denn wir können nicht einen Per-
sonenkreis unter ein Sonderrecht stellen, wenn 
man den anderen die Berechtigung gibt, über ihre 
eigenen Interessen mitzuberaten und mitzubestim-
men. Wir wundern uns überhaupt darüber, daß 
man einen Paragraphen, der in der zweiten Le-
sung — in jener Lesung, in der fast die ganze Aus-
schußarbeit illusorisch gemacht wurde — durch 
einen großen Teil dieses Hauses gar nicht berührt 
worden ist, nun noch ändern will. Wir sind der 
Ansicht, daß da gewisse Dinge von außen an die 
CDU herangetragen worden sind, daß man sich 
bemühte, gewisse Gruppen von dem Recht, selber 
mitzubestimmen, auszuschalten. 

Was ist denn überhaupt mit dem § 90 vorge-
sehen? Es ist doch nur vorgesehen, daß eine ge-
wisse einheitliche Regelung erfolgt. Weswegen 
man dann noch bei dieser einheitlichen Regelung, 
obwohl kein Einspruch erfolgt ist, eine Einschrän- 
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kung haben will, das möchte ich gerne wissen. Von 
meinem Standpunkt als Frau möchte ich dazu fol-
gendes sagen. Es handelt sich hier um eine Reihe 
von Gruppen, die vielleicht zahlenmäßig keinen 
großen Teil der vom Gesetz Erfaßten darstellen. 
Aber wir sind doch der Ansicht, daß auch dieser 
Kreis im Personalvertretungsgesetz mit zu seinem 
Recht kommen muß. Durch die Einschränkung, die 
hier gegeben ist, kommt dieser Kreis nicht zu sei-
nem Recht. Wir sind der Ansicht — gerade auch 
vom Standpunkt der Frau aus —, daß auf dem Ge-
biete der Kunst manches anders wäre, wenn auch 
die, die die künstlerischen Interessen mit vertreten 
und nicht etwa betriebs- oder artfremd sind, mit-
bestimmen könnten. Bei manchen weiblichen 
Künstlern kommt einem so oft der Gedanke auf, 
daß weniger die künstlerische Begabung und Ver-
anlagung als ein gewisser Sex-Appeal bei der An-
stellung den Ausschlag gibt. 

(Heiterkeit.) 

Das ist im Interesse der Kunst und der Künstler 
nicht gerade das Richtige. — Ich sehe, daß einige 
Herren des Hauses abwinken. Ja, meine Herren, 
ich habe ja nicht die anwesenden Herren gemeint, 

(erneute Heiterkeit) 

daß sie sich etwa vom Sex-Appeal mehr beein-
flussen lassen als von der künstlerischen Be-
gabung; das kann man einem Abgeordneten wirk-
lich nicht zutrauen. 

(Große Heiterkeit.) 

Der ist ja gewählt worden, um die Dinge objektiv 
zu sehen. Die menschlich, allzu menschlichen 
Dinge, liebe Kollegen und Kolleginnen des Hauses, 
gehören ja außerhalb dieser geheiligten Mauern 
betrachtet zu werden. 

Deshalb möchte ich Sie bitten, den § 90 in der 
alten Fassung zu belassen, um so mehr deswegen, 
als ja auch einige andere wichtige Tätigkeits-
gebiete und Personen von dieser Änderung be-
rührt werden. Ich denke an die Angestellten der 
Hochschulen, der Museen und der Forschungs-
institute. Aber mir liegt besonders das Gebiet der 
Kunst am Herzen. Ich appelliere hier an die Kolle-
ginnen des Hauses, einmal daran zu denken, daß 
sehr begabte Künstlerinnen oft recht lange auf 
ihre Anstellung warten müssen, wenn bei der Vor-
stellung ihr Äußeres nicht so ganz dem Auge des 
Beschauers entspricht. 

(Heiterkeit.) 

Deshalb wollen wir auf diesem Gebiet eine Mit-
wirkung all derjenigen, die dafür in Frage 
kommen. 
Ich bitte also, da dieser Paragraph ja Rahmen-

bestimmungen enthalten und Klarheit für die Lan-
despersonalvertretungsgesetze geben sowie eine 
einheitliche Richtung möglich machen soll, darum, 
ihn in seiner alten Fassung bestehen zu lassen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Sabel. 

Sabel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich kann Frau Kollegin Wolff 
eine beruhigende Erklärung für diese Formulie-
rung geben. Wir haben im § '72 diese Gruppe für 
unseren eigenen Zuständigkeitsbereich ausgenom

-

men. Wenn wir sie für den eigenen Zuständig

-

keitsbereich ausnehmen, dann können wir es nicht 
in den Rahmenbestimmungen, also in den Empfeh-
lungen für die Länder, verpflichtend festlegen. Zu-
mindest, meine ich, sollten wir den Ländern nicht 
verpflichtend mehr zumuten, als wir selbst für 
unseren eigenen Zuständigkeitsbereich regeln. Das 
ist der ganze Grund dieses Vorschlages. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Kleindinst. 

Dr. Kleindinst (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! In bezug auf die Kräfte 
der Wissenschaft und der Kunst möchte ich die 
Ausführungen des Herrn Kollegen Sabel noch fol-
gendermaßen ergänzen. Es handelt sich hier um 
Ländereinrichtungen der Kunst und der Wissen-
schaft. Sie werden wohl zugeben, daß der Personal-
rat hier nicht für eine Beteiligung geeignet ist und 
daß hier die Vorstände die alleinige Verantwortung 
tragen müssen. 

Denken Sie aber an die Universitäten. Meine 
Damen und Herren, die Universitäten haben ihre 
Autonomie, aber wir müssen dies in diesem Gesetz-
entwurf berücksichtigen. Denken Sie an die Vor-
schlagsmöglichkeiten der Universität und die Zu-
ständigkeit der Unterrichts- und Kultusministerien 
bei der Berufung. Denken Sie aber auch an die 
wissenschaftlichen Assistenten aller wissenschaft-
lichen Institute, und zwar insbesondere deshalb, 
weil es sich hier um Spezialwissenschaftler handelt. 
Ich erinnere Sie nur an die Chemie, an die Physik, 
an die Geisteswissenschaften. Wir können doch hier 
die Personalräte nicht mitwirken lassen. 
Dann Theater und Musik. Sie werden zugeben, 

meine Damen und Herren, daß auch seit 1945 der 
Aufstieg von jungen bedeutenden Kräften außer-
ordentlich erfolgreich gewesen ist. Diese Kräfte 
brauchen nicht die Förderung der Personalräte; sie 
setzen sich schon selbst durch. Jeder Intendant, 
jeder Vorstand einer Akademie der Tonkunst oder 
eines Konservatoriums trägt in seiner Person die 
Verantwortung dafür, daß Kräfte eingestellt wer-
den, die dem künstlerischen und dem bildungs-
mäßigen Stand dieser Institute entsprechen. Dafür 
muß er teils allein, teils mit verantwortlich sein. 
Darin liegt keine Gefahr für die Künstler und die 
Künstlerinnen oder die Wissenschaftler. Aber in 
der Mitwirkung der Personalräte läge für die In-
stitute eine große Gefahr. Deshalb war es unbe-
dingt notwendig, die Entschließungen auf den Ge-
bieten der Wissenschaft und der Kunst von den 
Personalvertretungen unabhängig zu machen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Arnholz. 

Arnholz (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Herr Kollege Sabel hat aus-
geführt, daß den Ländern durch die Neufassung, 
die seine Fraktion hier vorschlägt, eine Auflage 
nicht erteilt werde. Gerade umgekehrt ist es. Da-
durch, daß hier der Kreis derer, für die der Abs. 1 
nicht gelten soll, erweitert wird, wird den Ländern 
eine bindende Vorschrift gegeben. Es wäre rich-
tiger, diese Worte „und für Bedienstete mit vor-
wiegend wissenschaftlicher oder künstlerischer 
Tätigkeit" wegzulassen. Dann ist den Ländern die 
Möglichkeit gegeben, für diese Fälle die Dinge so 
zu regeln, wie sie es für richtig halten. 
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Ich bin also der Meinung, daß man in Anbetracht 

der föderalistischen Organisation des Bundes den 
Ländern, zumal ja gerade sie für wissenschaft-
liche und künstlerische Dinge zuständig sind, die 
Möglichkeit geben sollte, sie so zu ordnen, wie sie 
selbst es für richtig halten. 

Ich bitte also, dem Antrage, den die Frau Kolle-
gin Wolff gestellt hat, zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe die Beratung 
des § 90 in dritter Lesung. 
Ich komme zur Abstimmung über den Antrag 

unter Ziffer 18 des Umdrucks 377. 

(Abg. Arnholz: Wiederherstellung der 
Ausschußvorlage war beantragt, Herr 

Präsident!) 

— Umdruck 377 Ziffer 18, der lautet: „(2) Absatz 1 
gilt nicht für Bedienstete usw.". Den anderen An-
trag habe ich nicht vorliegen. Wer diesem Ände-
rungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Mit Mehrheit angenommen. 

Nun rufe ich den Änderungsantrag zu § 95 unter 
Ziffer 9 des Umdrucks 375 auf. Er ist schon be-
gründet worden. Wird das Wort noch weiter ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. Ich komme zur 
Abstimmung. Wer dem Änderungsantrag auf Um-
druck 375 Ziffer 9 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Abgelehnt. 
Ich rufe den Änderungsantrag zu § 101 unter 

Ziffer 16 des Umdrucks 374 auf und schließlich 
den Änderungsantrag unter Ziffer 19 des Um-
drucks 377. Diese Anträge sind inhaltlich verschie-
den. Wird das Wort zu dem Änderungsantrag Um-
druck 374 Ziffer 16 gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. Es ist nämlich ein Änderungsantrag 
gegenüber der Fassung der zweiten Lesung, die ja 
lautet: 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 1955 in Kraft. 

Hier wird beantragt: 
Dieses Gesetz tritt einen Monat nach der Ver-
kündung in Kraft. 
(Abg. Sabel: Eine notwendige Änderung!) 

— Ja. Ich komme zur Abstimmung. Wer diesem 
Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Ich stelle einstimmige 
Annahme fest. 
Dann haben wir, falls das Wort zur Begründung 

nicht mehr gewünscht wird, noch über den Antrag 
der CDU/CSU unter Ziffer 19 des Umdrucks 377 
abzustimmen, diesem soeben angenommenen Abs. 1 
des § 101 einen Abs. 2 des Inhalts, wie er aus der 
Fassung des Antrags ersichtlich ist, hinzuzufügen. 
Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 
Dann komme ich zur Abstimmung. Wer dem An-

trag auf Umdruck 377 Ziffer 19 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Mit Mehrheit an-
genommen. 
Damit, meine Damen und Herren, wären wir mit 

der Einzelberatung in der dritten Lesung durch. 
Es wurde mir gesagt, daß interfraktionell verein-
bart sei, daß, bevor die Schlußabstimmung vorge-
nommen wird, das Parlament seine Beratung noch 

einmal dreiviertel Stunden aussetzen solle. Ich 
erta ge die Sitzung auf 14 Uhr und bitte die 

Damen und Herren, dann aber wieder pünktlich 
hier zu sein, weil wir ja noch eine ganze Reihe 
von Dingen abwickeln müssen. 

(Unterbrechung der Sitzung: 13 Uhr 
19 Minuten.) 

Die Sitzung wird um 14 Uhr 3 Minuten durch 
den Vizepräsident Dr. Schneider wieder eröffnet. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Meine Damen und 
Herren! Wir fahren in der unterbrochenen Sitzung 
fort. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Böhm.  

Böhm (Düsseldorf) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Namens der sozialdemokrati-
schen Fraktion habe ich zur Schlußabstimmung eine 
Erklärung abzugeben. 
Die Sozialdemokratische Partei hat bei der Be-

ratung dieses Gesetzes eine Reihe von Anträgen 
gestellt, die unserer Meinung nach notwendig wa-
ren, um dem Gesetz einen Wert zu geben, der der 
innerstaatlichen Entwicklung Rechnung trägt, der 
aber auf der anderen Seite auch der gesamten po-
litischen Entwicklung die notwendige Grundlage 
geben sollte. In der zweiten Lesung sind die Er-
gebnisse der Beratung des Ausschusses in einer Art 
und Weise behandelt worden, die meiner Meinung 
nach in der Geschichte des Parlaments nicht oft 
vorkommt. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Nicht nur wurden die Arbeiten des Ausschusses, 
der sich ein ganzes Jahr lang bemüht hat, sachliche 
Arbeit zu leisten, derartig zerrupft und zerrissen,  
sondern auch bei der Begründung der Anträge auf 
Änderung der Vorlage des Ausschusses sind eine 
Reihe von Reden gehalten worden, die meiner An-
sicht nach nicht ganz unwidersprochen bleiben dür-
fen. 
Wir haben den Eindruck — das ist nicht eine 

Auffassung, die sich nur bei uns gebildet hat, son-
dern die auch draußen in Versammlungen durch 
Redner bestätigt wurde —, daß dieses Gesetz — 
besonders in der zweiten Lesung wurde das deut-
lich — ein Gesetz gegen die Gewerkschaften sein 
soll. Es ist beschämend, daß zehn Jahre nach dem 
beispiellosen Zusammenbruch, den Deutschland er-
lebt hat, die Gewerkschaften überhaupt noch um 
ihre Anerkennung und um das Recht ringen müs-
sen, in den Betrieben als die berechtigten Vertreter 
der Belegschaften, der Betriebsräte und der Be-
triebsvertretungen auftreten zu können. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 
Ich will hier nicht das hohe Lied der Arbeit sin-
gen, die die Gewerkschaften in den letzten Jahren 
geleistet haben. Ich glaube aber, wir sollten uns 
bemühen, die Anerkennung einer geleisteten Ar-
beit, ganz gleich, von welcher Gruppe sie kommt, 
nicht den Ausländern zu überlassen, 

(Beifall bei der SPD) 

sondern auch wir sollten den Mut aufbringen, für 
die Arbeit, die geleistet wurde, im Parlament die 
notwendige Anerkennung zu finden. 

(Erneuter Beifall bei der SPD.) 

In einer Reihe von Versammlungen draußen ist 
die Stellungnahme der Mehrheit der Abgeordneten 
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damit begründet worden, daß die Haltung der Ge-
werkschaften in den letzten Monaten wesentlich 
zu dem Ergebnis der zweiten Lesung des Gesetzes 
beigetragen habe. Meine Damen und Herren, Sie 
mögen zu der Haltung der Gewerkschaften ver-
schiedener Auffassung sein; das nimmt Ihnen nie-
mand übel. Sie können aber bei der Verabschie-
dung eines Gesetzes nicht etwas tun, was als Rache-
politik gewertet werden muß. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Gewerkschaften sind auf Grund ihrer inne-
ren Gesetzmäßigkeit und ihrer Statuten unabhän-
gig von jeder politischen Partei. 

(Zurufe und Lachen in der Mitte und rechts.) 

— Sie dürfen die Haltung der Gewerkschaften nicht 
von Fall zu Fall registrieren. 

(Erneute Zurufe in der Mitte und rechts.) 

Die Gewerkschaften haben in einem ganzen Teil 
hochpolitischer Entscheidungen auf der Seite der 
Regierung gestanden. Das bedeutet nicht, daß sie 
sich an die Regierungspolitik binden wollen. Wir 
würden sonst zu Gewerkschaften kommen, die 
sich von der Deutschen Arbeitsfront, von einer 
autoritären Organisation nicht mehr allzusehr un-
terscheiden würden. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Ich glaube, das wollen Sie nicht; das wollen wir 
alle nicht. 
Die sozialdemokratische Fraktion war der Mei-

nung, Ergebnisse der Beratungen des Ausschus-
ses würden eine tragbare Grundlage, eine breite 
Basis für die Annahme des Gesetzes im Plenum 
schaffen können. Sicher, durch die heutigen Be-
schlüsse ist ein Teil von dem wieder ausgebügelt 
worden, was sich in der zweiten Lesung vollzogen 
hat; aber was jetzt als Gesetz vor uns liegt, kann 
unserer Auffassung nach nicht genügen, die Auf-
gaben einer Personalvertretung in den öffentlichen 
Betrieben gewissenhaft zu erfüllen. Reden wir 
denn von der Demokratisierung der Verwaltung, 
nur um irgendeine Floskel zu gebrauchen? Reden 
wir von einer vernünftigen Personalpolitik im 
Sinne der demokratischen Entwicklung, nur um 
davon zu reden? Wir sind der Meinung, daß auch 
von seiten der Regierungsparteien bei der Gestal-
tung der Gesetze dieser Grundsatzforderung Rech-
nung getragen werden sollte. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Das Gesetz, wie es jetzt in den einzelnen Para-
graphen vor uns liegt, hat sehr viele Mängel und 
Fehler. 

(Zuruf von der Mitte: Nach Ihrer Meinung!) 

— Nicht nur nach meiner Meinung! Mit diesem 
Gesetz werden eine Reihe von Rechten in den Be-
trieben aufgehoben, die seit 1918 bestanden. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Unserer Meinung nach leitet dieses Gesetz eine 
Rückwärtsentwicklung des Rechtes im öffentlichen 
Dienst ein, 

(Abg. Arnholz: Sehr wahr!) 

die nicht verantwortet werden kann. Dieses Gesetz 
ist schlechter als das Betriebsverfassungsgesetz. Ich 
weiß — ich habe es bei der ersten Beratung be-
tont; auch heute morgen habe ich darauf hinge-
wiesen —, daß das Mitbestimmungsrecht, beson-
ders das wirtschaftliche Mitbestimmungsrecht, in 

den öffentlichen Betrieben nicht wie in der Mon-
tanindustrie gehandhabt werden kann. Aber es 
gibt auch im öffentlichen Dienst eine ganze Reihe 
von Problemen auf diesem Gebiet. Wir wollen un-
ser Teil mit dazu beitragen — die Parteien und 
die Gewerkschaften müssen es wollen; sie sind ja 
die Träger der neuen sozialen Ordnung —, auch in 
der Entwicklung der Gesetzgebung nicht rückläufig 
zu werden, sondern vorwärtszugehen. 

Mit diesem schlechteren Personalvertretungsge-
setz wird auch das Gesetz Nr. 22 des Kontrollrates 
hinfällig werden. Wir werden von unseren Kolle-
gen draußen immer wieder gefragt: Will denn die 
souveräne Bundesregierung ein schlechteres Recht 
schaffen, 

(Abg. Schröter [Wilmersdorf] : Natürlich 
will sie es!) 

als es durch Anordnung der Besatzungsmacht ge-
schah? 

(Beifall bei der SPD.) 

Mit diesem Gesetz—vergessen Sie das nicht, meine 
Damen und Herren — werden alle bisher getrof-
fenen Betriebsvereinbarungen — einmal schon, so-
weit sie mit den Gewerkschaften, darüber hinaus 
aber auch, soweit sie mit den Betriebsvertretun-
gen getroffen wurden — hinfällig. Vor der Be-
triebsvertretung, vor der Personalvertretung steht 
allein das Gesetz in seiner jetzigen Form. 

(Zuruf von der Mitte.) 
— Wer will denn gleich nein sagen? Ich darf doch 
etwas dazu sagen! 

(Abg. Spies [Emmenhausen]: Eine Erklä

-

rung, keine Rede! Das ist doch keine Er

-

klärung!) 
— Ich sage Ihnen das, weil es zu der Erklärung 
gehört. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir haben heute morgen bewußt und mit innerer 
Überzeugung auf eine Generaldebatte verzichtet. 
Wir waren der Meinung; bei der Einzelberatung 
könnten noch eine Reihe von Verbesserungen in das 
Gesetz hineinkommen, die von uns beantragt 
waren, und damit das Gesetz auch für uns annehm-
bar  machen. Das ist nicht eingetreten. Das Gesetz 
in seiner jetzigen Form isst für die sozialdemo-
kratische Fraktion unannehmbar geworden. 

(Beifall bei der  SPD.) 
Ich glaube Ihnen das sagen zu müssen, obwohl wir 
— ich habe es bereits betont — in dem Ausschuß 
sehr intensiv und mit innerer Anteilnahme mitge-
wirkt haben. Wir wollten an idem Gesetz eine ganze 
Reihe von Änderungen vornehmen, um auch für 
das Berufsbeamtentum die  Grundlage des Mitbe-
stimmungsrechts zu schaffen, die im neuen Staat 
notwendig ist. 

Wir sehen uns nach den Ergebnissen der Bera-
tungen, nach der Fassung der Paragraphen, leider 
nicht in der Lage, diesem Gesetz unsere Zustim-
mung zu geben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Herr Bundesinnenminister. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Innern: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich muß 
sagen, daß ich die Ausführungen des Herrn Kol- 
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legen Bö hm mit dem Gefühl tiefer Enttäuschung 
angehört habe. 

(Zustimmung in der Mitte. — Lachen bei 
der SPD.) 

Jeder, der der Debatte heute morgen gefolgt ist, 
und jeder, der heute morgen die Abstimmungs-
verhältnisse in sehr wesentlichen Punkten wahr-
genommen hat, wird mit mir die Hoffnung geteilt 
haben, daß es gelingen werde, das Gesetz in diesem 
Hause auf eine breite Mehrheit zu stellen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Ich habe vor rund 15 Monaten — es ist genau 
am 19. März vergangenen Jahres gewesen — dieses 
Gesetz hier im Namen der Bundesregierung be-
gründet. Für uns alle — das kann ich für die ganze 
Bundesregierung erklären — ist dieses Gesetz ein 
wesentlicher Bestandteil der gesamten Mitbestim-
mung gewesen. Wir haben in ihm den Schlußstein 
gesehen, der in das große Werk einzufügen wäre, 
das vor allen Dingen unsere Vorgänger in den 
ersten vier Jahren des Bundestages geschaffen 
haben. Bei diesem Gesetz hat uns darüber hinaus 
die Absicht geleitet, zur Wahrung und zur Schaf-
fung der Rechtseinheitlichkeit in Deutschland einen 
wesentlichen Beitrag zu leisten. 

Wer in gerechter Weise abzuwägen versucht, ob 
und welche Parallelen die Regelung der Mitbestim-
mung in  Deutschland in irgendeinem Lande der 
Welt — meine Damen und Herren, ich sage: in 
irgendeinem Lande  der  Welt — hat, der wird zu 
dem Ergebnis kommen müssen, daß wir in den 
vorangegangenen Gesetzen und in diesem Gesetz
selbst etwas schaffen, was vor 1933 nicht gegolten 
hat 

(Abg. Schröter [Wilmersdorf] : Aber selbst

-

verständlich!) 

und was derzeit in keinem anderen Lande der 
Welt gilt. 
Wenn ich dann aus dem Munde des Herrn Kol-

legen Böhm die Frage hören muß, ob wir es Aus-
ländern überlassen wollten, bei uns, in unserem 
Vaterland, richtiges Recht zu setzen, so kann ich 
nur sagen: 

(Abg. Schröter [Wilmersdorf] : Das war 
deutsches Recht!) 

Zu dieser Setzung des Rechts in unserem Vater-
lande haben wir einstweilen die Parallele in der 
Welt vergeblich zu suchen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Der Herr Kollege Böhm hat die Frage gestellt, 
ob dies etwa der Ausdruck einer Rachepolitik sein 
sollte. Ich glaube, man wird der Schwere dieses 
Problems und unserem Ringen um den wirtschaft-
lichen und sozialen Frieden in Deutschland wirklich 
nicht gerecht, wenn man eine solche Frage über-
haupt nur stellt. 

(Sehr richtig! in der Mitte. — Zurufe von 
der SPD.) 

Meine Damen und Herren, wer erlebt hat — und 
die meisten derjenigen, die hier sind, oder wenig-
stens sehr viele von Ihnen haben es ja erlebt —, 

wie wir es selbst gewesen sind, die im 1. Bundes-
tag die Initiative auf 'diesem Gebiet ergriffen, wie 
wir ein Gesetz geschaffen haben — ich sage dies 
mehr im Blick auf meine engeren politischen 
Freunde das auf dem Gebiet der Kohle- und 
Eisen-Mitbestimmung eine Sensation in der Rechts

-

lage der ganzen freien westlichen Welt ist, der wird 
nicht auf den Gedanken kommen, daß irgend je-
mand in unseren Reihen die Absicht hätte, Rache-
politik ausgerechnet gegen die Gewerkschaften zu 
betreiben. 
Meine Damen und Herren, ich kann nur noch 

einmal sagen: Ich habe den Kollegen Böhm mit 
sehr tiefem Bedauern angehört, und ich hoffe, 
wenn Sie alle den Verlauf der Debatte von heute 
morgen und auch die Korrekturen, die  diese De-
batte von heute morgen an  den Ergebnissen der 
zweiten Beratung angebracht hat, noch einmal 
überdenken, dann werden Sie zu dem Ergebnis 
kommen müssen, daß man  zwar nicht die einen 
oder die anderen hundertprozentig befriedigen 
konnte, daß hier aber trotzdem etwas geschaffen 
worden ist, was ein außerordentlich fortschritt-
liches Stück moderner Wirtschafts- und Sozialpoli-
tik ist. Ich möchte noch einmal der Hoffnung Aus-
druck geben, daß dieses Gesetz, wenn es so, wie es 
in der Dritten Beratung in den einzelnen Abstim-
mungen verabschiedet worden ist, Gesetz wird, 
wirklich einen Beitrag zum inneren Frieden in un-
serem Lande leisten wird. Das wird es aber nur 
dann tun, wenn alle Mitglieder dieses Hohen Hau-
ses und darüber hinaus alle Menschen in Deutsch-
land bereit sind, mit ruhigem und sachlichem Blick 
die Tatsachen zu wägen. Sie werden dann zu dem-
selben Ergebnis kommen, das ich hier ausgespro-
chen habe. Dieses Gesetz stellt den  Schlußstein in 
der Mitbestimmung in unserem Vaterlande dar, 
und es wird kein Land der Welt geben, das uns in 

 der Regelung der  Mitbestimmungsfrage übertrifft. 
(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich mache nur dar-
auf aufmerksam, daß wir so nicht weiterfahren 
können. Wir stehen vor der Schlußabstimmung der 
dritten Lesung und haben keine allgemeine Gene-
raldebatte. Diese hätte man am Anfang der Be-
ratung des Gesetzes durchführen sollen. Ich habe 
das Wort nur zu einer kurzen Erklärung erteilt. 
Damit gehe ich schon sehr weit in der Auslegung 
der Geschäftsordnung, indem ich § 36 analog an-
wende. Tue ich das nämlich nicht, dann können 
solche Erklärungen nach § 59 der Geschäftsord-
nung in dieser Form überhaupt nicht abgegeben 
werden. 

(Zurufe von der SPD.) 

Ich bitte also die nächstfolgenden Redner, sich dar-
an zu halten und nur kurze Erklärungen zur Ab-
stimmung abzugeben. 

(Zuruf von der SPD: Der Minister hat 
doch auch keine Erklärung abgegeben!) 

— Ich habe ihn ja gar nicht ausgenommen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Kühn. 

Kühn (Bonn) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Namens der Fraktion der FDP 
habe ich folgende Erklärung abzugeben: Nachdem 
eine Reihe von für die Fraktion der FDP wesent-
lichen und unabdingbaren Anträgen, z. B. in der 
Frage des Gruppensprechers, der Hinzuziehung 
außenstehender Gewerkschaftsvertreter, der Aus-
schaltung des parlamentarisch verantwortlichen 
Ministers und der Mitwirkung bei der Beförderung 
von Beamten, in den Abstimmungen der. dritten 
Lesung des Gesetzes abgelehnt worden ist, sieht 
sich die Fraktion der FDP nicht in der Lage, dem 
Gesetz zuzustimmen. 
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Im übrigen beantrage ich namens der Fraktion 

der FDP für die Schlußabstimmung namentliche 
Abstimmung. 

(Beifall bei der FDP. — Lachen bei der 
SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Sornik. 

Dr. Sornik (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Namens der Fraktion des Ge-
samtdeutschen Blocks/BHE habe ich dem Hohen 
Hause zu erklären, daß wir trotz schwerwiegender 
Bedenken 

(Lachen bei der SPD) 

gegen einzelne Punkte dieses Gesetzes in der 
Schlußabstimmung dem Gesetz zustimmen werden. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Sabel. 

Sabel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte namens meiner 
Freunde folgendes erklären. Der Verlauf der heu-
tigen Debatte und das Ergebnis der Abstimmun-
gen rechtfertigen nach unserer Auffassung nicht 
die leidenschaftlichen Anklagen, die der Kollege 
Böhm hier erhoben hat. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Auch wir sind in der Auffassung zu einzelnen Be-
stimmungen differenzierter Meinung. Aber wir 
haben uns bemüht, durch brauchbare Vermitt-
lungsvorschläge eine Regelung zu schaffen, die 
auch — ich sage es ganz deutlich — für die im 
öffentlichen Dienst stehenden Menschen akzepta-
bel ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, es ist falsch, zu sagen: 
„Hier ist generell eine Rückwärtsentwicklung ein-
getreten." Nein, die Verhältnisse im öffentlichen 
Dienst sind so differenziert, daß man, wenn man 
eine Wertung vornehmen will, das nur pauschal 
tun kann. Und da möchte ich hier — Sie kennen 
meine Bedenken — trotzdem der Darlegung des 
Herrn Innenministers zustimmen, daß wir uns mit 
dieser Regelung draußen sehen lassen können. 

Sie haben j a inzwischen gespürt, daß Sie Part-
ner für Ihre Ablehnung gefunden haben. Vielleicht 
wird das Ihnen Anlaß geben, über Ihren Antrag, 
über Ihre Stellungnahme noch einmal nachzuden-
ken. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Ich darf dem Herrn Kollegen Böhm 

(anhaltende Zurufe von der SPD) 

noch sagen—falls er das vergessen haben sollte —, 
daß das Kontrollratsgesetz 22 niemals für den 
öffentlichen Dienst Anwendung gefunden hat; 
denn dafür war es nicht zuständig. 

Wir sind also der Auffassung: Die heutige dritte 
Lesung hat die Beschlüsse der zweiten Lesung in 
wesentlichen Punkten abgeändert in Anliegen, die, 
Kollege Böhm, wir gemeinsam hatten. Ich glaube, 
wir kommen zu einer gerechten Wertung nur, 
wenn wir nicht die Summe der Anträge, sondern 
den Gehalt der einzelnen Fragen nehmen. Und da 
muß ich Ihnen sagen: in den gehaltvollen Angele-

genheiten sind Sie eben dadurch, daß unsere An-
träge angenommen wurden, doch praktisch auch 
mit Ihrer Meinung zum Zuge gekommen. 

Ich möchte also noch einmal sagen: ich glaube, 
es liegt im Interesse auch der Menschen im öffent-
lichen Dienst, wenn dieses Gesetz hier angenom-
men wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und beim 
GB/BHE.) 

Ich darf noch namens meiner Fraktion den An-
trag auf namentliche Abstimmung stellen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Weitere Wortmel-
dungen? — Herr Abgeordneter Schranz. 

Dr. Schranz (DP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wegen grundsätzlicher Bedenken, die 
das Gesetz auch nach der dritten Lesung bei uns 
ausgelöst hat, wird ein Teil meiner politischen 
Freunde nicht die Möglichkeit haben, dem Gesetz 
zuzustimmen. 

(Beifall bei der DP.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Meine Damen und 
Herren! Sowohl die FDP-Fraktion wie die CDU/ 
CSU-Fraktion haben Antrag auf namentliche Ab-
stimmung bei der Schlußabstimmung gestellt. Ich 
brauche nicht zu fragen, ob der Antrag unterstützt 
wird; die Unterstützung ist ja bei der Sachlage 
selbstverständlich. 

Wir kommen also in der Schlußabstimmung 
über das Personalvertretungsgesetz zur nament-
lichen Abstimmung. Ich bitte die Damen und Her-
ren der Schriftführung, die Stimmkarten einzu-
sammeln. 

(Einsammeln der Stimmkarten.) 

Ich frage das Haus: Sind noch Damen und Her-
ren da, die in der namentlichen Abstimmung ihre 
Abstimmungskarten bisher nicht abgegeben ha-
ben? — Bitte! 

Ich frage noch einmal: Sind noch Damen und 
Herren da, die bisher nicht namentlich abge-
stimmt haben? — Dann bitte ich, sich zu beeilen. 

Ich schließe die namentliche Abstimmung. 

(Auszählen der Abstimmungskarten.) 

Meine Damen und Herren, darf ich die Zeit 
während der Auszählung dadurch ausnutzen, daß 
ich wenigstens noch über den Antrag des Aus-
schusses auf Drucksache 1189 unter Ziffer 2 ab-
stimmen lasse, die zu diesem Gesetzentwurf ein-
gegangenen Petitionen und Eingaben für erledigt 
zu erklären. Wer diesem Antrag des Ausschusses 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Gegen wenige Stimmen 
angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich darf noch folgen-
des bekanntgeben. Wir hatten interfraktionell ver-
einbart, daß wir heute um 15 Uhr Schluß machen. 
Aber dadurch, daß wir heute morgen mehrmals 
unterbrechen mußten, ist eine ganze Zeit, ich will 
ganz vorsichtig sagen: mindestens eine halbe 
Stunde verlorengegangen. Ich darf das Haus bit-
ten, damit einverstanden zu sein, daß wir diese 
halbe Stunde über 15 Uhr hinaus tagen, damit wir 
unsere Tagesordnung noch erledigen. Ich weiß 
sonst nicht, wann die Punkte, die heute nicht er- 
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ledigt werden könnten und wie das Getreidepreis-
gesetz erledigt werden müssen, auf eine der näch-
sten Tagesordnungen kommen sollen.  

(Abg. Kunze [Bethel] : Wir werden doch  
fertig!)  

— Wir werden eben nicht fertig, wenn es so wei-
tergeht. — Ich höre keinen Widerspruch; dann ist  
so beschlossen.  
Meine Damen und Herren, ich darf das vor-

läufige Ergebnis*) der namentlichen Abstimmung  
bekanntgeben. Stimmberechtigte Abgeordnete: ab-
gegebene Stimmen insgesamt 406, mit Ja 207, mit  
Nein 179, enthalten 20; Berliner Abgeordnete: ins-
gesamt abgegebene Stimmen 18, Ja 4, Nein 13,  
enthalten 1. Damit ist das Gesetz auf Drucksache  
1189 mit Drucksache 1287 in dritter Lesung ver-
abschiedet.  

Ich rufe auf Punkt 5 der heutigen Tagesordnung:  
Erste, zweite und dritte Beratung des von  
den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP,  
GB/BHE, DP eingebrachten Entwurfs eines  
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Zwei-
ten Gesetzes über die Verlängerung der  
Wahlperiode der Betriebsräte (Personalver-
tretungen) in den öffentlichen Verwaltungen  
und Betrieben des Bundes und der bundes-
unmittelbaren Körperschaften des öffent-
lichen Rechts (Drucksache 1425).  

Ich rufe auf zur ersten Beratung. Das Wort wird  
nicht gewünscht? — Ich schließe die erste Bera-
tung.  
Wir treten ein in die zweite Beratung. Ich rufe  

auf in der Einzelberatung § 1, — § 2, — § 3, -- 
Einleitung und Überschrift. — Wird das Wort ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann komme  
ich zur Abstimmung. Wer den aufgerufenen Para-
graphen, der Einleitung und Überschrift zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmig angenommen.  

Ich eröffne die  

dritte Beratung.  

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Wird das  
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Ich  
schließe die allgemeine Aussprache. Da Änderungs-
anträge zur dritten Beratung nicht vorliegen, bitte  
ich die Damen und Herren, die dem Gesetz im  
ganzen zuzustimmen wünschen, sich zu erheben.  
— Ich stelle einstimmige Annahme fest:  

Punkt 6:  
Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes  
(Vermittlungsausschuß) zu dem Vierten Ge-
setz zur Änderung des Lastenausgleichs-
gesetzes (4. ÄndG LAG) (Drucksache 1423).  

Ich erteile das Wort dem Berichterstatter, Abge-
ordneten Kunze.  

Kunze (Bethel) (CDU/CSU), Berichterstatter:  
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich  
brauche nicht weiter zu begründen, weil ich die  
Fülle von technischen Einzelheiten im Mündlichen  
Bericht Drucksache 1423 vorzulegen mir erlaubt  

Vgl. das endgültige Ergebnis Seite 4685.  

habe. Im Vermittlungsausschuß ist die Ihnen vor-
liegende Drucksache 1423 gegen zwei Stimmen an-
genommen worden. Der Vermittlungsausschuß hat  
beschlossen, dem Parlament vorzuschlagen, die  
ganze Angelegenheit in einem Wahlgang zu er-
ledigen. Ich beantrage, dem Ausschußvorschlag zu  
entsprechen.  

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich danke dem  
Herrn Berichterstatter. Das Wort wird nicht ge-
wünscht. Sollen Erklärungen abgegeben werden? — 
Das ist nicht der Fall.  

Ich komme zur Abstimmung. Wer dem Vorschlag  
des Vermittlungsausschusses auf Drucksache 1423  
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ge-
gen eine Stimme angenommen.  

Punkt 7:  
Zweite und dritte Beratung des Entwurfs  
eines Gesetzes über Preise für Getreide in-
ländischer Erzeugung für das Getreidewirt-
schaftsjahr 1955/56 sowie über besondere  
Maßnahmen in der Getreide- und Futter-
mittelwirtschaft (Getreidepreisgesetz 1955/56)  
(Drucksache 1408);  
Mündlicher Bericht des Ausschusses für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten (26.  
Ausschuß) (Drucksache 1429 [neu]).  
(Erste Beratung: 83. Sitzung.)  

Ich erteile das Wort dem Herrn Berichterstatter,  
Abgeordneten Dr. Horlacher.  

Dr. Horlacher (CDU/CSU), Berichterstatter: Meine  
sehr verehrten Damen und Herren! Da es sich hier  
um ein sehr wichtiges Gesetz handelt und die Un-
ruhe des Hauses groß ist, wäre ich beinahe ver-
anlaßt, einen längeren Bericht zu geben,  

(Heiterkeit und Zurufe) . 

bis soviel Ruhe eingekehrt ist, daß ich in Ruhe  
die sachlichen Gedanken entwickeln kann. Aber  
ich will Ihnen einen langen Bericht ersparen.  
Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft  

und Forsten hat sich mit dem Getreidepreisgesetz,  
wie ich es kurz nennen darf, in zwei Sitzungen,  
am 25. Mai und am 7. Juni, beschäftigt. Der Herr  
Bundesminister Dr. Lübke hat zunächst allgemeine  
Ausführungen gemacht, wie Sie sie auch in der  
Begründung des Getreidepreisgesetzes vorfinden;  
ich will darauf nicht näher eingehen, und Sie sind  
da sicher mit mir einverstanden.  

Es hat sich da auch um die Gestaltung der Re-
ports gehandelt, der Zuschläge für das Lagern des  
Getreides im Lauf der Monate; es hat sich um  die  
Schwierigkeiten gehandelt, die bei der Aufrecht-
erhaltung der Roggenlieferungsprämie mitgespielt  
haben. Ich will das also nur kurz erwähnen.  

Die Reports sind in der ersten Sitzung, der vom  
25. Mai, so beschlossen worden, wie sie in der Re-
gierungsvorlage vorgesehen waren. Aber in der  
zweiten Sitzung, am 7. Juni, hat sich eine Ände-
rung ergeben: vom August ab sollen die Reports,  
d. h. die monatlichen Zuschläge zum Getreidepreis,  
so gestaltet werden, daß im September 2 DM, im  
Oktober 4 DM, im November 5 DM, im Dezember  
6 DM, im Januar 5 DM, im Februar 3 DM und im  
März 2 DM erhoben werden. Ich selbst habe ja  
diese Vorschläge im Ernährungsausschuß vorge- 
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bracht, nachdem gewisse Vorverhandlungen statt-
gefunden hatten, und ich habe darauf hingewiesen, 
die Wegnahme des Reports von 2 DM für Sep-
tember — jetzt geben Sie ein bissel Obacht —

(Heiterkeit) 

werde dazu führen, den Mindestpreis der Land-
wirtschaft bei unmittelbarem Verkauf nach der 
Ernte zu senken. Dagegen war ich eingestellt, weil 
sich das in den übrigen Monaten fortgesetzt hätte. 
Dieser September-Report wurde also wiederher-
gestellt. 

Weiterhin wurde festgestellt — ziffernmäßig be-
legt; ich will Sie mit den Ziffern nicht belästi-
gen — , daß die Hauptablieferung der Landwirt-
schaft in den Monaten August bis Dezember statt-
findet, und zwar in der Weise, daß bis Ende des 
Jahres immer 84 oder 85 oder auch einmal 77%  

der Ernte aus der Hand des Bauern heraus sind, 
so daß die Reportgestaltung mit 6 DM pro Tonne 
im Monat Dezember ihre Berechtigung hat. Wir 
wollen einmal den Versuch machen, den Landwirt 
dahin zu bringen, daß er mit Rücksicht auf die 
Verhältnisse größere Mengen langfristiger ein-
lagert. 

Herr Kollege Schmidt, ich bin mit Ihnen der 
gleichen Auffassung; wir brauchen miteinander 
nicht darüber zu reden. 

Ein Kollege des Ernährungsausschusses hat dar-
auf hingewiesen, daß die Einteilung in Preisge-
biete keine Rücksicht auf die Grenz- und Zonen-
randgebiete nimmt und daß man hier durch ent-
sprechende Frachtbeihilfen nachhelfen sollte. 
Mit dem § 1 ist man im allgemeinen einverstan-

den gewesen. Der § 2 wurde überhaupt nicht be-
anstandet. 
Bei § 3 ist eine Diskussion entstanden wegen des 

neuen Absatzes, wonach die Einfuhr- und Vorrats-
stelle dadurch entlastet werden soll, daß sie durch 
Frachtvergütungen dafür Sorge trägt, daß Getreide 
durch die Beteiligten selber, nicht von der Einfuhr-
und Vorratsstelle, aufgenommen wird. Der Herr 
Kollege Schmidt hatte beantragt, daß diese Be-
stimmung gestrichen wird; er ist damit nicht durch-
gekommen. 

Der Änderungsvorschlag des Bundesrats, das 
Bundesernährungsministerium solle im Zusammen-
wirken mit dem Bundeswirtschaftsministerium und 
dem Bundesministerium der Finanzen für die Aus-
arbeitung entsprechender Vorschläge sorgen, wurde 
vom Ausschuß mit großer Mehrheit gebilligt. 

Bei § 3 kam die Meinung zum Ausdruck, es dürfe 
unter keinen Umständen dazu kommen, daß durch 
die Gestaltung der Frachtzuschüsse die Mindest-
preise in den frachtungünstig gelegenen Gebieten 
beim Landwirt irgendwie angetastet werden. Das 
ist eine Frage, die die Verwaltung noch des Nähe-
ren in Ordnung bringen muß. 

Bei § 4, wo es sich um die Preise für Saatge-
treide handelt, sind die Anträge auf Erhöhung der 
Preise — um 10 DM pro 1000 kg — und auf Sen-
kung des Preises mit wechselnden Mehrheiten ab-
gelehnt worden. 

Die Lieferprämie für Roggen habe ich schon er-
wähnt. Sie wurde nicht beanstandet. 

Das Gesetz ist unter Berücksichtigung des Ände-
rungsvorschlags des Bundesrats, daß hier das Bun-
desfinanzministerium und das Bundeswirtschafts-

ministerium bei den Frachtrelungen mitwirken 
müssen, wie ich glaube, einstimmig angenommen 
worden. Infolgedessen haben wir eine gute Grund-
lage. Das Ergebnis der Beratungen liegt vor in der 
Drucksache 1429 (neu); da können Sie sich hinein-
vertiefen. Wie sich die Preisverhältnisse aufbauen, 
hat die Regierung selber ausrechnen müssen, denn 
als Abgeordneter unterziehe ich mich nicht der 
Mühe, einzeln auszurechnen, was die Konsequenz 
der Anträge ist. Also die Auswirkung der Anträge 
ist aus der Preistabelle in Drucksache 1429 (neu) 
zu ersehen. 
Ich ersuche Sie, mit Begeisterung dem einstim-

migen Beschluß des Ernährungsausschusses die Zu-
stimmung zu erteilen. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. 
Ich rufe auf in der zweiten Beratung § 1 in der 

Fassung der Drucksache 1429 (neu), — § 2, — § 3, 
ebenfalls in der Neufassung mit dem Zusatz im 
Abs. 1, wie er sich aus der Drucksache 1429 (neu) 
ergibt, — § 4,—§ 5,—§ 6—, § 7,—§ 8—, 
§ 9 —, § 10, — § 11, — Einleitung und Über-
schrift.—Wird das Wort gewünscht? —Das ist nicht 
der Fall. Dann schließe ich die zweite Beratung. 
Wer den soeben aufgerufenen Paragraphen, der 
Einleitung und der Überschrift zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig an-
genommen. 

Ich trete in die 

dritte Beratung 
des Gesetzes ein. Ich eröffne die allgemeine Aus- 
sprache. Das Wort hat der Abgeordnete Schmidt. 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD): Meine Damen 
und Herren! Der Bericht des Kollegen Horlacher 
hat zwar die positiven Seiten des Getreidepreisge-
setzes 1955/56 sehr ausführlich dargelegt. Er hat 
aber die Bedenken einer Minderheit nicht in vol-
lem Umfang zum Ausdruck gebracht. Der Grund 
liegt darin, daß er bei der ersten Beratung nicht 
selbst anwesend war. Anscheinend hat also der 
Souffleur versagt und hat die Schuld daran. Aus 
diesem Grunde erlaube ich mir, zugleich im Namen 
eines Teiles meiner politischen Freunde, ergänzend 
zum Bericht eine Erklärung abzugeben. 

Der Regierungsentwurf zum Getreidepreisgesetz 
1955/56 hatte für die bäuerliche Landwirtschaft 
Verschlechterungen gegenüber der bisherigen Re-
gelung gebracht. Während einerseits in der letzten 
Sitzung des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten durch einen Kompromiß noch 
eine zufriedenstellende, wenn auch nicht glückliche 
Regelung der Reports erreicht worden ist, so ist 
andererseits den Bedenken gegenüber der Fassung 
des § 3 Abs. 1 Satz 2 nicht Rechnung getragen 
worden. Der Antrag, diesen Satz 2 zu streichen, 
wurde mit 12 gegen 8 Stimmen abgelehnt. Die 
Übernahme der Beförderungskosten durch die Ein-
fuhr- und Vorratsstelle gemäß Satz 2 des § 3 Abs.! 
erscheint meinen Freunden nicht geeignet, das 
Problem der Marktordnung, insbesondere die Frage 
der hohen Kosten, auch nur annähernd befriedi-
gend zu lösen. Diese Neufassung ist für uns ein 
zu weites Zugeständnis an die außerhalb der Land-
wirtschaft stehenden, sich mit Getreide befassen-
den Gruppen. Den Möglichkeiten dieser Gruppen 
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zu einem unheilvollen Druck auf die Masse der 
bäuerlichen Betriebe mit einer dauernden Tendenz 
auf den Getreidemindestpreis ohne den geringsten 
Vorteil für die Verbraucherschaft und ohne den 
Vorteil für den Steuerzahler ist Tür und Tor ge-
öffnet. 

Die Besorgnisse um diese mögliche Entwicklung 
wollen meine Freunde und ich dem Hohen Hause 
nicht vorenthalten. Diese Bedenken sind weder 
durch die Zusicherungen des Ernährungsministers 
bezüglich der Ausgestaltung der Durchführungs-
verordnungen noch durch die Erklärung der Be-
fürworter dieser Regelung ausgeräumt, daß nur 
damit die Marktordnung aufrechterhalten werden 
kann und dies ein Ansatzpunkt neuer, besserer 
Lösungen sein wird. 

Die gemeinsame Feststellung, daß diese Regelung 
ein Versuch ist, wird uns veranlassen, die Entwick-
lung auf dem Getreidemarkt genauestens zu be-
obachten. Wir behalten uns vor, noch im Laufe des 
Getreidewirtschaftsjahres 1955/56 parlamentarische 
Schritte zu unternehmen, falls Gefahr für die bäu-
erliche Landwirtschaft im Verzuge ist. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Meine Damen und 
Herren, wird in der allgemeinen Aussprache noch 
weiter das Wort gewünscht? — Abgeordneter Krie-
demann, bitte! 

Kriedemann (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und erren Wie in all den Jahren, in denen 
wir uns mit dem Getreidepreisgesetz auf der 
Grundlage des Getreidegesetzes zu befassen hat-
ten, ist leider auch in diesem Jahr wieder Veranlas-
sung, festzustellen, daß die Vorlage dem Hause so 
spät zugeleitet wurde, daß eine gründliche Bera

-

tung notwendigerweise darunter leiden mußte. Es 
ist also zu konstatieren, daß auch in diesem Gesetz 
wesentliche Mängel erhalten geblieben sind. 
Zu den Dingen, die gründlicher hätten beraten 

werden sollen, scheint mir in erster Linie die 
Frage der Reports zu gehören. Ich bin der Mei-
nung, daß die Regierung hier durchaus einen rich-
tigen Weg eingeschlagen hat. Ich hätte es begrüßt, 
wenn Zeit genug gewesen wäre, Mißverständnisse 
aufzuklären und im Ausschuß eingehend zu berei-
nigen, die offenbar zugrunde liegen, wenn man 
von einer Verschlechterung des Entwurfs für die 
Landwirtschaft spricht. 
Es mag nicht so ganz einfach sein, einzusehen, 

wo der Unterschied zwischen dem Getreidepreis 
und dem Zuschlag wegen der Lagerkosten liegt; 
aber es gibt diesen Unterschied. Immerhin, das ist 
nun passiert. Ich fürchte allerdings, daß wir uns 
mit den jetzt festgesetzten Reportsätzen — insbe-
sondere mit dem Reportsatz von 6 DM im Dezem-
ber — noch zu befassen haben werden; denn es 
gibt da leider Konsequenzen. 
Aber eine Bemerkung meines Fraktionskollegen 

Schmidt möchte ich hier noch aufgreifen. Wenn 
der Ausschuß auch nicht sehr viel Zeit gehabt hat, 
so ist doch gerade über diesen Punkt meinem Ge-
fühl nach sehr eingehend gesprochen worden. Wer 
die Dinge kennt, die um die Einfuhr- und Vorrats-
stelle Getreide zu konstatieren sind, und wer die 
vielen Gründe zu Beschwerden darüber kennt, der 
kann sich ja nicht nur mit Kritik begnügen, son-
dern er muß auch auf Mittel und Wege sinnen, 
wie man diese Schwierigkeiten oder diese Fehler 
oder diese Überschreitungen der Zuständigkeiten 
korrigieren kann. 

Ich bin mit der Regierung, mit dem Bundesmini-
ster für Ernährung der Meinung, daß hier ein Ver-
such gemacht worden ist, den man mit aller Ruhe 
und mit viel Vertrauen erst einmal passieren las-
sen sollte. Auch ich sehe eine sehr wesentliche 
Möglichkeit zur Senkung der Kosten der Einfuhr-
und Vorratsstelle darin, daß tote Winkel ausge-
räumt werden, indem man einen Frachtzuschlag 
festsetzt. Wir müssen ja in der nächsten Woche, 
wenn wir den Haushalt vor uns liegen haben, die 
Kosten der Einfuhr- und Vorratsstelle noch einmal 
in Zahlen zur Kenntnis nehmen. Ich möchte wün-
schen, daß die Dinge so ablaufen, wie es im Aus-
schuß besprochen worden ist, daß sich die Maß-
nahme zur Gewährung von Frachtausgleichen in 
dem Rahmen hält, der dort angedeutet worden ist 
und der sich aus den geographischen Verhältnissen 
ergibt. 

(Abg. Dr. Horlacher: Ich bitte ums Wort!) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Herr Abgeordneter 
Horlacher. 

Dr. Horlacher (CDU/CSU): Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Da schon eine Debatte da 
ist, mache ich noch einmal von der Möglichkeit, 
etwas zu diesem Thema zu sagen, Gebrauch. Ich 
möchte Sie auf folgendes hinweisen: Es besteht ein 
Unterschied zwischen Theorie und Praxis, 

(Sehr richtig! und Heiterkeit) 
zwischen dem, was man theoretisch will, und dem, 
was sich praktisch vollzieht. 

Praktisch vollzieht sich die Sache nämlich so, 
daß unsere Bauern nach der Ernte, besonders nach 
der schlechten Ernte des Vorjahrs, Geld brauchen 
und die Ernte auf den Markt bringen. Deswegen 
war ich dagegen, daß man hier den Reportsatz 
2 DM wegnimmt, weil das praktisch eine Senkung 
des Mindestpreises gewesen wäre. Das ist die 
Kernfrage. 
Die 2, 4, 5 Mark wirken sich nämlich beim Auf-

bau der Reports immer wieder nachhaltig aus, weil 
die 2 Mark immer noch fehlen. Deswegen wurde 
das so geändert. 

Aber wir wollen darüber nicht streiten. Ich bin 
mit den theoretischen Gedanken des Bundesernäh-
rungsministers vollständig einverstanden, daß wir 
die Lage der Landwirtschaft so glänzend gestalten, 
daß der Bauer kalkulatorisch rechnet und bei der 
Getreideablieferung jeden Pfennig ausnützt. Aber 
so weit sind wir noch nicht. Da müssen wir erst 
noch auf das Paritätsgesetz warten. 
Die Geschichte ist praktisch so: Die Hauptabliefe-

rungszeiten sind von der Bauernseite her gesehen 
je nach dem Ernteausfall — die Ernte kann sich 
ja einmal verzögern — der August oder Septem-
ber, der September bei normaler Ernte auf jeden 
Fall; aber schon im August wird abgeliefert. Dann 
gibt es noch eine Höchststeigerung im Monat De-
zember. Deswegen haben wir ja auch, dem Vor-
schlag des Herrn Bundesministers folgend, den 
Dezemberreport ziemlich hoch heraufgesetzt, auf 
6 DM nämlich. 

Ich selbst werde diese Politik des Bundesernäh-
rungsministers unterstützen und werde unsere 
Bauern auf die Ausnützung der Möglichkeiten der 
Reports hinweisen. Wir werden ja sehen, was da-
bei herauskommt. Wenn wir die Erfahrungen ha-
ben, dann können wir nächstes Jahr eine bessere 
Grundlage schaffen. 
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Herrn Kollegen Schmidt möchte ich sagen, daß 

er mit mir gar keinen Streit hat. Er hat höchstens 
einen Streit mit seinem Freund Kriedemann; 

(Heiterkeit) 

aber das geht mich weiter gar nichts an. 

(Erneute Heiterkeit.) 

Praktisch hat es sich um die Frachtbeihilfen ge-
handelt. Der Grundsatz der Frachtbeihilfen, ohne 
daß der Mindestpreis des Bauern gefährdet wird, 
ist richtig, weil er zur Entlastung der Einfuhr- und 
Vorratsstelle führt. Herr Kollege Schmidt, haben 
Sie halt ein bißchen Zutrauen, es wird schon gehen. 
Wir werden da ein bißchen nachhelfen und die 
Verhältnisse in Ordnung halten. So wünsche ich, 
daß das Gesetz vom Bundesernährungsministerium 
so gehandhabt wird, daß es den gewünschten Er-
folg und keine Verschlechterung der Verhältnisse, 
insbesondere für den Erzeuger, mit sich bringt. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Wird das Wort 
weiter gewünscht? — Das ist nicht der Fall; dann 
schließe ich die allgemeine Aussprache. 

Da Änderungsanträge nicht vorliegen, komme ich 
sofort zur Schlußabstimmung. Wer dem Gesetz im 
ganzen in der Fassung, wie sie in der zweiten Le-
sung beschlossen worden ist, zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — 
Ich stelle einstimmige Annahme fest. 

Punkt 8: 
Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Matthes, Richarts, Bauknecht, Dr. Horlacher, 
Mellies, Frühwald, Elsner und Genossen ein-
gebrachten Entwurfs eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Zuckersteuergesetzes 
(Drucksache 1377). 

Es soll auf Begründung verzichtet werden. Ich 
unterstelle, daß das Haus damit einverstanden ist. 

Ich schlage Überweisung vor an den Ausschuß 
für Finanz- und Steuerfragen — federführend — 
und an den Ausschuß für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten zur Mitberatung. Ich höre 
keinen Widerspruch; die Überweisung ist erfolgt. 

Punkt 9: 
Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über das deutsch-schweize-
rische Protokoll vom 16. November 1954 
über die Verlängerung des deutschen Zoll-
zugeständnisses für Gießereierzeugnisse 
(Drucksache 1308); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Außenhandelsfragen (23. Ausschuß) (Druck-
sache 1399). 
(Erste Beratung: 78. Sitzung.) 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Serres. 
Es wurde mir soeben gesagt, daß auf eine münd-
liche Berichterstattung verzichtet werden soll. Ich 
darf wohl das Einverständnis des Hauses unter-
stellen. 

Ich trete dann in die zweite Lesung ein und 
rufe auf Art. 1, — Art. 2, — Art. 3, — Art. 4, — 
Einleitung und Überschrift. Wird das Wort ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann schließe 
ich die Beratung und komme zur Abstimmung. 
Wer den aufgerufenen Artikeln, der Einleitung 

und der Überschrift zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. Damit 
ist die zweite Lesung beendet. 

Ich rufe auf zur 

dritten Beratung 
und eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
wird nicht gewünscht. Ich schließe die allgemeine 
Aussprache. 

Wer dem soeben in der zweiten Lesung ange-
nommenen Gesetz im ganzen zuzustimmen 
wünscht, den bitte, sich zu erheben. — Ich stelle 
einstimmige Annahme fest. 

Punkt 10: 
Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über die Feststellung des Wirtschaftsplans 
des ERP-Sondervermögens für das Rech-
nungsjahr 1955 (ERP-Wirtschaftsplangesetz 
1955) (Drucksache 1407). 

Es soll auf Begründung und Debatte in der 
ersten Lesung verzichtet werden. — Das Haus ist 
einverstanden. Ich schlage Überweisung an den 
Ausschuß für Wirtschaftspolitik vor. — Ich höre 
keinen Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Punkt 11: 
Zweite und dritte Beratung der Entwürfe 
der Gesetze über die Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Österreich vom 4. Oktober 1954 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
a) auf dem Gebiete der Steuern vom Ein-

kommen und vom Vermögen sowie der 
Gewerbesteuern und der Grundsteuern 

b) auf dem Gebiete der Erbschaftsteuern 
(Drucksache 1218); 
Schriftlicher Bericht*) des Ausschusses für 
Finanz- und Steuerfragen (19. Ausschuß) 
(Drucksache 1402). 
(Erste Beratung: 75. Sitzung.) 

Verzichtet das Haus auf mündliche Berichterstat-
tung? — Das ist der Fall. Dann rufe ich auf: 
Art. 1, — 2, — 3 und 4, — Einleitung und Über-
schrift. — Wird das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fa ll. Ich schließe die Beratung. Wer den 
aufgerufenen Artikeln, Einleitung und Überschrift 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmig angenommen. 

Wir treten in die 
dritte Beratung 

ein. Ich eröffne die  allgemeine Aussprache. Wird 
das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 
Dann schließe ich die allgemeine Aussprache und 
komme zur Abstimmung. Wer dem soeben in der 
zweiten Lesung verabschiedeten Gesetz in der drit-
ten Beratung im ganzen zustimmt, den bitte ich, 
sich vom Sitz zu erheben. — Ich stelle einstimmige 
Annahme fest. 

Punkt 12: 
Beratung des Entwurfs einer Neununddrei-
ßigsten Verordnung über Zollsatzänderungen 
(Fensterputzleder) (Drucksache 1409). 

*) Siehe Anlage 10. 
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Ich schlage Überweisung an den Ausschuß für 

Außenhandelsfragen vor. Ist das Haus damit ein-
verstanden? — Das ist der Fall. Dann ist so be-
schlossen. 

Punkt 13: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Außenhandelsfragen (23. Aus-
schuß) über den Entwurf einer Einunddrei-
ßigsten Verordnung über Zollsatzänderungen 
(Drucksachen 1400, 1334). 

Auch hier soll auf mündliche Berichterstattung 
verzichtet werden. — Das Haus ist damit einver-
standen. Dann komme ich zur Abstimmung. Wer 
dem Antrag des Ausschusses auf Drucksache 1400 
zuzustimmen wünscht, den  bitte  ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 14 auf: 
Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Außenhandelsfragen (23. Aus-
schuß) über den Entwurf einer Zweiunddrei-
ßigsten Verordnung über Zollsatzänderungen 
(Drucksachen 1401, 1335). 

Es ist mir mitgeteilt worden, daß auch hier auf 
mündliche Berichterstattung verzichtet werden soll. 
Ist das Haus damit einverstanden? — Ich höre 
keinen Widerspruch. Ich komme zur Abstimmung 
über den Ausschußantrag auf Drucksache 1401, 
der lautet „dem Verordnungsentwurf — Druck-
sache 1335 — unverändert nach der Vorlage zuzu-
stimmen." Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 15 auf: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Außenhandelsfragen (23. Aus-
schuß) über den Entwurf einer Vierzigsten 
Verordnung über Zollsatzänderungen (Zoll-
kontingente für Elektrobleche und Wälzlager-
stahl) (Drucksachen 1437, 1434). 

Ich höre, daß der Berichterstatter Müser auf Be-
richterstattung verzichtet. — Das Haus ist damit 
einverstanden. Ich komme dann zur Abstimmung 
über den Ausschußantrag Drucksache 1437. Wer 
ihm zuzustimmen wünscht, den  bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 16: 
Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für lauswärtige Angelegenheiten 
(4. Ausschuß) über den Antrag der Fraktion 
der  FDP betreffend Deutsche Fremdenlegio-
näre (Drucksachen 1249, 591). 

Ich erteile das Wort zur Berichterstattung dem 
Abgeordneten Wehner. 

Wehner (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich muß Sie leider zu 
später Stunde doch noch um einige Aufmerksam-
keit bitten; aber ich glaube, als Bericht des Aus-
schusses für auswärtige Angelegenheiten zu dem 
Antrag der Fraktion der Freien Demokratischen 
Partei, der die Drucksachennummer 591 hat, müs-
sen an dieser Stelle einige Angaben gemacht wer-
den, die auch die Öffentlichkeit braucht, weil ja 

in Verbindung mit diesem Antrag und ähnlichen 
anderen Anträgen rege Diskussionen geführt wor-
den sind. 

Sie werden sich erinnern, daß der Antrag der 
Fraktion der Freien Demokratischen Partei An-
liegen in zwei Gruppen zusammenfaßte. Erstens 
hat es sich darum gehandelt, die genaue Zahl der 
in der französischen Fremdenlegion befindlichen 
Deutschen bekanntgegeben zu erhalten, zweitens 
darum, Sicherheit zu bekommen, daß die gelten-
den internationalen Konventionen auf die in den 
Kämpfen in Indochina verwundeten und gefange-
nen deutschen Legionäre angewendet werden, und 
drittens darum, daß die Bemühungen des Deut-
schen Roten Kreuzes zur Heimführung und zur 
Betreuung solcher in Kriegsgefangenschaft Ge-
ratenen gefördert und unterstützt werden sollen. 
Schließlich — und das ist die zweite Gruppe der 
Anliegen der Antragsteller gewesen — wurden 
eine große Aufklärungsaktion, die vor dem Ein-
tritt in die Legion warnen sollte, und schärfere 
Maßnahmen zur Unterbindung der Werbung auf 
deutschem Boden gefordert. 

Der Auswärtige Ausschuß hat sich ausführlich 
mit den Tatbeständen befaßt und auseinanderge-
setzt, die diesen Forderungen zugrunde liegen. 
Auch der mitberatende Ausschuß für Jugendfragen 
hat auf seinem Gebiet, vor allem durch die Ver-
nehmung von Sachverständigen und dadurch, daß 
einige Länderregierungen, vor allem die Regie-
rung des Landes Rheinland-Pfalz, mit ausführ-
lichem Material zur Verfügung gestanden haben, 
eine Sachprüfung vorgenommen. Ich will das, was 
an Feststellungen unumgänglich ist, hier so knapp 
wie möglich zu treffen versuchen. 

Zu der Forderung Nr. 1 der Antragsteller. Es 
bestand keine Möglichkeit, Zahlen zu erhalten, die 
sich von denen unterscheiden, die von der Bun-
desregierung in ihrer Antwort auf eine Anfrage 
der Fraktion der Sozialdemokratischen Partei im 
vorigen Jahr bekanntgegeben worden sind. Ich will 
diese Zahlen jetzt nicht wiederholen, obwohl das 
eigentlich beabsichtigt war. Die Bundesregierung 
hat dem Ausschuß versichert, daß neue Angaben, 
die diese Zahlen ergänzen könnten, in der Zwi-
schenzeit nicht zu bekommen gewesen sind. Im 
übrigen vertraten die Vertreter der Bundesregie-
rung den Standpunkt, daß ein begründeter Anlaß, 
die Richtigkeit der von der französischen Regie-
rung auf unsere Anforderung gegebenen Zahlen 
zu bezweifeln, bei der Bundesregierung nicht be-
stehe. Angesichts dieses Tatbestandes war der Aus-
schuß, der wohl weiß, daß immer noch Unklarhei-
ten über die wirklichen Zahlen bestehen, der Mei-
nung, daß die Bundesregierung aufgefordert wer-
den sollte, die Bemühungen fortzusetzen, um die 
genaue Zahl der in der französischen Fremden-
legion befindlichen Deutschen in Erfahrung zu 
bringen. Das ist die Forderung unter 1 a des An-
trags des Ausschusses. 

Zu. dem Punkt Nr. 2 des Antrags der Fraktion 
der Freien Demokratischen Partei muß ich auch 
einiges sagen. Nach Auffassung der Bundesregie-
rung besteht, weil die Konvention für Menschen-
rechte von Frankreich noch nicht ratifiziert ist 
und weil die vier Genfer Abkommen vom August 
1949 über die Behandlung von Kriegsgefangenen, 
Verwundeten und Kranken von den Vietminh 
nicht ratifiziert worden sind, rechtlich keine Mög-
lichkeit, mehr zu tun, als bisher getan worden ist. 
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Die Bundesregierung hat aber betont, daß sie sich 
unabhängig von allen juristischen Erwägungen 
über die Anwendbarkeit oder Nichtanwendbarkeit 
der Genfer Konventionen in diesem Fall und unter 
diesen Schwierigkeiten auf allen ihr zur Verfü-
gung stehenden Wegen dafür eingesetzt habe, daß 
die in Kriegsgefangenschaft geratenen deutschen 
Legionäre nach den Grundsätzen der Konventio-
nen behandelt werden. Die Bundesregierung hat 
betont, daß sie laufend Angaben über das Schick-
sal deutscher Legionäre bekommen hat, soweit sie 
den französischen militärischen Dienststellen zur 
Verfügung standen. 
Nun wurden im Ausschuß Anregungen gegeben, 

um völlig sicherzugehen, etwa sich an die Verein-
ten Nationen zu wenden oder einen Versuch über 
die Liga der Rot-Kreuz-Gesellschaften zu machen 
oder — eine dritte Anregung — die guten Dienste 
der Regierung eines neutralen Staates zu erbitten. 
Die Bundesregierung hat auf diese Vorschläge im 
einzelnen ausführlich geantwortet und vertrat die 
Meinung, daß es in diesem Zeitpunkt nicht zweck-
mäßig oder erfolgversprechend sei, einen dieser 
drei zusätzlichen Schritte zu unternehmen. Der 
Ausschuß hat  in  der Annahme, daß die Bundes-
regierung auf den von ihr beschrittenen Wegen 
weiter tätig sein wird — was sie versichert hat; 
sie hat erklärt, sie wolle besonders mit Hilfe der 
französischen Behörden weiter an der Verbesse-
rung der Lage der Betroffenen arbeiten —, davon 
abgesehen, eine besondere Empfehlung zu dem 
Punkt 2 des Antrags der Freien Demokratischen 
Partei auszuarbeiten. 
Zum Punkt 3, der darauf hinzielt, daß die Be-

mühungen des Deutschen Roten Kreuzes unter-
stützt werden sollen, habe ich zu sagen, daß nach 
den der Bundesregierung vorliegenden Berichten 
der Gefangenenaustausch in Indochina zum Zeit-
punkt der Behandlung dieses Antrags praktisch 
als abgeschlossen zu betrachten war. Es ist aber 
in Erinnerung gebracht worden, daß im Herbst des 
vergangenen Jahres das Schicksal von rund 30 000 
Soldaten in Indochina, davon etwa 3500 Fremden-
legionären, unaufgeklärt war. Nach französischen 
Angaben beträgt die Sterbequote in den Gefange-
nenlagern des Vietminh 65 %, d. h. nach französi-
schen Auffassungen wird der weitaus größte Teil 
der Kriegsgefangenen, deren Schicksal nicht auf-
geklärt worden ist, unter den Toten zu suchen sein. 

Der Ausschuß hat sich bei dieser Gelegenheit 
auch mit den Schwierigkeiten befaßt, die dadurch 
entstehen, daß die französische Regierung entspre-
chend ihrer Auffassung über die fanzösische Frem-
denlegion den Standpunkt einnimmt — und auch 
danach handelt —, daß die Legionäre weiter ver-
pflichtet bleiben, solange ihr Vertrag nicht abge-
laufen ist, so daß es also nicht selbstverständlich 
ist, daß in Gefangenschaft geratene Legionäre nach 
Deutschland zurückkehren können. Hier sind noch 
Schwierigkeiten zu überwinden, die ich jetzt im 
einzelnen nicht ausführen will. 
Der Ausschuß hat sich jedenfalls mit Punkt 1 b 

seines Antrags dafür eingesetzt, die Bundesregie-
rung zu ersuchen, die Bemühungen des Deutschen 
Roten Kreuzes weiter und intensiv zu unterstüt-
zen mit dem Ziel, die in die Hände des Vietminh 
gefallenen Deutschen zu betreuen und Wege für 
ihre baldmögliche Heimführung nach Deutschland 
zu finden. 
Ich muß dann noch einiges zu der Gruppe 2 der 

Anliegen der Antragsteller sagen, die darauf hin

-

auslaufen, die Bundesregierung aufzufordern, eine 
große Aufklärungsaktion durchzuführen und alles 
zu tun, damit die Anwerbung auf deutschem Bo-
den schärfer unterbunden wird. Was den ersten 
Teil dieses Anliegens betrifft, so hat sich der Aus-
schuß für Jugendfragen ausführlich damit be-
schäftigt. Ich will nur einige Hinweise geben, die 
mir unerläßlich zu sein scheinen, Hinweise näm-
lich auf Untersuchungen, die mit Hilfe des Landes 
Rheinland-Pfalz, der Landesregierung von Baden-
Württemberg und zahlreicher Jugendorganisatio-
nen, Sachverständiger und Betreuungsorganisatio-
nen im Ausschuß angestellt worden sind besonders 
über die Zusammensetzung des Klientels der Le-
gion. Das heißt darüber: Wo kommen sie her, aus 
welchen Verhältnissen kommen sie, wie sind ihre 
Arbeitsverhältnisse gewesen? 

Bei einer Prüfung der sogenannten Abgewor-
benen des zweiten Halbjahrs 1954 hat sich ergeben, 
daß 36 % der in die Legion Gegangenen ohne Be-
ruf gewesen sind. Die anderen Zahlen will ich in 
diesem Zusammenhang übergehen. Wesentlich ist 
auch, daß bei der Untersuchung der Gründe für die 
Meldung 50 % — und bei der Untersuchung hat 
man das auch bestätigt gefunden — als Grund Hei-
matlosigkeit angegeben haben. Bei den Untersu-
chungen beider Ausschüsse ist klargeworden — 
was  an sich kein Geheimnis ist —, daß ein nicht 
unerheblicher Teil junger Menschen, jüngster Men-
schen, die auf Grund der unerträglichen Verhält-
nisse in der sowjetisch besetzten Zone sich dort 
aufgemacht haben, dann aus vielen Gründen, nicht 
zuletzt auch aus seelischen Gründen, sich auch hier 
nicht zurechtgefunden haben, in die Fremdenlegion 
weitergegangen sind. Aus solchen Menschen setzt 
sich ein großer Teil dieses Legionärs-Klientels zu-
sammen: 50 % Heimatlosigkeit, 19 % Arbeitslosig

-

keit, 20 % zerrüttete Familienverhältnisse. Bei den 
Untersuchungen ist man immer wieder darauf ge-
stoßen, daß eines der wesentlichsten Elemente die 
zerrütteten Familienverhältnisse sind, wobei — 
hier muß man beide Zahlen noch einmal zusam-
menholen — die Heimatlosen und die mit zerrüt-
teten Familienverhältnissen sich irgendwie ergän-
zen. Der Prozentsatz derer, die wegen Straffällig-
keit in die Fremdenlegion gegangen sind, ist ver-
hältnismäßig niedrig, niedriger, als man annimmt, 
nämlich nur 1 %. Der Prozentsatz derer, die aus 
erklärter, erwiesener Abenteuerlust dorthingegan-
gen sind, beträgt 8 %. 

Ich habe diese Dinge deshalb angeführt, weil sie 
in den Beratungen sowohl des Ausschusses für Ju-
gendfragen als auch des federführenden Ausschus-
ses die Grundlage boten für die l berlegungen, wie 
man der Werbung entgegenwirken und wie man 
den Drang zur Legion, den diese auf gewisse Ju-
gendliche ausübt, eindämmen oder völlig überwin-
den kann; denn die Angaben darüber, aus welchen 
Teilen von Jugendlichen sich die Legionäre zusam-
mensetzen, geben die Handhabe für die Art, in der 
man gegen diese Seuche kämpft. 
Ich möchte nun noch ein Wort darüber verlieren, 

daß bei den Untersuchungen, wie aus dem Bericht 
des mitberatenden Ausschusses für Jugendfragen 
hervorgeht, auch der Sorge für die Legionsheim-
kehrer besonders gedacht worden ist — es ist ja 
nur ein Bruchteil, der zurückgeholt werden kann 
oder aus schwierigen Erlebnissen zurückkommt —, 
weil sie in die gleiche Situation zurückkommen, 
die sie einmal in die Legion getrieben hat. Das ist 
wiederum ein schwieriges Kapitel, und hierin ist 
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wiederum ein Ansatzpunkt zu sehen. Ich möchte 
bei dem Versuch, vor allen Dingen von dem, was 
der mitberatende Ausschuß in sehr dankenswerten 
Untersuchungen mit privaten und aus Landesre-
gierungen und Institutionen stammenden Sachver-
ständigen zustande gebracht hat, wenigstens das 
Wesentlichste anzuführen, doch nicht zu breit wer-
den. 
Beide Ausschüsse sind der Meinung gewesen, 

daß man bei der Forderung nach einer großen Auf-
klärungsaktion auf der anderen Seite auch beden-
ken muß, daß gewisse Formen der Aufklärung 
über das, was die Legion bedeutet und was der-
jenige erwarten kann, der in die Legion geht, in 
der Vergangenheit eine gegenteilige Wirkung aus-
geübt haben und wiederum ausüben könnten, weil 
die einfache Warnung nicht genügt, weil dazu eben 
mehr gehört, was sich zum Teil aus den Gründen 
des Hingehens zur Legion erklärt. Die Ausschüsse 
waren übereinstimmend der Meinung, daß das 
Schwergewicht auf die individuelle Aufklärung zu 
legen sei und daß man von großangelegten Warn-
kampagnen absehen solle, weil dadurch bei man-
chen die Abenteuerlust und das, was sie begün-
stige, nur angeregt würde. 
Zu der Frage, wie die Anwerbung auf deutschem 

Boden schärfer unterbunden werden kann, muß 
ich zusammenfassend sagen: Durch den Bundes-
minister der Justiz ist es dankenswerterweise mög-
lich gewesen, eine große Anzahl Akten von Ver-
fahren gegen Werber zu sehen. Dabei konnte man 
sich davon überzeugen, daß die Ausführungen, die 
der Herr Bundesinnenminister hier bei der De-
batte über diesen Antrag und über eine ent-
sprechende Anfrage gemacht hat, im wesentlichen 
mit den Tatsachen übereinstimmen. 
Wir sind dabei in Erörterungen mit dem Bun-

desjustizminister auch der Tatsache nachgegangen, 
daß es offenbar bei Gerichten eine Zeitlang Un-
klarheiten über die Auslegung des § 141 StGB ge-
geben hat, nämlich darüber, was ein „Werber" ist, 
was „Werbung" ist oder was „zuführen" ist. Wir 
haben uns davon überzeugen können, daß nach 
bestimmten Anfangsschwierigkeiten, wenn man so 
sagen darf — für die uns Unterlagen vorliegen, die 
wir aus den Akten gesammelt haben —, die Be-
griffe „anwerben" und „zuführen" jetzt offenbar 
einigermaßen zufriedenstellend geklärt sind. Bei 
dem Begriff „anwerben" handelt es sich darum, 
einen anderen zu überreden oder zu bewegen, wobei 
nicht entscheidend ist, daß der Eintritt später tat-
sächlich erfolgt, wobei auch nicht notwendig ist, daß 
es sich um geschäftsmäßige Werbung handelt. Dieser 
Begriff wird ergänzt durch den Begriff „zuführen", 
der jede Art von Tätigkeit betrifft, die die Ein-
stellung eines Deutschen zum ausländischen Wehr-
dienst bewirkt. Es genügt dabei, daß dem Deut-
schen Gelegenheit verschafft wird, an einen Wer-
ber heranzukommen. Sie werden verstehen, daß 
wir zu dieser Forderung der Antragsteller — die 
wir untersucht haben, um zu sehen, ob hier Män-
gel liegen und eine Initiative ergriffen werden 
muß — nach dem, was vorliegt, nicht der Meinung 
sein konnten, daß es notwendig ist, nun in diesem 
unserem Bericht und im Antrag zum Bericht noch 
eine besondere Forderung zu stellen. 

Ich habe zum Schluß nur noch die Aufgabe, Sie 
darum zu bitten, dem Antrag des Ausschusses, der 
sich auf Drucksache 1249 befindet, Ihre Zustim-
mung zu geben. 

(Allgemeiner Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. Das Wort wird nicht ge-
wünscht; ich komme zur Abstimmung. Wer dem 
Antrag des Ausschusses — Drucksache 1249 — zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ich 
stelle einstimmige Annahme fest. 

Ich rufe Punkt 17 der Tagesordnung auf: 
Beratung des interfraktionellen Antrags 
betreffend Überweisung von Anträgen an 
die Ausschüsse (Umdruck 373*) ). 

Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Einstimmig angenommen. 
Meine Damen und Herren, damit haben wir 

eigentlich die heutige Tagesordnung abgewickelt. 

(Abg. Lücke: Zur Geschäftsordnung!) 

Ich erteile das Wort zur Geschäftsordnung dem 
Abgeordneten Lücke. 

Lücke (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Namens der Fraktionen der 
CDU/CSU, der FDP und der DP habe ich die Ehre, 
den Antrag zu stellen, das Erste Bundesmieten-
gesetz als Punkt 1 auf die Tagesordnung für Diens-
tag, den 14. Juni, zu setzen. Ich begründe diesen 
Antrag kurz wie folgt. 
Beim Ersten Bundesmietengesetz handelt es sich 

um ein Termingesetz. So hat es der Ausschuß be-
schlossen. Das Erste Bundesmietengesetz soll zum 
1. Juli in Kraft treten. Der Dienstag wäre der 
letzte Termin, an dem das Hohe Haus dem Gesetz 
in zweiter und dritter Lesung zustimmen könnte, 
um das Inkraftsetzen des Gesetzes zum 1. Juli 
zu ermöglichen. 
Ich bitte deshalb, meinem Antrage zuzustimmen. 

(Abg. Schoettle: Herr Präsident! Zur Ge

-

schäftsordnung!) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Zur Geschäftsord-
nung Herr Abgeordneter' Schoettle. 

Schoettle (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte das Hohe Haus bitten, 
diesen Antrag abzulehnen; und zwar möchte ich 
das Haus auf die Geschäftslage der nächsten 
Woche aufmerksam machen, die durch die Bera-
tung des Haushalts entstanden ist. Ich will mich 
nicht auf eine Polemik mit dem Herrn Kollegen 
Lücke über die merkwürdige Anwendung des Be-
griffs „Termingesetz" einlassen. Wenn ein Aus-
schuß beschließt, ein Gesetz solle an einem be-
stimmten Termin in Kraft treten, ist das noch kein 
Termindruck. Mir scheint das eine Interpretation 
zu sein, die bisher hier im Hause nicht üblich war. 
Versprechungen sind noch keine Verpflichtungen, 
auch nicht für das Haus. Aber eine Verpflichtung 
für das Haus ist es, den Haushaltsplan zu verab-
schieden 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Geschieht auch, Herr Kollege!) 

und vorher auch zu beraten. Meine Damen und 
Herren, wenn Sie das Mietengesetz beraten, kön

-

nen Sie sich darauf verlassen, daß uns in der 
nächsten Woche, wo sowieso nur knapp drei Tage 
für die zweite Lesung des Bundeshaushalts zur 
Verfügung stehen, mindestens ein halber Tag — 
mindestens ein halber Tag, sage ich ausdrücklich 

*) Siehe Anlage 9. 
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- für die Haushaltsberatung verlorengeht. Wie 
Sie dann die zweite Lesung in der nächsten Woche 
bewerkstelligen wollen, das vermag ich nicht zu 
sagen, und Sie können es mir auch nicht sagen. 

Ich bitte Sie dringend, auch an diese. Verpflich-
tung des Bundestages zu denken, den Haushalt zu 
beraten und zu verabschieden. 

(Beifall bei der SPD und beim GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich schließe die 
Beratung. Ich komme zur Abstimmung. Wer dem 
Antrag, das Bundesmietengesetz als Punkt 1 auf 
die Tagesordnung der Sitzung am 14. Juni zu 
setzen, zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! 

Ich bitte,  die Abstimmung zu wiederholen. Die-
jenigen, die zustimmen wollen, bitte ich, sich zu 
erheben. — Gegenprobe! - Das Präsidium sieht 
sich nicht in der Lage, festzustellen, welches die 
Mehrheit war; wir müssen auszählen. 

(Die Abgeordneten verlassen den Saal.) 

Meine Damen und Herren, ich bitte, sich etwas 
zu beeilen. 

Ich bitte, die Türen zu schließen. — Ich bitte, 
mit der Auszählung zu beginnen. 

(Wiedereintritt und Zählung.) 

Ich bitte, die Türen zu schließen. — Die Aus-
zählung ist beendet. 

Meine Damen und Herren, ich gebe das Ergebnis 
der Abstimmung bekannt: Mit Ja haben gestimmt 
184, mit Nein 136; zwei haben sich der Stimme ent-
halten. Damit ist der Beschluß gefaßt, das Bundes-
mietengesetz als Punkt 1 auf die Tagesordnung 
vom 14. Juni zu setzen. 

Ich gebe noch bekannt, daß der Haushaltsaus-
schuß um  16 Uhr im Zimmer 216 zusammentritt, 
und ich darf noch einmal auf die Bitte des Herrn 
Präsidenten verweisen, Änderungsanträge zum 
Haushalt nach Möglichkeit bis Sonnabend, dem 
11. Juni 1955, bei der Antragsannahmestelle Zim-
mer 26 A abzugeben. 

Ich berufe die nächste, die 86. Sitzung des  Deut-
schen Bundestages auf Dienstag, den 14. Juni 1955, 
9 Uhr, und schließe die heutige Sitzung. 

(Schluß der Sitzung: 15 Uhr 37 Minuten.) 

Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

a) Beurlaubungen 

Abgeordnete 	beurlaubt bis einschließlich 

Scheel 	 2. Juli 
Dr. Graf Henckel 	 30. Juni 
Frehsee 	 25. Juni 
Gefeller 	 25. Juni 
Held 	 25. Juni 
Onnen 	 25. Juni 
Richter 	 25. Juni 
Hufnagel 	 20. Juni 
Dr. Jentzsch 	 18. Juni 
Keuning 	 18. Juni 
Frau Ackermann 	 11. Juni 
Behrisch 	 11. Juni 
Wieninger 	 11. Juni 
Banse 	 8. Juni 
Feldmann 	 8. Juni 
Dr. Greve 	 8. Juni 
Dr. Hellwig 	 8. Juni 
Karpf 	 8. Juni 
Lemmer 	 8. Juni 
Mayer (Birkenfeld) 	 8. Juni 
Muckermann 	 8. Juni 
Müller-Hermann 	 8. Juni 
Frau Niggemeyer 	 8. Juni 
Frau Dr. Probst 	 8. Juni 
Richarts 	 8. Juni 
Schneider (Bremerhaven) 	8. Juni 
Dr. Weber (Koblenz) 	8. Juni 
Dr. Baade 	 8. Juni 
Bazille 	 8. Juni 
Dr. Bucerius 	 8. Juni 
Feller 	 8. Juni 

Gockeln 	 8. Juni 
Naegel 	 8. Juni 
Wagner (Ludwigshafen) 	8. Juni 
Griem 	 8. Juni 
Dr. Pferdmenges 	 8. Juni 
Dr. Pohle (Düsseldorf) 	8. Juni 
Dr. Jaeger 	 8. Juni 
Hilbert 	 8. Juni 
Heiland 	 8. Juni 
Dr. Kopf 	 8. Juni 
Ladebeck 	 8. Juni 

b) Urlaubsanträge 

Abgeordnete 	 bis einschließlich 

Dr. Dr. h. c. Pünder 	 5. Juli 
Dr. Lindenberg 	 25. Juni 
Neuburger 	 30. Juni 
Seither 	 18. Juni 

Anlage 2 	 Umdruck 346 
(Vgl. S. 4644 C) 

Änderungsantrag der Fraktion der DP zur 
dritten Beratung des Entwurfs eines Personalver-
tretungsgesetzes (Drucksachen 1287, 1189, 160 
[neu]) : 

Der Bundestag wolle beschließen: 
§ 35 wird gestrichen. 

Bonn, den 24. März 1955 

Dr. von Merkatz und Fraktion 
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Anlage 3 	 Umdruck 374 
(Vgl. S. 4640 D ff.) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
dritten Beratung des Entwurfs eines Personalver-
tretungsgesetzes (Drucksachen 1287, 1189, 160 [neu]): 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Es werden ersetzt 

a) im § 22 das Wort „Verwaltungsgericht" durch 
das Wort „Arbeitsgericht", 

b) im § 26 Abs. 1 Satz 1 das Wort „Verwal-
tungsgericht" durch das Wort „Arbeits-
gericht", 

c) im § 26 Abs. 2 Satz 1 das Wort „Verwal-
tungsgerichtes" durch das Wort „Arbeits-
gerichtes", 

d) im § 76 Abs. 1 das Wort „Verwaltungs-
gerichte" durch das Wort „Arbeitsgerichte", 

e) im § 77 Abs. 1 die Worte „Verwaltungs-
gerichten und Landesverwaltungsgerichten" 
durch die Worte „Arbeitsgerichten und Lan-
desarbeitsgerichten", 

f) im § 92 a das Wort „Verwaltungsgerichte" 
durch das Wort „Arbeitsgerichte". 

2. § 35 erhält folgende Fassung: 
§ 35 

Auf Antrag eines Viertels seiner Mitglieder 
hat der Personalrat von Fall zu Fall je einen 
Beauftragten der im Personalrate vertretenen 
Gewerkschaften zu den Sitzungen einzuladen. 

3. § 37 erhält folgende Fassung: 
§ 37 

Bei Angelegenheiten, die lediglich die Ange-
hörigen einer Gruppe betreffen, kann der Be-
schluß des Personalrates nicht gegen die Mehr-
heit der Stimmen der anwesenden Vertreter 
dieser Gruppe gefaßt werden. 

4. § 58 erhält folgende Fassung: 
§ 58 

Will eine Dienststelle Verwaltungsanordnun-
gen für den innerdienstlichen Bereich erlassen, 
so soll sie der Personalvertretung die Ent-
würfe rechtzeitig mitteilen und mit ihr beraten. 

5. § 60 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
(3) Die Schweigepflicht besteht auch für den 

Dienststellenleiter, die im § 23 genannten Ver-
treter sowie für Beauftragte von Gewerkschaf-
ten und Arbeitgebervereinigungen. 

6. § 62 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 
(5) Ergibt sich zwischen der obersten Dienst-

behörde und der bei ihr bestehenden zuständi-
gen Personalvertretung keine Einigung, so kön-
nen beide binnen einer Woche die Entscheidung 
der Bundeseinigungsstelle (§ 63) beantragen. 

7. § 63 erhält folgende Fassung: 
§ 63 

(1) Die Bundeseinigungsstelle besteht für die 
Fälle des § 62 aus dem Präsidenten des Bundes-
rechnungshofes oder seinem Stellvertreter als 
Vorsitzendem und je fünf Vertretern der Ver-
waltung und der Bediensteten. 

(2) Die Vertreter der Verwaltung und der 
Bediensteten und deren Stellvertreter werden 
vom Bundespräsidenten auf Vorschlag der 
Bundesregierung für die Dauer von vier Jah-
ren berufen. Die Vertreter der Bediensteten 
werden in angemessenem Verhältnis unter 
billiger Berücksichtigung der Minderheiten aus 
Vorschlagslisten ausgewählt, die von den 
Spitzenorganisationen der zuständigen Gewerk-
schaften eingereicht werden. § 10 a des Tarif-
vertragsgesetzes gilt entsprechend. 

(3) Die Mitglieder der Bundeseinigungsstelle 
müssen Bundesbedienstete sein. Sie sind unab-
hängig und nur dem Gesetz unterworfen. Sie 
scheiden außer durch Zeitablauf oder Beendi-
gung ihrer Stellung als Bundesbedienstete nur 
unter den gleichen Voraussetzungen aus, unter 
denen Mitglieder eines Bundesdisziplinargerich-
tes ihr Amt verlieren. 

(4) Die Dienstaufsicht führt der Bundes-
minister des Innern. 

(5) Die Verhandlung ist nicht öffentlich. Der 
obersten Dienstbehörde und der zuständigen 
Personalvertretung ist Gelegenheit zur schrift-
lichen oder mündlichen Äußerung zu geben. 

(6) Die Bundeseinigungsstelle entscheidet 
durch Beschluß. Sie kann den Anträgen der Be-
teiligten auch teilweise entsprechen. Zur Be-
schlußfähigkeit ist die Anwesenheit von minde-
stens neun Mitgliedern erforderlich. Der Be-
schluß wird mit Stimmenmehrheit gefaßt. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
Vorsitzenden. 

(7) Der Beschluß ist den Beteiligten zuzustel-
len. Er bindet die Beteiligten.  

(8) Die §§ 97 Abs. 2, 99, 100 Abs. 1 Satz 2, 
101 und 102 des Bundesbeamtengesetzes finden 
Anwendung. 

8. § 66 wird in der Fassung der Ausschußvorlage 
wiederhergestellt mit der Maßgabe, daß in 
Abs. 1 Buchstabe c das Wort „Ernennung" 
durch das Wort „Bestellung" ersetzt wird. 

9. In § 67 Abs. 1 werden wieder eingefügt: 
a) Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit 

und der Pausen, 
c) Aufstellung des Urlaubsplanes, 

10. a) Im § 70 Abs. 1 Buchstabe a erhalten folgen-
den Wortlaut die Nummern: 
1. Einstellung, Anstellung und Beförderung, 
2. Versetzung und Abordnung zu einer ande-
ren Dienststelle, 

4. Anträgen auf Hinausschiebung der Alters-
grenze, 

b) In § 70 wird eingefügt: 
(2) Der Personalrat kann in Fällen des 

Absatzes 1 Buchstabe a Nr. 1 Einwendun-
gen nur auf die in § 71 Abs. 2 aufgeführten 
Gründe stützen. 

11. Im § 71 Abs. 1 erhalten die Buchstaben a und d 
folgende Fassung: 

a) Einstellung, 
d) Versetzung und Abordnung zu einer ande-

ren Dienststelle. 



2. Deutscher Bundestag — 85. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 8. Juni 1955 	4671 

12. Im § 75 Abs. 3 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag des 
Leiters .der Dienststelle, der Personalvertretung 
oder des Verletzten ein. 

13. § 78 Abs. 1 wird gestrichen. 

14. § 79 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

Ihre Wahlperiode verlängert sich bis zur 
Neuwahl der nach diesem Gesetz an ihre Stelle 
tretenden Personalvertretungen; sie endet spä-
testens drei Monate nach Inkrafttreten der 
nach § 80 zu erlassenden Vorschriften. 

15. § 80 beginnt wie folgt: 

Zur Regelung der in den §§ 9 bis 21, 23, 51, 
53 und 54 bezeichneten Wahlen erläßt die Bun-
desregierung binnen zwei Monaten nach Ver-
kündung dieses Gesetzes durch Rechtsverord-
nung Vorschriften über 

16. § 101 erhält folgende Fassung: 

§ 101 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nach der 
Verkündung in Kraft. 

Bonn, den 7. Juni 1955. 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 4 	 Umdruck 375 
(Vgl. S. 4647 A ff.) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
dritten Beratung des Entwurfs eines Personalver-
tretungsgesetzes (Drucksachen 1287,1189,160 [neu]): 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Nach § 45 wird der folgende neue § 45 a einge-
fügt: 

§ 45a 

Die Vorschriften dieses Abschnittes finden 
sinngemäße Anwendung auf die Jugend-
vertretung. 

2. § 51 erhält den folgenden neuen Abs. 5: 

(5) Bei den Mittelbehänden und den obersten 
Dienstbehörden, bei denen Stufenvertretun-
gen bestehen, werden Jugendvertretungen 
gebildet. Die §§ 23 Abs. 2 und  39  finden sinn-
gemäße Anwendung. 

3. § 52 Abs. 1 wird wie folgt ergänzt: 

Dasselbe gilt für die Jugendvertretung. Aus

-

genommen ist der § 25 Abs. 1 Buchstabe a. 

4. Dem § 53 werden die folgenden Sätze 3 und 4 
angefügt: 

Entsprechendes gilt für die Jugendver-
tretung. § 52 findet Anwendung. 

5. In § 59 Abs. 2 Satz 1 werden hinter den Worten 
„Für die Mitglieder des Personalrates" die 
Worte eingefügt: 

und für die Jugendvertretung  

6. In § 74 Abs. 4 erhält Satz 1 folgende Fassung: 
Für die Befugnisse und Pflichten der Stufen-
vertretungen, des Gesamtpersonalrates und 
der Jugendvertretungen gelten die Vorschrif-
ten des fünften Kapitels entsprechend. 

7. In § 83 wird am Schluß des Satzes 1 nach ,,Per-
sonalvertretungen" eingefügt: 

sowie Jugendvertretungen 

8. § 85 erhält folgenden neuen Abs. 3: 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für 
die Jugendvertretungen. 

9. Im § 95 wird nach „der Personalvertretungen" 
eingefügt: 

und der Jugendvertretungen 

Bonn, den 7. Juni 1955 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 5 	 Umdruck 376 
(Vgl. S. 4642 A  ff.)  

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
dritten Beratung des Entwurfs eines Personalver-
tretungsgesetzes (Drucksachen 1287,1189,160 [neu]): 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Dem § 31 wird folgender Abs. 4 angefügt: 
(4) Bei Angelegenheiten, die  lediglich die 

Angehörigen einer Gruppe betreffen,  wer-
den deren Beschlüsse von dem Vorstands-
mitglied vertreten, das der Gruppe angehört. 

2. In § 33 Abs. 4 wird der letzte Satz gestrichen. 
3. § 35 wird gestrichen. 

4. § 45 erhält folgende Fassung: 
§ 45 

Die Mitglieder ides  Personalrates dürfen 
für ihre Tätigkeit oder für Zwecke des Per-
sonalrates keine Beiträge erheben oder Zu-
wendungen entgegennehmen. 

§ 50 wind gestrichen. 

5. § 72 erhält folgende Fassung: 
§ 72 

Die §§ 70 und 71 gelten für die in § 10 
Abs. 3 bezeichneten Bediensteten, die  Be-
amten auf Zeit, die in § 36 Abs. 1 des  Bun-
desbeamtengesetzes bezeichneten Beamten 
sowie für Bedienstete mit vorwiegend wis-
senschaftlicher oder künstlerischer Tätigkeit 
nicht. 

6. § 84 Abs. 3 ,erhält folgende Fassung: 

(3) § 37 Abs. 2 und 3 gelten entsprechend. 

8. In § 90 Abs. 1 werden die Buchstaben k und 1 
gestrichen. 

Bonn, den 7. Juni 1955 

Kühn (Bonn) 
Hübner 
Dr. Dehler und Fraktion 
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Anlage 6 	 Umdruck 377 
(Vgl. S. 4641 D ff.) 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur dritten Beratung des Entwurfs eines Personal-
vertretungsgesetzes (Drucksachen 1287, 1189, 160 
[neu]): 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. § 23 Abs. 2 Satz 5 erhält folgende Fassung: 
§ 10 Abs. 1 Buchstabe b und Abs. 2 und 3, § 15 
Abs. 1, 3, 5 und 6 und §§ 16, 21 und 22 gelten 
entsprechend. 

2. § 37 erhält folgende Fassung: 

§ 37 

(1) Über die gemeinsamen Angelegenheiten 
der Beamten, Angestellten und Arbeiter wird 
vom Personalrat gemeinsam beraten und be-
schlossen. 

(2) In Angelegenheiten, die lediglich die An-
gehörigen einer Gruppe betreffen, sind nach 
gemeinsamer Beratung im Personalrat nur die 
Vertreter dieser Gruppe zur Beschlußfassung 
berufen. Dies gilt nicht für eine Gruppe, die im 
Personalrat nicht vertreten ist. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend für Angelegen-
heiten, die lediglich die Angehörigen zweier 
Gruppen betreffen. 

3. § 47 Abs. 1 Sätze 2 und 3 werden gestrichen. 

4. § 50 erhält folgende Fassung: 
§ 50 

(1) Der Personalrat oder die Personalver-
sammlung kann von Fall zu Fall beschließen, 
daß je ein Beauftragter der in der Dienststelle 
vertretenen Gewerkschaften berechtigt ist, an 
der Personalversammlung mit beratender 
Stimme teilzunehmen. 

(2) Der Leiter der Dienststelle nimmt an den 
Versammlungen, die auf seinen Wunsch einbe-
rufen sind oder zu denen er ausdrücklich ein-
geladen ist, teil. Er kann einen Vertreter der 
Arbeitgebervereinigung, der die Dienststelle 
angehört, hinzuziehen; in diesem Falle kann 
auch je ein Beauftragter der in der Dienststelle 
vertretenen Gewerkschaften an der Personal-
versammlung teilzunehmen. 

5. § 51 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

(5) In den Stufenvertretungen erhält jede 
Gruppe mindestens einen Vertreter. Besteht die 
Stufenvertretung aus mehr als neun Mitglie-
dern, erhält jede Gruppe mindestens zwei Ver-
treter. § 13 Abs. 5 gilt entsprechend. 

6. Das Fünfte Kapitel erhält folgende Überschrift: 
Beteiligung des Personalrates 

7. Der Zweite Abschnitt des Fünften Kapitels er-
hält folgende Überschrift: 

Formen und Durchführung der Mitwirkung und 
Mitbestimmung 

8. § 62 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 
(5) Ergibt sich zwischen der obersten Dienst-

behörde und der bei ihr bestehenden zuständi-
gen Personalvertretung keine Einigung, so ent

-

scheidet die Einigungsstelle (§ 63); in den Fällen  
des § 71 Abs. 2 stellt sie fest, ob ein Grund zur 
Verweigerung der Zustimmung vorliegt. 

9. § 63 erhält folgende Fassung: 

§ 63 
(1) Die Einigungsstelle wird bei der obersten 

Dienstbehörde gebildet. Sie besteht aus je drei 
Beisitzern, die von der obersten Dienstbehörde 
und der bei ihr bestehenden zuständigen Per-
sonalvertretung bestellt werden, und einem un-
parteiischen Vorsitzenden, auf dessen Person 
sich beide Seiten einigen. Unter den Beisitzern, 
die von der Personalvertretung bestellt werden, 
muß sich je ein Beamter und ein Angestellter 
oder Arbeiter befinden, es sei denn, die An-
gelegenheit betrifft lediglich die Beamten oder 
die im Arbeitsverhältnis stehenden Bedienste-
ten. Kommt eine Einigung über die Person des 
Vorsitzenden nicht zustande, so bestellt ihn der 
Präsident des Bundesverwaltungsgerichts. 

(2) Die Verhandlung ist nicht öffentlich. Der 
obersten Dienstbehörde und der zuständigen 
Personalvertretung ist Gelegenheit zur schrift-
lichen oder mündlichen Äußerung zu geben. 

(3) Die Einigungsstelle entscheidet durch Be-
schluß. Sie kann den Anträgen der Beteiligten 
auch teilweise entsprechen. Der Beschluß wird 
mit Stimmenmehrheit gefaßt. 

(4) Der Beschluß ist den Beteiligten zuzustel-
len. Er bindet die Beteiligten. 

(5) Für die Mitglieder der Einigungsstelle gel-
ten § 59 Abs. 1 und § 60 entsprechend. 

10. § 66 erhält folgende Fassung:  

§ 66 

(1) In sozialen Angelegenheiten wirkt der 
Personalrat mit bei 

a) Gewährung von Unterstützungen und ent-
sprechenden sozialen Zuwendungen, 

b) Maßnahmen zur Hebung der Arbeitsleistung 
und zur Erleichterung des Arbeitsablaufs, 

c) Bestellung von Vertrauens- und Betriebs-
ärzten, 

d) Zuweisung von Wohnungen, über die die 
Dienststelle verfügt, 

e) Zuweisung von Dienst- und Pachtland und 
Festsetzung der Nutzungsbedingungen, 

f) Maßnahmen zur Verhütung von Dienst- und 
Arbeitsunfällen und sonstigen Gesundheits-
schädigungen, 

g) Regelung der Ordnung in der Dienststelle 
und des Verhaltens der Bediensteten, 

h) Fragen der Fortbildung der Bediensteten. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Buchstabe a 
wirkt auf Verlangen des Antragstellers nur der 
Vorstand des Personalrates mit. Der Leiter der 
Dienststelle hat dem Personalrate nach Ab-
schluß jedes Kalendervierteljahres einen Über-
blick über die Unterstützungen und entspre-
chenden sozialen Zuwendungen zu geben. Da-
bei sind die Anträge und die Leistungen gegen-
überzustellen. Auskunft über die von den An-
tragstellern angeführten Gründe wird hierbei 
nicht erteilt. 
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(3) Der Personalrat wirkt mit, wenn Ersatz-
ansprüche gegen Bedienstete geltend gemacht 
werden. Anträgen und Berichten der Dienst-
stelle ist in solchen Fällen die Stellungnahme 
des Personalrates beizufügen. 

11. § 67 erhält folgende Fassung: 

§ 67 

(1) Der Personalrat hat, soweit eine gesetz-
liche oder tarifliche Regelung nicht besteht, ge-
gebenenfalls durch Abschluß von Dienstverein-
barungen mitzubestimmen über 

a) Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit 
und der Pausen, 

b) Zeit und Ort der Auszahlung der Dienstbe-
züge und Arbeitsentgelte, 

c) Aufstellung des Urlaubsplanes, 

d) Durchführung der Berufsausbildung bei 
Angestellten und Arbeitern, 

e) Errichtung und Verwaltung von Wohlfahrts-
einrichtungen ohne Rücksicht auf ihre 
Rechtsform, 

f) Aufstellung der Entlohnungsgrundsätze und 
Festsetzung der Akkordlohnsätze. 

(2) Muß für Gruppen von Bediensteten die 
tägliche Arbeitszeit nach Erfordernissen, die die 
Dienststelle nicht voraussehen kann, unregel-
mäßig und kurzfristig festgesetzt werden, so be-
schränkt sich die Mitbestimmung auf die Grund-
sätze für Aufstellung der Dienstpläne. 

12. § 70 erhält folgende Fassung: 

§ 70 

(1) Der Personalrat wirkt mit: 

a) in Personalangelegenheiten der Beamten bei 

1. Einstellung und Anstellung, 

2. Versetzung zu einer anderen Dienststelle, 

3. vorzeitiger Versetzung in den Ruhestand, 
sofern der Beamte es beantragt, 

4. Entlassung von Beamten auf Probe oder 
auf Widerruf, 

5. Anordnungen, welche die Freiheit in der 
Wahl der Wohnung beschränken; 

b) in den Personalangelegenheiten der Ange-
stellten und Arbeiter bei 

1.Weiterbeschäftigung über die Alters-
grenze hinaus, 

2. Versagung der Genehmigung zur Über-
nahme einer Nebenbeschäftigung, 

3. Anordnungen, welche die Freiheit in der 
Wahl der Wohnung beschränken, 

4. Kündigung, 

5. Abordnung zu einer anderen Dienststelle. 

(2) Der Personalrat kann in Fällen des Ab-
satzes 1 Buchstabe a Nr. 1 Einwendungen nur 
auf die in § 71 Abs. 2 aufgeführten Gründe 
stützen. 

(3) Fristlose Entlassungen bedürfen nicht der 
Mitwirkung des Personalrates. Er ist in die-
sen Fällen unverzüglich zu verständigen. 

13. § 71 erhält folgende Fassung:  

§ 71 

(1) Der Personalrat hat mitzubestimmen in 
Personalangelegenheiten der Angestellten und 
Arbeiter bei 

a) Einstellung, 
b) Höhergruppierung, 
c) Rückgruppierung, 
d) Versetzung zu einer anderen Dienststelle. 

(2) Der Personalrat kann die Zustimmung zu 
diesen Maßnahmen nur verweigern, wenn 
a) der durch bestimmte Tatsachen begründete 

Verdacht besteht, daß durch die Maßnahme 
ein nicht geeigneter Bediensteter nur mit 
Rücksicht auf persönliche Beziehungen be-
vorzugt werden soll oder 

b) der durch bestimmte Tatsachen begründete 
Verdacht besteht, daß durch die Maßnahme 
andere geeignete Bedienstete oder Bewerber 
wegen ihrer Abstammung, Religion, Natio-
nalität, Herkunft, politischen oder gewerk-
schaftlichen Betätigung oder Einstellung 
oder wegen ihres Geschlechtes benachteiligt 
werden sollen, oder 

c) die durch bestimmte Tatsachen begründete 
Besorgnis besteht, daß der Bedienstete den 
Frieden in der Dienststelle durch unsoziales 
oder gesetzwidriges Verhalten stören würde. 

14. § 72 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

Die §§ 70 und 71 gelten für die in § 10 Abs. 3 
bezeichneten Bediensteten, für die Beamten auf 
Zeit sowie für Bedienstete mit vorwiegend wis-
senschaftlicher oder künstlerischer Tätigkeit 
nur, wenn sie es beantragen. 

15. § 76 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
(1) Die Verwaltungsgerichte, im dritten 

Rechtszug das Bundesverwaltungsgericht, ent-
scheiden außer in den Fällen der §§ 22 und 26 
über 

a) Wahlberechtigung und Wählbarkeit, 
b) Wahl und Amtszeit der Personalvertretun-

gen und der in § 23 genannten Vertreter so-
wie Zusammensetzung der Personalvertre-
tungen, 

c) Zuständigkeit und Geschäftsführung der 
Personalvertretungen, 

d) Bestehen oder Nichtbestehen von Dienst-
vereinbarungen. 

16. § 77 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

(1) Für die nach diesem Gesetz zu treffenden 
Entscheidungen sind bei den Verwaltungsge-
richten des ersten und zweiten Rechtszugs 
Fachkammern (Fachsenate) zu bilden. Die Zu-
ständigkeit einer Fachkammer kann auf die Be-
zirke anderer Gerichte oder Teile von ihnen 
erstreckt werden. 

17. § 83 erhält folgende Fassung: 

§ 83 
(1) In den Verwaltungen und Betrieben der 

Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände und 
der sonstigen nicht bundesunmittelbaren Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen des 
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öffentlichen Rechts sowie in den Gerichten der  
Länder werden Personalvertretungen gebildet.  
Die Bildung von Stufenvertretungen und Ge-
samtpersonalräten ist vorzusehen.  
(2) In den einzelnen Dienststellen ist die Bil-

dung von Jugendvertretungen vorzusehen.  

18. § 90 Abs. 2 erhält folgende Fassung:  

(2) Absatz 1 gilt nicht für Bedienstete in lei-
tender Stellung und für Bedienstete mit vor-
wiegend wissenschaftlicher oder künstlerischer  
Tätigkeit.  

19. § 101 erhält folgenden Absatz 2:  

(2) Das Kontrollratsgesetz Nr. 22 (Betriebs-
rätegesetz) wird im Gebiete der Bundesrepu-
blik im sachlichen Geltungsbereiche dieses Ge-
setzes aufgehoben, soweit seine Vorschriften  
nicht bereits ihre Wirksamkeit verloren haben.  

Bonn, den 7. Juni 1955  
Cillien und Fraktion  

Anlage 7 	 zu Umdruck 377  
(Vgl. S. 4652 B, 4654 C)  

Ergänzung zum Änderungsantrag der Fraktion  
der CDU/CSU zur dritten Beratung des Entwurfs  
eines Personalvertretungsgesetzes (Drucksachen  
1287, 1189, 160 [neu]):  

Der Bundestag wolle beschließen:  
1. Nr. 12 des Änderungsantrags auf Umdruck 377  
beginnt wie folgt:  

12. § 70 erhält folgende Fassung:  
§ 70  

(1) Der Personalrat wirkt mit:  
a) in Personalangelegenheiten der Beam-

ten bei  
1. Einstellung, Anstellung und Beförde-
rung,  

2. Versetzung zu einer anderen Dienst-
stelle,  

3. vorzeitiger Versetzung in den Ruhe-
stand, sofern der Beamte es bean-
tragt,  

4. Entlassung von Beamten auf Probe  
oder auf Widerruf,  

5. Anordnungen, welche die Freiheit in  
der  Wahl der Wohnung beschränken;  

b) weiter wie Umdruck 377.  
2. Nr. 14 des Änderungsantrags auf Umdruck 377  
wird wie folgt gefaßt:  

14. § 72 erhält folgende Fassung:  
§ 72  

Die §§ 70 und 71 gelten für die in § 10  
Abs. 3 bezeichneten Bediensteten, für die  
Beamten auf Zeit sowie für Bedienstete  
mit vorwiegend wissenschaftlicher oder  
künstlerischer Tätigkeit nur, wenn sie es  
beantragen. Sie gelten nicht für die in § 36  
Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes bezeich-
neten Beamten und für Beamtenstellen ab  
Besoldungsgruppe A 1 a.  

Bonn, den 8. Juni 1955  
Cillien und Fraktion  

Anlage 8 	 Umdruck 378 (  
(Vgl. S. 4648 C)  

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zum Än-
derungsantrag der Fraktion der CDU/CSU (Um-
druck 377 Nr. 4) zur dritten Beratung des Entwurfs  
eines Personalvertretungsgesetzes (Drucksachen  
1287, 1189, 160 [neu]):  

Der Bundestag wolle beschließen:  

§ 50 erhält folgende Fassung:  
§ 50  

(1) Der Personalrat oder die Personalver-
sammlung kann beschließen, daß je ein Beauf-
tragter der in der Dienststelle vertretenen Ge-
werkschaften berechtigt ist, an der Personalver-
sammlung mit beratender Stimme teilzunehmen.  

(2) Der Leiter der Dienststelle nimmt an den  
Personalversammlungen, die auf seinen Wunsch  
einberufen sind oder zu denen er besonders ein-
geladen ist, teil. An diesen Personalversamm-
lungen kann auch je ein Beauftragter der in der  
Dienststelle vertretenen Gewerkschaften teil-
nehmen. Der Leiter der Dienststelle kann einen  
Vertreter der Arbeitgebervereinigung, der die  
Dienststelle angehört, hinzuziehen. Der Dienst-
stellenleiter sowie die Arbeitgebervereinigung  
und die Gewerkschaften sind rechtzeitig zu be-
nachrichtigen.  

Bonn, den 8. Juni 1955  

Ollenhauer und Fraktion  

Anlage 9 	 Umdruck 373  

(Vgl. S. 4668 C)  

Interfraktioneller Antrag betreffend Überweisung  
von Anträgen an die Ausschüsse:  

Der Bundestag wolle beschließen:  

Die folgenden Anträge werden ohne Beratung  
gemäß § 99 Abs. 1 der Geschäftsordnung den zu-
ständigen Ausschüssen überwiesen:  

1.Antrag der Abgeordneten Müller-Hermann, Dr.  
Dollinger, Friese, Rümmele, Frau Dr. h. c. Weber  
(Aachen), Barlage und Genossen betreffend  
Kraftverkehr in den grenznahen und Küsten-
gebieten (Drucksache 1336)  
an den Ausschuß für Verkehrswesen (feder-
führend),  
an den Ausschuß für Wirtschaftspolitik,  
an den Ausschuß für Gesamtdeutsche und Ber-
liner Fragen und an den Ausschuß für Grenz-
landfragen;  

2. Antrag der Fraktion der FDP betr. Lieferung  
von Futtergetreide an anerkannte Hühnerherd-
buch- und Vermehrungszuchten (Drucksache  
1380)  
an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft  
und Forsten.  

Bonn, den 7. Juni 1955  

Dr. von Brentano und Fraktion 
 Ollenhauer und Fraktion  

Dr. Dehler und Fraktion  
Dr. Mocker und Fraktion  
Dr. von Merkatz und Fraktion  
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Anlage 10 	 Drucksache 1402 
(Vgl. S. 4665 D) 

Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen (19. Ausschuß) 
über die Entwürfe der Gesetze über die 

Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich vom 4. Oktober 1954 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
a) auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 

und vom Vermögen sowie der Gewerbesteuern 
und der Grundsteuern 

b) auf dem Gebiete der Erbschaftsteuern 

(Drucksache 1218) 

Berichterstatter: Abgeordneter Barlage 

Die Bundesregierung hat dem Bundestag die 
Entwürfe der Gesetze über die Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Österreich vom 4. Oktober 1954 zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung 

a) auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen sowie der Gewerbesteuern 
und der Grundsteuern und 

b) auf dem Gebiete der Erbschaftsteuern 
(Drucksache 1218) 

vorgelegt. Da die Verträge sich auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung beziehen, ist nach Art. 59 
Abs. 2 GG in Verbindung mit Art. 105 Abs. 3 GG 
die Zustimmung des Bundestages und des Bundes-
rates zu den getroffenen Vereinbarungen erforder-
lich. Die Abkommen sind in Österreich bereits 
vom Parlament gebilligt worden. 

Die deutsche und die österreichische Regierung 
stimmten darin überein, die bisher angewendeten 
Doppelbesteuerungsverträge zwischen den beiden 
Staaten — den allgemeinen Doppelbesteuerungs-
vertrag zwischen dem Deutschen Reich und der 
Republik Österreich vom 23. Mai 1922 (RGBl. 1923 
II S. 90), das Zusatzabkommen zu diesem Vertrag 
vom 11. September 1937 (RGBl. 1938 II S. 81) und 
den Vertrag auf dem Gebiete der Abgaben von 
Todes wegen vom 28. Mai 1922 (RGBl. 1923 II 
S. 98) — durch neue Abkommen zu ersetzen, weil 
die bisherigen Regelungen zum großen Teil durch 
die Weiterentwicklung des Doppelbesteuerungs-
rechts überholt sind. Auf der Grundlage der von 
deutscher Seite ausgearbeiteten Entwürfe wurden 
Verhandlungen über die neuen Abkommen 
zwischen einer deutschen und einer österreichischen 
Delegation im Februar 1954 in München, im Juni 
1954 in Wien und Anfang Oktober 1954 in Bonn 
geführt. Es erschien zweckmäßig und der früheren 
deutschen Vertragspraxis entsprechend, je ein ge-
sondertes Abkommen für die Steuern vorn Ein-
kommen und vom Vermögen sowie die Gewerbe-
steuern und die Grundsteuern einerseits und die 
Erbschaftsteuern andererseits zu schließen. 

a) Abkommen auf dem Gebiete der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen sowie der Ge-
werbesteuern und der Grundsteuern 

Wegen der großen Ähnlichkeit des deutschen 
und des österreichischen Steuerrechts erschienen 
die Doppelbesteuerungsabkommen mit Österreich 
besonders geeignet, einen dem deutschen Recht ent-
sprechenden modernen Vertragstyp zu entwickeln, 
der sowohl die Erfahrungen der Vertragspraxis 
des früheren Deutschen Reiches als auch — soweit 
erforderlich — die der Vertragsverhandlungen mit 
den Vereinigten Staaten von Amerika (s. Druck-
sachen 894 und 953) und mit Großbritannien 
(s. Drucksachen 1004 und 1236) berücksichtigt. Es 
wird angestrebt, dieses Vertragsmuster möglichst 
auch den mit anderen europäischen Staaten zu 
schließenden Doppelbesteuerungsabkommen zu-
grunde zu legen, um auf diese Weise das Doppel

-

besteuerungsrecht wieder einheitlicher und damit 
auch übersichtlicher zu gestalten. Dieses Bestreben 
deckt sich mit dem von dem Rat der OEEC ver-
tretenen Ziel, innerhalb der europäischen Staaten 
möglichst zu einem einheitlichen Vertragstyp zu 
gelangen. 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß 

die Methode der Zu- und Aufteilung der Steuer-
güter zur Vermeidung einer möglichen Doppelbe-
steuerung (Art. 15) und die Gliederung in das 
eigentliche Abkommen und das Schlußprotokoll 
der Vertragspraxis des früheren Deutschen Reiches 
entsprechen. Dem Wohnsitzstaat bleibt das Recht 
vorbehalten, die Steuer aus den ihm zur Besteue-
rung überlassenen Einkünften oder Vermögens-
teilen nach dem Steuersatz für das Gesamteinkom-
men und Gesamtvermögen zu berechnen. 

Durch die Ausdehnung des persönlichen Gel-
tungsbereiches des Abkommens auf alle natür-
lichen und juristischen Personen mit Wohnsitz 
bzw. Geschäftsleitung in einem der beiden oder 
in beiden Vertragstaaten folgt das vorliegende Ab-
kommen, wie bereits die mit den Vereinigten Staa-
ten von Nordamerika und Großbritannien geschlos-
senen Abkommen, der allgemeinen Entwicklung 
des Rechts der internationalen Doppelbesteuerung. 
Diese Regelung stellt eine der wesentlichsten Ab-
weichungen gegenüber dem Vertrage von 1922 dar, 
der nur für Staatsangehörige der beiden Vertrag-
staaten gilt. Dem Wohnsitzbegriff, der in dem Ab-
kommen verwendet wird, kommt besondere Be-
deutung zu; er ist deshalb in Art. 1 und im Schluß-
protokoll zu Art. 1 näher erläutert. 
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(Barlage) 
In seinem sachlichen Anwendungsbereich folgt 

das Abkommen im wesentlichen dem Vertrag von 
1922; es erfaßt die Steuern vom Einkommen — das 
sind in der Bundesrepublik die Einkommensteuer, 
die Körperschaftsteuer und das Notopfer Berlin; 
in Österreich die Einkommensteuer, die Körper-
schaftsteuer, die Beiträge vom Einkommen zur 
Förderung des Wohnbaues und für Zwecke des 
Familienlastenausgleichs und die Aufsichtsratsab-
gabe — sowie die Vermögensteuer, die Gewerbe-
steuer und die Grundsteuer. Das Abkommen soll 
für die genannten Steuern, soweit sie für die Zeit 
vom 1. Januar 1955 an erhoben werden, an die 
Stelle des Vertrages von 1922 treten. Auf einmalige 
Steuern vom Vermögen oder Vermögenszuwachs, 
die nach dem 1. Januar 1955 eingeführt werden, 
ist das Abkommen nicht anzuwenden. Für die frü-
her eingeführten einmaligen Steuern vom Ver-
mögen oder Vermögenszuwachs — das sind die 
deutschen Lastenausgleichsabgaben und die öster-
reichischen Vermögensabgaben — gilt im Hinblick 
auf die frühere Entstehung dieser Abgabeschuld in 
diesen Fällen der Vertrag von 1922. 

Der örtliche Anwendungsbereich des Abkommens 
schließt das Land Berlin ein. 
Das Abkommen enthält in den Art. 3 bis 13 die 

Zuteilungsnormen für die Besteuerung der Ein-
künfte. Art. 14, der für die Besteuerung des Ver-
mögens gilt, folgt im wesentlichen den für die Be-
steuerung der Einkünfte getroffenen Regelungen. 
Eine kurzgefaßte Übersicht über die wichtigsten 
Neuerungen des Abkommens darf sich also auf die 
Behandlung der Einkünfte beschränken. Die Vor-
schriften sind auf die Gewerbesteuer und die 
Grundsteuer entsprechend anzuwenden. 

Bei den Einkünften aus unbeweglichem Ver-
mögen ist gegenüber dem Vertrage von 1922 her-
vorzuheben, daß Einkünfte aus Hypothekenforde-
rungen nicht mehr im Wohnsitzstaate des Empfän-
gers besteuert werden, sondern in dem Staat, in 
dem das belastete Grundstück liegt. 
Die Regelungen für die Besteuerung der Ein-

künfte aus gewerblichen Unternehmen sind in den 
Art. 4 bis 6 enthalten. Die Besteuerung richtet sich 
nach dem Betriebstättengrundsatz, der nur bei 
Unternehmen der Seeschiffahrt, der Binnenschiff-
fahrt und der Luftfahrt sowie bei gewissen Eisen-
bahnunternehmen zugunsten des Orts der Leitung 
durchbrochen ist. Die Vorschriften über Betrieb-
stätten sind gegenüber dem früheren Vertrage we-
sentlich ergänzt und zum Teil geändert; nach der 
neuen Regelung gelten reine Einkaufstellen nicht 
mehr als Betriebstätten. Vorschriften zur Verhin-
derung unzulässiger Gewinnverlagerungen zwi-
schen Betriebstätten sowie zwischen rechtlich selb-
ständigen, aber wirtschaftlich voneinander oder 
von einer dritten Person abhängigen Unternehmen 
sind aus der anglo-amerikanischen Vertragspraxis 
übernommen worden. 

Es wurde für erforderlich gehalten, die Ein-
künfte aus der Veräußerung einer wesentlichen Be-
teiligung besonders zu regeln (Art. 7), um Zweifel 
über ihre Behandlung auszuschließen. Danach wer-
den diese Einkünfte im Wohnsitzstaat des Emp-
fängers, wenn sie jedoch durch eine in dem ande-
ren Staat befindliche Betriebstätte erzielt werden, 
in dem anderen Staat besteuert. 

Abweichend von dem Vertrag von 1922 werden 
Einkünfte aus selbständiger und nichtselbständiger 

Arbeit grundsätzlich in dem Staate besteuert, in 
dem die Tätigkeit ausgeübt wird. Der Wohnsitz-
staat behält das Besteuerungsrecht aber für einige 
Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit, die in dem 
anderen Staat ohne festen Mittelpunkt ausgeübt 
wird, sowie unter bestimmten Voraussetzungen für 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit der Grenz-
gänger und der Personen, die sich nur vorüber-
gehend in dem anderen Staat aufhalten. 
Der Besteuerungsvorbehalt des Quellenstaates 

für Bezüge, die von ihm oder von einer Körper-
schaft des öffentlichen Rechts dieses Staates für 
Dienstleistungen gewährt werden, ist auf Bezüge 
ausgedehnt worden, die aus der Sozialversicherung 
oder aus öffentlichen Mitteln an Kriegsbeschädigte 
und politisch Verfolgte gezahlt werden, um eine 
Besteuerung im Wohnsitzstaat für Bezüge zu ver-
hindern, die im Quellenstaat steuerbefreit sein 
können. 
Bei den Einkünften aus beweglichem Kapital-

vermögen, zu denen — anders als in dem Vertrage 
von 1922 — auch die Einkünfte aus einer Beteili-
gung an einer Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung zu zählen sind, wird abweichend von der 
sonst in dem Abkommen angewandten Methode 
die Doppelbesteuerung durch Anrechnung der 
Quellenabzugsteuern auf die im Wohnsitzstaate 
des Empfängers auf diese Einkünfte erhobene 
Steuer vermieden; in einigen Ausnahmefällen ist 
auch die Erstattung der Steuern im Quellenstaat 
vorgesehen. Diese Anrechnung ausländischer Steu-
ern auf inländische Steuern ist im deutschen 
Steuerrecht neu; die getroffene Regelung erwies 
sich aber als notwendig, da einerseits der Quellen-
staat nicht auf den Steuerabzug verzichten kann, 
andererseits aber auch die nach früheren Doppel-
besteuerungsabkommen zulässige Doppelbesteue

-

rung durch die Steuer des Wohnsitzstaates und den 
Steuerabzug an der Quelle vermieden werden 
sollte. 

Entsprechend der Übung des modernen Vertrags-
rechts wurde eine besondere Vorschrift über die 
Behandlung der Lizenzgebühren in das Abkommen 
aufgenommen. Danach werden diese Einkünfte 
regelmäßig im Wohnsitzstaat des Empfängers, 
wenn sie jedoch durch eine in dem anderen Staat 
befindliche Betriebstätte erzielt sind, in dem ande-
ren Staat besteuert. 

Für alle Einkünfte, die aus dem anderen Staat 
stammen und für die in dem Abkommen keine be-
sondere Regelung getroffen ist, sowie für alle Ein-
künfte aus dritten Staaten hat der Wohnsitzstaat 
das Besteuerungsrecht (Art. 13). Hat eine Person in 
beiden Staaten einen Wohnsitz, so ist der Wohn-
sitz maßgebend, zu dem die stärksten persön-
lichen und wirtschaftlichen Beziehungen bestehen. 
Gegebenenfalls muß in diesem Fall eine Regelung 
durch das Verständigungsverfahren getroffen wer

-

den.  
In weiteren Vorschriften des Abkommens wer-

den die Besteuerung der diplomatischen, konsula-
rischen usw. Vertreter jedes der Vertragstaaten 
sowie der im Dienste der Zoll- und Eisenbahnver-
waltungen oder im Grenzpolizeidienst der Vertrag-
staaten stehenden Personen geregelt. Ferner ent-
hält das Abkommen Vereinbarungen über das Ver-
ständigungsverfahren und gegenseitige Rechtshilfe. 
Das Abkommen tritt, beginnend mit dem Tage 

des Austausches der Ratifikationsurkunden, auf 
unbestimmte Zeit in Kraft. Die Kündigungsfrist 
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(Barlage) 
beträgt drei Monate vor Ablauf eines Kalender-
jahres. 
b) Abkommen auf dem Gebiete der Erbschaft-

steuern 
Das Abkommen soll vom Tage des Austausches 

der Ratifikationsurkunden an den jetzt geltenden 
Doppelbesteuerungsvertrag auf dem Gebiete der 
Abgaben von Todes wegen vom 28. Mai 1922 er-
setzen. Es ist soweit wie möglich dem allgemeinen 
Doppelbesteuerungsabkommen angepaßt. 
Sein Anwendungsbereich ist gegenüber dem Ver-

trage von 1922 ebenfalls erweitert; das Abkommen 
gilt nicht nur für Nachlaßvermögen von Staats-
angehörigen der Vertragstaaten, sondern für Nach

-

laßvermögen aller Personen, die zur Zeit ihres 
Todes ihren Wohnsitz in einem der beiden oder in 
beiden Vertragstaaten hatten. 

Der neueren Entwicklung des Doppelbesteue-
rungsrechtes entsprechend wurde eine besondere 
Vorschrift für die Besteuerung des Betriebsver-
mögens aufgenommen (Art. 4); der Vertrag von 
1922 enthält keine Vorschrift dieser Art. 

Bonn, den 26. April 1955 

Barlage 
Berichterstatter 
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Namentliche Schlußabstimmung 
zum Entwurf eines Gesetzes über die 

Personalvertretungen in den öffentlichen Verwaltungen und Betrieben 

(Drucksachen 1287, 1189) 

(Vgl. S. 4661 C, 4662 A) 

Name Abstimmung Name Abstimmung 

CDU/CSU 
Frau Ackermann . . . . Ja Fuchs 	  Ja 
Dr. Adenauer 	 — Funk 	  Ja 
Albers 	  Ja Dr. Furler 	 — 
Arndgen 	 Ja Gedat 	  Ja 
Barlage 	  Ja Geiger (München) . . . Ja 
Dr. Bartram 	 Ja Frau Geisendörfer . 	. 	. enthalten 
Bauer (Wasserburg) 	. 	. Nein Gengler . 	 Ja 
Bauereisen 	 enthalten Gerns 	  Ja 
Bauknecht 	 Ja D. Dr. Gerstenmaier . . Ja 
Bausch 	  Ja Gibbert 	  Ja 
Becker (Pirmasens) . 	. 	. Ja Giencke . 	 Ja 
Berendsen 	 Ja Dr. Glasmeyer 	 Ja 
Dr. Bergmeyer 	 Ja Dr. Gleissner (München) Ja 
Fürst von Bismarck . . 	. beurlaubt Glüsing 	  beurlaubt 
Blank (Dortmund) 	. 	. 	. — Gockeln . 	 beurlaubt 
Frau Dr. Bleyler Dr. Götz 	 Ja 
(Freiburg) 	 Ja Goldhagen 	 Ja 

Blöcker Ja Gontrum 	 Ja 
Bock 	  Ja Dr. Graf 	 Ja 

1  von Bodelschwingh . 	. 	. Ja Griem 	  beurlaubt 
Dr. Böhm (Frankfurt) 	. Ja Günther 	 beurlaubt 
Brand (Remscheid) . 	. 	. enthalten Gumrum 	 Nein 
Frau Brauksiepe 	. 	. 	. 	. Ja Häussler 	 Ja 
Dr. von Brentano . 	. 	. 	. — Hahn 	  Ja 
Brese 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. enthalten Harnischfeger 	 Ja 
Frau Dr. Brökelschen . 	. enthalten Heix 	  Ja 
Dr. Brönner 	 Ja Dr. Hellwig 	 beurlaubt 
Brookmann (Kiel) Ja Dr. Graf Henckel 	. 	. 	. beurlaubt 
Brück 	  Ja Dr. Hesberg 	 Ja 
Dr. Bucerius 	 beurlaubt Heye 	  beurlaubt 
Dr. von Buchka 	. 	. 	. 	. Ja Hilbert 	  beurlaubt 
Dr. Bürkel 	 enthalten Höcherl 	  Ja 
Burgemeister 	 Ja Dr. Höck 	 Ja 
Caspers 	  Ja Höfler 	  Ja 
Cillien 	  Ja Holla 	  Ja 
Dr. Conring 	 Ja Hoogen 	  Ja 
Dr. Czaja 	 Ja Dr. Horlacher 	 Ja 
Demmelmeier 	 — Horn 	  Ja 
Diedrichsen 	 Ja Huth 	  Ja 
Frau Dietz 	 enthalten Illerhaus 	 Ja 
Dr. Dittrich Ja Dr. Jaeger 	 beurlaubt 
Dr. Dollinger 	 — Jahn (Stuttgart) . 	. 	. 	. Ja 
Dr. Dresbach 	 Ja Frau Dr. Jochmus 	. . . Ja 
Donhauser 	 Nein Josten 	  Ja 
Eckstein 	 Ja Kahn 	  Ja 
Ehren 	  Ja Kaiser 	  Ja 
Engelbrecht-Greve . 	. 	. Ja Karpf 	  Ja 
Dr. Dr. h. c. Erhard . — Kemmer (Bamberg) . . Ja 
Etzenbach 	 Ja Kemper (Trier) 	 Ja 
Even 	  Ja Kiesinger 	_ Ja 
Feldmann 	 beurlaubt Dr. Kihn (Würzburg) . . Ja 
Finckh 	  Nein Kirchhoff 	 enthalten 
Dr. Franz 	 Ja Klausner 	 Ja 
Franzen Ja Dr. Kleindinst 	 enthalten 
Friese 	  Ja Dr. Kliesing 	 Ja 
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Name Abstimmung Name Abstimmung 

Knapp 	  Ja Richarts 	  Ja 
Knobloch 	 Ja Frhr. Riederer von Paar Ja 
Dr. Köhler 	 Ja Dr. Rinke 	 Ja 
Koops 	  Ja Frau Rösch 	 Ja 
Dr. Kopf 	 beurlaubt Rösing 	  Ja 
Kortmann 	 Ja Rümmele 	 Ja 
Kramel 	  Ja Ruf 	  Ja 
Krammig 	 Ja Sabaß 	  Ja 
Kroll 	  Ja Sabel 	  Ja 
Frau Dr. Kuchtner . . 	. enthalten Schäffer 	  — 
Kühlthau 	 beurlaubt Scharnberg 	 Ja 
Kuntscher 	 Ja Scheppmann 	 Ja 
Kunze (Bethel) 	 Ja Schill (Freiburg) 	. 	. 	. 	. Ja 
Lang (München) 	. 	. 	. 	. Ja Schlick 	  Ja 
Leibfried 	 Ja Schmücker 	 Ja 
Dr. Leiske 	 Ja Schneider (Hamburg) . . Ja 
Lenz (Brühl) 	 Ja Schrader 	  Ja 
Dr. Lenz (Godesberg) . 	. beurlaubt Dr. Schröder (Düsseldorf) Ja 
Lenze (Attendorn) 	. 	. 	. Ja Dr.-Ing. E. h. Schuberth enthalten 
Leonhard 	 Ja Schüttler 	 Ja 
Lermer 	  enthalten Schütz 	  Ja 
Leukert 	  Ja Schuler 	  beurlaubt 
Dr. Leverkuehn 	. 	. 	. 	. Ja Schulze-Pellengahr . 	. 	. Ja 
Dr. Lindenberg 	. 	. 	. 	. beurlaubt Schwarz 	  Ja 
Dr. Lindrath 	 Ja Frau Dr. Schwarzhaupt enthalten 
Dr. Löhr 	 beurlaubt Dr. Seffrin 	 Ja 
Lotze Ja Seidl (Dorfen) 	 Nein 
Dr. h. c. Lübke 	. 	. 	. 	. Ja Dr. Serres 	 Ja 
Lücke 	  Ja Siebel 	  Ja 
Lücker (München) 	 Ja Dr. Siemer 	 Ja 
Lulay 	  Ja Solke 	  Ja 
Maier (Mannheim) . . . Ja Spies (Brücken) 	. 	. 	. 	. Ja 
Majonica 	 Ja Spies (Emmenhausen) 	. Ja 
Dr. Baron Manteuffel- Spörl 	  Ja 
Szoege 	_ 	 Ja Graf von Spreti 	. 	. 	. 	. Ja 

Massoth 	 Ja Stauch 	  Ja 
Maucher 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. Ja Frau Dr. Steinbiß — 
Mayer  (Birkenfeld) 	. 	. beurlaubt Stiller 	  Ja 
Menke 	  Ja Storch 	  Ja 
Mensing 	  Ja Dr. Storm 	 Ja 
Meyer (Oppertshofen) 	. Ja Strauß 	  — 
Meyer-Ronnenberg . . . Ja Struve 	  Ja 
Miller 	  Ja Stücklen 	  beurlaubt 
Dr. Moerchel 	 Ja Teriete 	  Ja 
Morgenthaler 	 — Unertl 	  Ja 
Muckermann 	 beurlaubt Varelmann 	 Ja 
Mühlenberg 	 Ja Frau Vietje 	 enthalten 
Dr. Dr. h. c. Müller (Bonn) Ja Dr. Vogel 	 Ja 
Müller-Hermann . . . . Ja Voß 	  Ja 
Müser 	  Ja Wacher (Hof) 	 enthalten 
Naegel 	  beurlaubt Wacker (Buchen) . 	. 	. 	. Ja 
Nellen 	  
Neuburger 	 

Ja 
beurlaubt Dr. Wahl 	 enthalten 

Niederalt 	 Ja Walz 	  Ja 

Frau Niggemeyer 	. . . beurlaubt Fr. Dr. h. e. Weber 
(Aachen) 	 enthalten Dr. Oesterle 	 

Oetzel 	  
Ja 
Ja Dr. Weber (Koblenz) 	. 	. enthalten 

Dr. Orth 	 Ja Wehking 	 Ja 

Pelster 	  — Dr. Welskop 	 beurlaubt 

Dr. Pferdmenges . 	. 	. 	. Ja Frau Welter (Aachen) . Ja 
Frau Pitz 	 Ja Dr. Werber 	 Ja 

Platner 	  beurlaubt Wiedeck  Ja 
Dr. Pohle (Düsseldorf) . beurlaubt Wieninger 	 beurlaubt 
Frau Praetorius . 	. 	. 	. Ja Dr. Willeke 	. 	. 	. 	_ 	. 	. Ja 
Frau Dr. Probst . 	. 	. 	. beurlaubt Winkelheide 	 Ja 
Dr. Dr. h. c. Pünder 	. 	. beurlaubt Wittmann 	 Ja 
Raestrup 	 Ja Wolf (Stuttgart) . 	. 	. 	. Ja 
Rasner 	  Ja Dr. Wuermeling 	. . 	. . Ja 
Frau Dr. Rehling . 	. . 	. Ja Wullenhaupt 	 Ja 
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Name  Abstimmung  Name  Abstimmung  

SPD  

Frau Albertz 	 Nein Keuning 	 beurlaubt  
Frau Albrecht 	 Nein Kinat 	  Nein  
Altmaier 	 Nein Frau Kipp-Kaule 	. . . Nein  
Dr. Arndt 	 Nein Könen (Düsseldorf) . . . beurlaubt  
Arnholz 	 Nein Koenen (Lippstadt) 	. . Nein  
Dr. Baade 	 beurlaubt Frau Korspeter 	. 	. 	. 	. Nein  
Dr. Bärsch 	 Nein Dr. Kreyssig 	 Nein  
Bals 	  Nein Kriedemann 	 Nein  
Banse 	  beurlaubt Kühn (Köln) 	 Nein  
Bauer (Würzburg) 	. . . Nein Kurlbaum 	 Nein  
Baur (Augsburg) . . . . Nein Ladebeck 	 beurlaubt  
Bazille 	 beurlaubt Lange (Essen) 	 Nein  
Behrisch 	 beurlaubt Frau Lockmann . . . 	 Nein  
Frau Bennemann Nein Ludwig 	 Nein  
Bergmann 	 Nein Dr. Lütkens 	 Nein  
Berlin 	  — Maier (Freiburg) . 	. 	. 	- Nein  
Bettgenhäuser 	 Nein Marx 	  Nein  
Frau Beyer (Frankfurt) Nein Matzner 	 Nein  
Birkelbach 	 Nein Meitmann 	 Nein  
Blachstein 	 Nein Mellies 	. . 	. Nein  
Dr. BleiB 	 Nein Dr. Menzel 	 Nein  
Böhm (Düsseldorf) . . . Nein Merten 	 Nein  
Bruse 	  Nein Metzger 	 Nein  
Corterier 	 Nein Frau Meyer (Dortmund) Nein  
Dannebom 	 Nein Meyer (Wanne-Eickel) 	. Nein  
Daum 	  Nein Frau Meyer-Laule 	. . . Nein  
Dr. Deist 	 Nein MiBmahl 	 Nein  
Dewald 	 Nein Moll 	  Nein  
Diekmann 	 Nein Dr. Mommer 	 Nein  
Diel 	  Nein Müller (Erbendorf) . . . Nein  
Frau Döhring 	 Nein Müller (Worms) 	. . 	. . Nein  
Erler 	  Nein Frau Nadig 	 Nein  
Eschmann 	 Nein Odenthal 	 beurlaubt  
Faller 	  Nein Ohlig 	  Nein  
Franke 	 Nein Ollenhauer 	  Nein  
Frehsee  beurlaubt Op den Orth 	 Nein  
Freidhof 	 Nein Paul 	  Nein  
Frenzel 	 Nein Peters 	  Nein  
Gefeller 	 beurlaubt Pöhler 	 Nein  
Geiger (Aalen) 	 Nein Pohle (Eckernförde) 	. . Nein  
Geritzmann 	 Nein Dr. Preller 	 Nein  
Gleisner (Unna) 	. . 	. 	. Nein Priebe 	  Nein  
Dr. Greve 	 beurlaubt pusch 	  Nein  
Dr. Gülich 	 Nein Putzig 	 Nein  
Hansen (Köln) 	 Nein Rasch 	  Nein  
Hansing (Bremen) 	. . . Nein Regling 	 Nein  
Hauffe 	 Nein Rehs 	  Nein  
Heide 	  Nein Reitz 	  Nein  
Heiland 	 beurlaubt Reitzner 	 Nein  
Heinrich 	 Nein Frau Renger 	 beurlaubt  
Hellenbrock 	 Nein Richter 	 beurlaubt  
Hermsdorf 	 Nein Ritzel 	  Nein  
Herold 	 Nein Frau Rudoll 	 Nein  
Höcker 	 Nein Ruhnke 	 Nein  
Höhne 	 Nein Runge 	  Nein  
Hörauf 	 Nein Sassnick 	 Nein  
Frau Dr. Hubert . . . . Nein Frau Schanzenbach 	. . Nein  
Hufnagel 	 beurlaubt Scheuren 	 Nein  
Jacobi 	  Nein Dr. Schmid (Frankfurt) . beurlaubt  
Jacobs 	 Nein Dr. Schmidt (Gellersen) . Nein  
Jahn (Frankfurt) . . 	. 	. Nein Schmidt (Hamburg) 	. . Nein  
Jaksch 	  Nein Schmitt (Vockenhausen) . Nein  
Kahn-Ackermann 	. . . beurlaubt Dr. Schöne 	 Nein  
Kalbitzer 	 Nein Schoettle 	 Nein  
Frau KeiLhack 	 Nein Seidel (Fürth) 	 Nein  
Frau Kettig 	 Nein Seither 	 beurlaubt  
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Name Abstimmung Name Abstimmung 

Seuffert 	 Nein Stahl 	  Nein 
.Stierle 	 Nein Dr. Stammberger 	. . . Nein 
Sträter 	 Nein Dr. Starke 	 Nein 
Frau Strobel 	 Nein Dr. Wellhausen 	. . . . Nein 
Stümer 	 Nein Wirths 	 Nein 
Thieme 	 Nein 
Traub 	  Nein 
Trittelvitz 	 Nein 
Wagner (Deggenau) 	. 	 Nein 
Wagner (Ludwigshafen) beurlaubt Gg/gHE 
Wehner 	 Nein 
Wehr 	  Nein Bender 	 Nein Welke 	  
Weltner (Rinteln) 	. . 	 

Nein 
Nein Dr. Czermak 	 Ja 

Dr. Dr. Wenzel Nein Dr. Eckhardt 	 enthalten 

Wienand 	 Nein Elsner 	  Ja 
Ja Wittrock 	 Nein Engell 	  

Feller 	  beurlaubt Ziegler 	 
Zühlke 	 

Nein 
Nein Gräfin Finckenstein 	. . Ja 

Frau Finselberger . . . Ja 
Gemein 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. Nein 
Dr. Gille 	 Ja 
Haasler 	 Ja 

FDP Dr. Kather 	 Ja 
Dr. Keller 	 Ja 

Dr. Atzenroth 	. 	. 	_ — Dr. Klötzer 	 Ja 

Dr. Becker (Hersfeld) . . Nein Körner 	 Ja 

Dr. Blank (Oberhausen) . Nein 
— 

Kraft 	  
Kunz (Schwalbach) 	• • Ja Dr, h. c. Blücher Kutschera 	 Ja Dr. Bucher 	 beurlaubt Dr. Mocker 	 beurlaubt 

Dannemann 	 Nein Dr. Dr. Oberländer 	. . 	. — Dr. Dehler 	 Nein Petersen 	 enthalten 
) Dr.-Ing. Drechsel . 	. 	. 	. Nein Dr. Reichstein 	 Ja 
Eberhard 	 beurlaubt Samwer 	 Ja 
Euler 	  Nein Seiboth 	 Ja 
Fassbender 	 Nein Dr. Sornik 	 Ja 
Frau Friese-Korn 	. . . Nein Srock 	  

S 
 Ja 

Frühwald 	 
Gaul 	  

Nein 
Nein Dr. Strosche 	 Ja 

Dr. Hammer 	 Nein 
Held 	  beurlaubt 
Hepp 	  Nein 
Dr. Hoffmann 	 Nein 
Frau Dr. Ilk 	 beurlaubt DP 
Dr. Jentzsch 	 beurlaubt 
Kühn (Bonn) 	 Nein Becker (Hamburg) 	. . . Ja 
Lahr 	  Nein Dr. Brühler 	 Ja 
Lenz (Trossingen) 	. . . Nein Eickhoff 	 Ja 
Dr. Dr. h. c. Prinz zu Lö- Dr. Elbrächter 	 Nein 
wenstein 	 Nein Frau Kalinke 	. 	. 	. 	. Ja 

Dr. Luchtenberg . 	. 	. 	. Nein Matthes 	 Nein 
Dr. Maier (Stuttgart) . 	. — Dr. von Merkatz . . . . Nein 
von Manteuffel (Neuß) . Nein Müller (Wehdel) 	. 	. . . Ja 
Margulies 	 Nein Dr. Schild (Düsseldorf) 	. Ja 
Mauk 	  Nein Schneider (Bremerhaven) beurlaubt 
Dr. Mende 	 beurlaubt Dr. Schranz 	 Nein 
Dr. Miessner 	 Nein Dr.-Ing. Seebohm 	. . . — 
Neumayer 	 Nein Walter 	 Ja 
Onnen 	 beurlaubt Wittenburg 	 Nein 
Dr. Pfleiderer 	 Nein Dr. Zimmermann 	. . . Nein 
Dr. Preiß 	 Nein 
Dr. Preusker 	 Nein 
Rademacher 	 Nein 
Dr. Schäfer 	 Nein 
Scheel 	  beurlaubt Fraktionslos 
Schloß 	 Nein 
Dr. Schneider (Lollar) 	. Nein Brockmann (Rinkerode) — 
Schwann 	 Nein Stegner 	 Ja 
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Zusammenstellung der Abstimmung 

Abstimmung 

Abgegebene Stimmen 	. 406 

Davon : 
Ja  206 
Nein  180 
Stimmenthaltung 	. 20 

Zusammen wie oben . 	. 406 

Berliner Abgeordnete 

Name Abstimmung Name Abstimmung 

CDU/CSU Mattick 	  Nein 
Neubauer 	 Nein 

Dr. Friedensburg . . 	. 	. enthalten Neumann 	 Nein 
Dr. Krone 	 Ja Dr. 	Schellenberg . 	. 	. 	. beurlaubt 
Lemmer 	  beurlaubt Frau Schroeder (Berlin) . Nein 
Frau Dr. Maxsein . 	. 	. Ja Schröter (Wilmersdorf) 	. Nein 
Stingl 	  Ja Frau Wolff (Berlin) 	. 	. Nein 
Dr. Tillmanns . Ja 

FDP 
SPD Dr. Henn 	 Nein 

Brandt (Berlin) 	. 	. 	. 	. — Hübner 	  Nein 
Frau Heise 	 Nein Frau Dr. Dr. h. c. Lüders Nein 
Klingelhöfer 	 beurlaubt Dr. Reif 	  Nein 
Dr. Königswarter 	. 	. 	. Nein Dr. Will 	  Nein 

Zusammenstellung der Abstimmung der Berliner Abgeordneten 

Abstimmung 

Abgegebene Stimmen 	. 18 

Davon : 
Ja 	. 	. 	. 	. 	. 	. 4 
Nein . 	. 	. 	. 	. 	. 13 
Stimmenthaltung 	. 1 

Zusammen wie oben . 	. 18 
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